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(A) 


(C) 


96. Sitzung 


Bonn, den 5. Juni 1992 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich möchte zunächst zwei Kollegen nachträglich zu 
einem runden Geburtstag gratulieren — das ist immer 
ein erfreulicher Anlaß — , und zwar dem Kollegen 
Dr. Hans de With, der vor einigen Tagen seinen 
60. Geburtstag gefeiert hat, und dem Kollegen Dr. 
Oscar Schneider (Nürnberg), der seinen 65. Geburts- 
tag gefeiert hat. Im Namen des Hauses spreche ich 
beiden die besten Wünsche aus. 

(Beifall) 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Neure- 
gelung des Asylverfahrens 

— Drucksache 12/2062 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des In- 
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2718 — 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann 
Gerd Wartenberg (Berlin) 

Dr. Burkhard Hirsch 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 GO 
— Drucksache 12/2718 — 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

(Erste Beratung 79. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Beschleunigung der Ayslverfahren 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Willfried 
Penner, Gerd Wartenberg (Berlin), Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Behandlung von Asylanträgen in den neuen 
Bundesländern 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Für eine neue Asyl- und Zuwanderungspoli- 
tik 

zu dem Entschließungsantrag der Gruppe 
Bündnis 90/GRÜNE 

zur Vereinbarten Debatte zur Asylpolitik und 
Ausländersituation 

zu dem Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 

Vollständige Wiedereinführung der Genfer 
Flüchtlingskonvention als rechtliche Grund- 
lage in das Asylrecht 

— Drucksachen 12/2100, 12/852, 12/1296, 
12/1326, 12/2097, 12/2718 — 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann 
Gerd Wartenberg (Berlin) 

Dr. Burkhard Hirsch 

Zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Asylverfahrens liegen vier Entschließungsanträge der 
Gruppe PDS/Linke Liste vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung wird 
vorgeschlagen, für die Aussprache anderthalb Stun- 
den vorzusehen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Das ist offensichtlich der Fall. 

Die Aussprache kann somit eröffnet werden. 
Zunächst erteile ich dem Abgeordneten Marschewski 
das Wort. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In diesem Bundestag sind 
Gemeinsamkeiten möglich, auch auf dem Gebiet des 
streitigen Asylrechts. Es ist richtig, was Kurt Schuma- 
cher sagte: Politik beginnt mit dem Betrachten der 
Realität. Realität war und ist: Auch im letzten Monat 
kamen über 32 000 Asylbewerberin die Bundesrepu- 
blik Deutschland. Realität ist ferner, daß 5 Millionen 
Ausländer in unserem Lande wohnen, in Ballungsge- 
bieten teilweise über 20%, in einzelnen Stadtteilen 
noch mehr. Realität ist weiter, daß zwei Drittel aller 
Asylanträge der Europäischen Gemeinschaft in 
Deutschland gestellt werden. Zum Vergleich zwei 
Zahlen: Nach England kommen 3%, in die Nieder- 
lande 2,5%. Realität ist auch, meine Damen und 
Herren, daß die Anerkennungsquote im letzten Jahr 
rund 5% betrug, daß aber 75% der abgelehnten 
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(A) Asylbewerber in Deutschland geblieben sind, obwohl 
sie keinen Status als De-facto-Flüchtling hatten und 
obwohl für sie die Genfer Konvention nicht in Frage 
kam. 

Wir alle wissen: Die Wanderungsbewegung von 
Süd nach Nord und von Ost nach West hat ihre 
Ursache darin, daß die Menschen in bitterer Armut 
leben, daß sie diese Armut nicht mehr hinnehmen, 
sondern ihr davonlauf en. Deswegen ist natürlich Wirt- 
schaftshilfe vonnöten. Daher begrüße ich das Flücht- 
lingskonzept der Bundesregierung ganz besonders. 
Ich meine, damit ist ein vernünftiger Lösungsansatz 
gegeben. 

Realität ist auch, daß wir in Deutschland nicht alle 
Armutsprobleme der Welt lösen können. Nicht alle 
diese Menschen können in Deutschland Aufnahme 
finden. Deswegen sagt unsere Verfassung zu Recht: 
Nur wer politisch verfolgt ist, genießt Asyl. Ich füge 
hinzu: Wer politisch verfolgt ist, muß rasch anerkannt 
werden. Wer aber eindeutig politisch nicht verfolgt ist, 
muß ebenso rasch seine Ablehnung erfahren und 
Deutschland wieder verlassen. 

Das, meine Damen und Herren, ist das, was wir 
durch das Asylverfahrensgesetz erreichen wollen. Wir 
haben hierfür folgende fünf Maßnahmen vorgese- 
hen. 

Erstens: die Unterbringung in Gemeinschaftsunter- 
künften. Ich bedanke mich hier besonders beim Bun- 
desfinanzminister herzlich dafür, daß er den Ländern 
frei werdende Liegenschaften zur Verfügung gestellt 
hat. 

(B) (Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Leider 

noch nicht genug!) 

— Wenn Kasernen nicht frei sind, Herr Kollege — das 
ist aber nicht der Punkt einer sachlichen Debatte — , 
kann man sie nicht frei machen. Wir bemühen uns 
darum. 

Zweitens, meine Damen und Herren: Wir haben das 
Verwaltungsverfahren gestrafft. Der Bund hat es 
übernommen, einheitlich bis hin zur Ausreiseauffor- 
derung und Abschiebungsandrohung, kurzfristig zu 
entscheiden. Dabei führen wir in Zukunft nur noch 
eine Anhörung durch, und zwar beim Bundesamt in 
Zirndorf. 

Hier jedoch eine Bemerkung zu dem Antrag der 
SPD zur sogenannten Schnittstellenproblematik. 
Meine Damen und Herren, das Bundesamt kann nicht 
zur allein zuständigen Bundesausländerbehörde für 
alle Asylsuchenden werden. Wir haben eine grundge- 
setzliche Aufteilung, und nach dieser grundgesetzli- 
chen Aufteilung liegt die Kompetenz für Verwal- 
tungsangelegenheiten grundsätzlich bei den Län- 
dern. Und, meine Damen und Herren, wir brauchten 
eine flächendeckende Bundesverwaltung, die sicher- 
lich räunüich und zahlenmäßig so groß wäre wie die 
Bundeswehr. Das können und wollen wir nicht. Das 
stünde unseres Erachtens auch klar in Widerspruch zu 
Art. 87 des Grundgesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, ich meine, die gesetzliche Zuständigkeitsauf- 
teilung ist die sachgerechteste aller Lösungen. Nur sie 
ermöglicht ein Höchstmaß an Verfahrensbeschleuni- 


gungen. Das gilt auch für die Paßbeschaffung, ein (C) 
Problem, über das in den Ausschußberatungen sehr 
intensiv diskutiert worden ist. Meine Damen und 
Herren, die Sozialdemokraten meinen, auch hier solle 
der Bund „zuständiger" werden. Nur, auch da holen 
die Fakten Sie ein. Im letzten Jahr haben wir die Bitte 
um Mithilfe beim Auswärtigen Amt, was die Paßbe- 
schaffung betrifft, in nur 129 Fällen gehabt. Dafür die 
Kompetenzen zu ändern, dafür völlig neue Verwal- 
tungen zu schaffen, ich glaube, dies ist nicht sachge- 
recht. 

Drittens: wir haben die Gerichtsverfahren gestrafft. 

Wir haben sie in der Regel auf eine Instanz 
beschränkt. Wir haben Rechtsmittel- und Begrün- 
dungsfristen verkürzt, und wir haben bei Nebenver- 
fahren, die nicht das Bleiberecht selbst betreffen, die 
Beschwerde abgeschafft. Wir wissen, daß wir — das 
war ja die Forderung des Kanzlergesprächs am 
10. Oktober letzten Jahres — die gehegte Erwartung, 
die Gerichtsverfahren in zwei Wochen beenden zu 
können, leider nicht erfüllen werden. Das ist klar. 
Aber, meine Damen und Herren, ich meine, daß wir 
mit diesem Gesetz, was die Gerichtsverfahren betrifft, 
doch eine erhebliche Verfahrensverkürzung errei- 
chen werden. Mit dieser Verfahrensverkürzung und 
mit dieser Straffung wird auch nicht die Statik des 
Rechtsstaates verändert, wie man vor geraumer Zeit in 
Parteipublikationen hat lesen können. 

Meine Damen und Herren, schließlich haben wir die 
erkennungsdienstliche Behandlung von Asylbewer- 
bern, deren Identität nicht eindeutig ist, eingeführt. 

Sie wissen, daß auf Grund der beschränkten Auswer- 
tungskapazität des derzeitigen halbautomatischen (D) 
Bund-Länder-Systems nur etwa 12 000 Abdruckblät- 
ter von Asylsuchenden ausgewertet werden können. 

In Zukunft werden es alle sein. Wir werden hierdurch 
auch die Doppel- und sogar Mehrfachbeziehung von 
Sozialhilfe verhindern. Meine Kolleginnen und Kolle- 
gen, Sie kennen die Zählung 

(Zuruf der Abg. Ulla Jelpke [PDS/Linke 
Liste]) 

— Was meinen Sie? Melden Sie sich ruhig zu Wort. Ich 
diskutiere gerne am Morgen. Dann kommt man etwas 
besser in Form, als wenn man hier nur diese nüchterne 
und sachliche Juristerei vorzutragen hat, werte Kolle- 
gin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, Sie kennen die Zählung 
im Kreis Aachen. Von 5 000 Asylbewerbern bezogen 
690 zu Unrecht Sozialhilfe. Das kostete 8,4 Millionen 
DM. Frau Kollegin, wenn Ihr Einwand dahin geht, es 
wäre falsch, deswegen Ressentiments gegen alle 
Ausländer und Asylbewerber zu hegen, ist er selbst- 
verständlich richtig. Aber ich meine, gerade im Inter- 
esse der ehrlichen Asylbewerber ist die Einführung 
dieses AFIS-Systems vonnöten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein wichtiger Punkt dieser Parteienvereinbarung 
beim Bundeskanzler ist das Versprechen der Länder, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß im 
Gegensatz zur Vergangenheit, wo 75% der Asylbe- 
werber in der Bundesrepublik blieben, nunmehr eine 
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(A) Abschiebung politisch nicht verfolgter und abgelehn- 
ter Asylbewerber innerhalb einer Woche vollzogen 
wird; denn jede weitere Verzögerung würde zu einer 
Erweiterung der Unterbringungskapazität zwingen. 

Meine Damen und Herren, die zentralen Gemein- 
schaftsunterkünfte, zu deren Bereitstellung sich die 
Länder verpflichtet haben, fehlen bereits jetzt. Sie 
wissen, daß die Länder zugesagt haben, rund 50 000 
Gemeinschaftsplätze zu schaffen, und daß sie im 
Augenblick nur in der Lage sind, 25 000 einzurichten. 
Ich richte mich damit an alle Bundesländer. Hier geht 
es wirklich darum, die Verpflichtung zu erfüllen, die 
die Länder freiwillig eingegangen sind. Deswegen 
mein Appell an die Länder, dies zu tun und dem Bund 
die versprochenen 500 Entscheider zu schicken. Ver- 
sprechen sollte man halten — „pacta sunt servanda", 
so formulieren wir als Juristen — , und das sollte 
gerade in diesem Bereich gelten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Zur Bewertung dieses Gesetzentwurfs: Wir werden 
mit dieser Novellierung des Asylverfahrensgesetzes 
die Verfahren deutlich verkürzen. Ich habe es vorhin 
bei den Gerichtsverfahren schon angesprochen: Es 
wird schwierig sein, die Einhaltung der Sechswochen- 
frist zu erreichen. Ich meine aber, daß wir mit diesem 
Gesetz zumindest eine erhebliche Entlastung von 
Gemeinden und Ländern und eine erhebliche Entla- 
stung der Bevölkerung erreicht haben. 

Aber eines ist klar: Der uns durch das Grundgesetz 
gegebene Spielraum für Verfahrensbeschleunigun- 
gen ist, so meine ich, nunmehr endgültig ausge- 
schöpft, Herr Kollege Hirsch. Das ist die Verfassungs- 

(B) läge. Es ist doch eine fast eigenartige Situation: Keine 
Verfassung auf dieser Erde gewährt jedem Menschen 
auf die bloße Behauptung hin — und sei sie noch so 
unrealistisch — , politisch verfolgt zu sein, einen ver- 
fassungsrechtlich verbürgten Individualanspruch, 
eine Rechtsweggarantie, ein Prüfverfahren, Sozial- 
hilfe und ein vorläufiges Bleiberecht für die Dauer 
dieses Verfahrens. Ich darf sagen: Das tut keine 
Verfassung auf dieser Erde! 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sie sind 
sicher bereit, eine Zwischenfrage zu beantworten? — 
Bitte schön, Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege Mar- 
schewski, ist Ihnen unbekannt, daß in den Verfassun- 
gen von Portugal, von Spanien und von Italien ein 
ausdrückliches subjektiv-öffentliches Verfassungs- 
recht verankert ist und daß das Asylrecht in Frank- 
reich als Staatsziel in der Verfassung verankert ist? 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Sehr geehrter 
Herr Kollege Dr. Hirsch, das sind völlig verschiedene 
Gesetze. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Verfassun- 
gen!) 

— Nein, ich wiederhole: Es gibt kein einziges Land, in 
dem einem Asylbewerber ein subjektiver Grund- 
rechtsanspruch, ein Bleiberecht, Sozialhilfe und vieles 
mehr auf die bloße Behauptung hin verbürgt wird, er 
sei politisch verfolgt. Ich meine, daß unsere Verfas- 
sung ausgesprochen asylfreundlich ist. Das hat ja 


seinen Grund gehabt, Herr Dr. Hirsch. Wir haben sie (C) 
auf Grund der Ereignisse des Zweiten Weltkriegs, auf 
Grund der Ereignisse der Nazizeit ganz bewußt so 
formuliert. Aber die Zeiten haben sich geändert. Wir 
müssen gemeinsam darüber nachdenken, wie wir 
dieses Problem lösen. 

Vizepräsident Dieter- Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter, Ihre Antwort veranlaßt den Kollegen 
Wiefelspütz, eine Frage zu stellen. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dieter Wiefelspütz (SPD): Herr Kollege Mar- 
schewski, trifft meine Vermutung zu, daß auch Sie 
stolz sind auf Art. 16 Abs. 2 Satz 2, wo es heißt: 
„Politisch Verfolgte genießen Asylrecht"? 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Kollege Wie- 
felspütz, ich bin sehr stolz darauf. Sie wissen, wir legen 
eine Grundgesetzänderung vor. Bei dieser Grundge- 
setzergänzung lautet der erste Satz — er bleibt erhal- 
ten! — : „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. " Das 
soll so bleiben, Herr Kollege. Darauf bin ich stolz, und 
wir werden das so durchführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]) 

Aber wir müssen überdenken, ob unser Asylrecht 
richtig ist; denn es kommen immer mehr Flüchtlinge 
zu uns, auch Armutsflüchtlinge und Wirtschaftsflücht- 
linge. Im Jahre 1992 werden es sicherlich mehr als 
400 000 sein. Die geltende Asylrechtsregelung stößt 
bei der Bevölkerung auf Vorbehalte und trägt dazu 
bei, Reserviertheit und manchmal sogar Abneigung 
gegenüber Asylbewerbern hervorzurufen. Das ist ein 
bedauerliches Faktum, aber wir müssen uns darauf 
einstellen; denn wir möchten mit vollen Rechten und 
Pflichten, HerrDr. Hirsch, an internationalen Abkom- 
men wie dem Schengener Zusatzabkommen und dem 
Dubliner Abkommen beteiligt sein und möchten Asyl- 
bewerber, die in einem anderen Land bereits Schutz 
vor politischer Verfolgung gefunden haben, zurück- 
überstellen, eben weil sie nicht mehr verfolgt sind. 
Daran hindert uns aber Art. 16 des Grundgesetzes. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Nein!) 

— Doch. — Meine Damen und Herren, das machen wir 
immer so, nicht daß Sie glauben, daß im Innenaus- 
schuß nicht sachlich gearbeitet würde. Das ist bei 
Herrn Dr. Hirsch und bei uns Tagesgeschäft. Deswe- 
gen sage ich ja auch, daß ich mich darüber freue 

— und da meine ich die Kollegen von der SPD 
genauso — , daß wir in sehr sachlicher Atmosphäre 
über das Asylverfahrensgesetz beraten haben und es 
auch im großen und ganzen gemeinsam beschließen 
werden. Das ist richtig, und deswegen, Herr Kollege 
Wiefelspütz, haben wir auch die Verpflichtung, die 
von mir angesprochenen Fragen gemeinsam zu lösen. 

Ich sage, wir müssen weiterhin im Gespräch bleiben; 
denn über die Verfahrensbeschleunigungen hinaus 
müssen wir z. B. entscheiden, ob Zuwanderer aus 
akuten Bürgerkriegsgebieten überhaupt das Asylver- 
fahren belasten sollen 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. — Ger- 
linde Hämmerle [SPD]: Sollen sie nicht!) 
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(A) oder ob ihnen nicht vielmehr ein zeitlich befristetes 
Aufenthaltsrecht gewährt wird. Wir müssen darüber 
reden, meine Damen und Herren, und wir bieten dies 
an. 

(Zurufe von der SPD: Aber wann? — Konrad 
Weiß [Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE|: Wir for- 
dern das schon ewig!) 


Das sind die drei Fragen, die wir gemeinsam behan- 
(B) dein müssen; denn, meine Damen und Herren, wir 
können dabei nicht auf eine europäische Lösung 
warten. Warum sollten die Europäer dies auch tun, 
solange zwei Drittel der Asylbewerber nach Deutsch- 
land kommen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 


Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Gottfried Bernrath. 

Hans Gottfried Bernrath (SPD): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen! Liebe Kollegen! Immer mehr 
Menschen in vielen Teilen der Welt verlassen ihre 
Heimat. Sie suchen für sich und ihre Familien neue 
Existenzgrundlagen. Viele flüchten vor politischer, 
ethnischer, religiöser Verfolgung, vor Bürgerkriegen 
oder auch, weil sie hungern. Hunger ist auch ein 
Verfolger. 

Nach Deutschland können Flüchtende, neue 
Lebensgrundlagen Suchende, nur gelangen, wenn sie 
sich unter Berufung auf unsere Verfassung um Asyl 
bewerben. Zwangsläufig nimmt daher, sehen wir uns 
die politische und wirtschaftliche Entwicklung nicht 
nur in den östlich und südöstlich benachbarten Län- 
dern an, die Zahl der Asylanträge zu: 32 500 im Mai 
dieses Jahres, 6 000 mehr als im Vormonat; in den 
Monaten Januar bis Mai 156 000, mehr als das Dop- 
pelte des Vergleichszeitraums 1991. Zwei Drittel der 
Asylbewerber — und darin liegt die Aufgabe — stam- 
men aus Ost- und Südosteuropa. 

Die statistischen Zahlen erregen Besorgnis. Die 
Struktur der Zahlen bzw. die Zusammensetzung der 
Zahlen der Asylbewerber aus verschiedenen Her- 
kunftsländern muß uns nachdenklich stimmen. Sie 
zeigt vor allem, daß wir Flüchtende in aufwendige 
Asylverfahren zwingen, weil wir beispielsweise 
— das wurde soeben angedeutet — für die Aufnahme 
von Bürgerkriegsflüchtlingen oder anderen Zuwan- 
derern keine zeitgerechten rechtlichen und verfah- 
renspraktischen Regelungen geschaffen haben. Von 
einem Konzept der Bundesregierung ist mir nun 
wirklich gar nichts bekannt. Erst recht ist kein prak- 
tisch durchsetzbares Konzept erkennbar. Das müssen 
Sie uns erst noch vermitteln! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Die Folge ist, daß wir unübersichtliche, viel zu lange 
Verfahren sowie Unterbringungsschwierigkeiten 
während der Anerkennungsverfahren zu Lasten der 
Kommunen haben. Aus den zu langen Verfahren 
ergeben sich immer dann Aufenthalts- oder Bleibe- 
rechte nach der Genfer Flüchtlingskonvention, wenn 
sich die Asylanträge schließlich als unbegründet 
erweisen, und das ist in der überwiegenden Zahl der 
Fall. 


Es gibt doch keine Veranlassung für die anderen 
Staaten, uns da zu helfen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD — Hans Gottfried Bernrath [SPD]: 

Das ist eine reine Unterstellung!) 

Deswegen müssen wir im Gespräch bleiben, müssen 
wir gemeinsam nach Lösungen suchen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD]) 

— Ich habe heute die Zeitung gelesen, und ich ver- 
stehe, daß Sie heute morgen besonders erregt sind, 
Herr Kollege Vogel. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Hans- 
Jochen Vogel [SPD]: Schäbiger Kunde! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Das war typisch 
Marschewski!) 

Meine Damen und Herren, wir sind gefragt, über 
die Parteigrenzen hinweg. Ich meine, dies ist ein 
Auftrag an die Handlungsfähigkeit der Demokratie 
und eine Aufforderung an uns alle. Die Union jeden- 
falls lädt die SPD und auch die F.D.P. zu weiteren 
gemeinsamen Gesprächen ein. Wir stimmen dem 
Asylverfahrensgesetz zu. 


— Meine Damen und Herren, lassen Sie mich jetzt 
ausreden, ich komme zum Schluß. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Herr Mar- 
schewski, fehlt Ihnen die Mehrheit für eine 
solche Regelung?) 

— Ganz herzlichen Dank, Herr Kollege Wiefelspütz; 
Sie wissen, zu einer Grundgesetzänderung ist eine 
Zweidrittelmehrheit erforderlich . 

(Beifall des Abg. Dr. Burkhard Hirsch 
[F.D.P.]) 

Sie wissen auch, daß wir uns neben dieser Frage der 
Bürgerkriegsflüchtlinge, die natürlich geklärt werden 
muß, weiter überlegen müssen, ob wir nicht das 
Grundgesetz maßvoll ergänzen sollten mit dem Ziel, 
Asylbewerber aus Nichtverfolgerstaaten oder siche- 
ren Drittstaaten unverzüglich abzuschieben. Das ist 
der zweite Punkt. Das gehört zusammen, meine 
Damen und Herren! 

Ich sage drittens: Wir müssen darüber nachdenken, 
ob vielleicht doch eine Zuwanderungsbegrenzung 
nötig ist oder nicht. 


Des weiteren ergibt sich ein Verlust des Konsenses 
mit und in der Bevölkerung, weil diese nicht mehr 
erkennt, ob der Staat die Zuwanderung überhaupt 
noch ordnet. Sie sieht den sozialen Ausgleich in den 
Städten und Gemeinden gefährdet. Aus diesem 
Grunde gab es im vorigen Jahr — ich erwähne in 
diesem Zusammenhang das Kanzlergespräch am 
26. Oktober — unsere Anregung, über eine Neufas- 
sung der Regelungen über das Asylverfahren zu 
kürzeren Zeiten für die Anerkennungsverfahren zu 
kommen. 
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(A) Bei dieser Aufgabe sind wir an Art. 16 unserer 
Verfassung in Verbindung mit den bekannten 
Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts gebun- 
den, insbesondere an den Beschluß vom 20. April 
1982, der auf das völkerrechtlich geschuldete Maß an 
gerichtlichem Rechtsschutz für Asylbewerber hin- 
weist und feststellt, daß dazu auch der Zugang zu den 
Gerichten zählt. Das ist eine Bindung, die wir nicht 
auflösen können. Allerdings lassen uns das Bundes- 
verfassungsgericht wie auch die Art. 16 und 19 unse- 
rer Verfassung Gestaltungsspielräume, ln dieser Hin- 
sicht sind wir also nicht hilflos. Diese Gestaltungs- 
spielräume haben wir nunmehr genutzt. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden sich 
die Anerkennungsverfahren drastisch verkürzen las- 
sen. Abschiebungen, die im übrigen zum Asylrecht 
gehören, werden nun, auch nach rechtsstaatlichen 
und völkerrechtlichen Normen, schneller möglich; 
allerdings nur, wenn das dafür erforderliche Personal 
und die technischen Voraussetzungen bereitgestellt 
bzw. geschaffen werden. 

Auf die Einzelheiten des Gesetzentwurfs, der nicht 
zuletzt auch nach einer Anhörung von Sachverständi- 
gen überarbeitet und konsensfähig wurde, will ich 
nicht eingehen. Ich will lediglich noch einmal aus- 
drücklich auf unseren Änderungsantrag zu § 24 des 
Gesetzentwurfs hinweisen. Hier geht es um die Pflich- 
ten des Bundesamtes. Ich möchte Sie dringend bitten, 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen; denn nur auf 
diese Weise lassen sich wirklich kürzere Verfahrens- 
zeiten erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach der von uns vorgeschlagenen Regelung sollen 
sämtliche Duldungsgründe durch das Bundesamt 
geprüft und festgestellt werden. Wenn wir das nicht 
tun, dann, so meine ich, kommen wir wieder in eine 
unübersehbare Verzögerung. Im übrigen wird unser 
Vorschlag nicht dazu führen, daß wir so etwas wie eine 
Bundesausländerbehörde bekommen; ganz im Ge- 
genteil, denn es handelt sich hierbei um die Überprü- 
fung von Abschiebungsgründen von Menschen, die ja 
nicht anerkannt worden sind. Folglich sollen diese 
Menschen erst gar nicht in die Kommunen einreisen. 
Deshalb ist es widersinnig, diese Aufgabe den Kom- 
munen zu übertragen. Das würde wieder zu langen 
Aufenthaltszeiten in den Kommunen führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine in dieser Hinsicht gebrochene Zuständigkeit des 
Bundesamtes führte zu sonst — siehe Änderungsan- 
trag — vermeidbaren Problemen nach Anordnung der 
Abschiebung. 

Das, was Sie Vorschlägen, ist verwaltungstechnisch 
unpraktisch. Ihr Vorschlag führt zu einem vermeidba- 
ren Aufwand. Er kann auch den Erfolg der neuen 
Regelungen nachhaltig gefährden. 

Deshalb bitten wir darum, diesem Antrag zuzustim- 
men. Ich betone noch einmal: Dazu gehört dann auch, 
daß dann, wenn wir wirklich zu wirksamen Verbesse- 
rungen kommen wollen, das notwendige Personal 
sowie die Räume schnell zur Verfügung gestellt wer- 
den, damit die Verfahrensverbesserungen genutzt 
werden können. 


Wenn Sie an die Länder appellieren, tun Sie das (C) 
wider besseres Wissen. Ich möchte Sie darauf hinwei- 
sen, daß das Land Nordrhein-Westfalen dem BMI 
900 Vorschläge für geeignetes Personal vorgelegt hat. 

Bis heute, jedenfalls bis vor wenigen Tagen, ist darauf 
noch keine Reaktion erfolgt, obwohl das seit sechs, 
sieben oder acht Wochen im BMI liegt. Es ist keine 
Auswahl des Personals vorgenommen worden! 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Unerhört!) 

Hier kann man eigentlich nur noch unterstellen, daß 
absichtlich verzögert wird, von den sehr zweifelhaften 
Einwänden des Bundesfinanzministers gegen ein 
schnelles Bereitstellen leerstehender Räume — natür- 
lich kann es nur um leerstehende Räume gehen — 
einmal völlig abgesehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nur die 

Verfassungstreue gegenüber der Zuständig- 
keit der Länder!) 

Viel Zeit ist schon vertan. Die komplizierten Regeln 
für das Inkrafttreten dieses Gesetzes — es heißt ja 
Beschleunigungsgesetz — lassen einen tiefen Ein- 
blick in die Hilflosigkeit der koordinierenden Behör- 
den zu. Der Bund ist hier im besonderen Maße 
gefordert. Es geht nicht allein um Beschäftigungspro- 
file, wie der Bund meint, die bereitgestellt werden 
müssen. Es geht um die Auswahl des Personals und 
um die Mobilisierung von Personal. 

Da kann ich Ihnen übrigens einen Tip geben. Er 
wird allerdings den Kohl nicht fett machen — nicht im 
übertragenen Sinne. 

(Heiterkeit bei der SPD — Zuruf von der SPD: 

Der kann gar nicht mehr fetter werden!) 

Es laufen noch Disziplinarverfahren gegen kleine 
KP-Funktionäre unter Beteiligung von Disziplinar- 
richtern und anderen, gegen Menschen, die vor 18 
oder 20 Jahren für die auch damals zugelassene KP 
kandidiert haben. Diese Verfahren werden nicht 
abgeschlossen. Damit gewinnt man zwar keine 
Menge Personal, aber es wird deutlich, womit sich 
Mengen von Personal beschäftigen. Das wird in ande- 
ren Bereichen nicht anders sein, und das erschüttert 
das Vertrauen in die Rechtsordnung, die wir haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit diesem die Asylanerkennungsverfahren abkür- 
zenden Gesetz beginnt, so hoffe ich, eine Anpassung 
unserer Rechtsregeln, gegebenenfalls auch der Ver- 
fassungsvorschriften, an die tatsächlichen Erforder- 
nisse der Zuwanderung nach Deutschland. Mir ist 
dabei bewußt, daß auch ein in dieser Hinsicht richtiges 
und erfolgreiches Vorgehen die Flüchtlingsströme 
nicht mindern wird. Wir ändern unser Recht, aber die 
Flüchtlinge werden dennoch kommen. 

Neben Art. 16 gilt im übrigen nach wie vor die 
Genfer Flüchtlingskonvention, und zwar unabhängig 
von innerstaatlichem Recht, so wie wir auch verpflich- 
tet sind, innerstaatliches Recht nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention zu gestalten. Die Genfer 
Flüchtlingskonvention, die keinen individuellen 
Asylanspruch kennt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 
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(A) verbietet aber in ihrem Art. 33 die Ausweisung in 
Länder, in denen Menschen politisch oder sonstwie 
gefährdet sind, verfolgt sind usw. 

Es wird also nicht leicht sein, umfassende Zuwan- 
derungsregelungen zu erarbeiten, weil viele sich aus 
innerstaatlichen Regeln ergebende Probleme bei 
Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen erneut 
auftreten. Darum kennzeichnet sich der vor uns lie- 
gende Weg durch die partnerschaftliche Harmonisie- 
rung der Zuwanderungsregelungen in Europa und 
mit den anderen europäischen Ländern und damit 
auch der verschiedenen Asylanerkennungsverfahren 
in Europa. Wir sollten den anderen nicht unterstellen, 
sie seien dazu nicht bereit, sondern sollten endlich 
nachdrücklich mit ihnen verhandeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn wir können tun, was wir wollen: Keine Verfas- 
sungsnorm ist Selbstzweck. Jede Verfassungsnorm 
muß sich rational rechtfertigen lassen. Dazu gehört 
auch, daß wir die innerstaatlichen und zwischenstaat- 
lichen Möglichkeiten ausgeschöpft haben. Dies zu tun 
ist unsere Aufgabe. 8 Milliarden DM Kosten jährlich 
für Unterbringung, Betreuung und Integration von 
Asylbewerbern sowie die Gefährdung des sozialen 
Konsens zwingen uns zur restlosen Ausschöpfung 
aller Möglichkeiten zur Verringerung der Zahl der 
Verfahren — Bürgerkrieg ist wieder das Stichwort — 
und zur Verkürzung dann natürlich nötiger und ganz 
selbstverständlich rechtsstaatlicher Anerkennungs- 
verfahren für Asylbewerber mit zutreffenden Begrün- 
dungen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Burkhard Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wegen der Verkürzung der 
Redezeit muß ich mich auf wenige Bemerkungen 
beschränken. 

Wer in einem anderen Land vor Verfolgung sicher 
war, Herr Kollege Marschewski, dessen Asylantrag ist 
unbeachtlich. Das ist kein Verfassungsproblem, son- 
dern steht ausdrücklich in den §§ 2, 7 und 9 des 
Asylverfahrensgesetzes. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sie ken- 
nen aber die Rechtsprechung dazu, die sehr 
restriktiv ist! Daueraufenthalt in einem ande- 
ren Land, das ist etwas ganz anderes!) 

— Natürlich, die Rechtsprechung bestätigt das. Das 
steht ausdrücklich darin. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Dauerauf- 
enthalt in einem anderen Land ist etwas ganz 
anderes!) 

Das Gesetz selbst brauche ich hier im einzelnen 
nicht mehr vorzutragen; das ist zutreffend gemacht 
worden. 

Wir wollen das Gesetz, weil es zu einer wesentli- 
chen Beschleunigung des Verfahrens führen wird. Es 
ist allerdings mit Handicaps belastet: Einmal liegt dies 


in der nicht abgeschlossenen verwaltungsmäßigen (C) 
Vorbereitung der Einrichtung der Sammelunter- 
künfte und der Gewinnung des Personals. Der zweite 
Punkt ist, daß wir zu keiner Altfallregelung gekom- 
men sind; es ist völlig klar, daß die Gerichte die neuen 
Fälle nicht schneller entscheiden werden, wenn sie 
mit den alten verstopft sind. Es bleibt drittens bei dem 
Unsinn, daß wir Bürgerkriegsflüchtlinge in Asylver- 
fahren hineinkomplimentieren, damit die Länder den 
Gemeinden die Kosten abnehmen, obwohl jeder weiß, 
daß sie nicht unter das geltende Asylverfahrensrecht 
fallen. 

Alle Gesetzesmacherei hat keinen Sinn, wenn der 
Vollzug nicht in Ordnung ist. Wir hätten es sehr 
begrüßt, wenn der Innenminister und Bund und Län- 
der unseren wiederholten Aufforderungen gefolgt 
wären, eine Kommission einzurichten, die ohne ver- 
waltungsmäßige Hemmungen Einblick in alle Unter- 
lagen bekäme, alle Informationen über Versäumnisse 
im Verwaltungsvollzug nachprüfen könnte. 

Ich glaube, daß die Einrichtung dieser Kommission 
im wesentlichen daran scheitert, daß man dann fest- 
stellen würde, wieviele Probleme nicht etwa auf der 
Gesetzesformulierung beruhen, sondern darauf, daß 
der Verwaltungsvollzug nicht in Ordnung ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Wir wissen allerdings auch, daß die Wanderungs- 
bewegungen viel tiefergreifende Reaktionen der 
europäischen Staaten verlangen. Europa ist Einwan- 
derungsgebiet. Nachdem wir jahrzehntelang anklä- 
gerisch offene Grenzen gefordert haben, versuchen (D) 
die Europäer nun, diese Grenzen klammheimlich zu 
schließen, obwohl alle Untersuchungen zeigen, daß 
wir in der Bundesrepublik auf eine Zuwanderung 
angewiesen sind, wenn wir unseren wirtschaftlichen 
Wohlstand erhalten wollen und wenn wir hoffen 
wollen, daß unsere Sozialsysteme noch weitere 
20 Jahre funktionieren. 

Diese Einwanderungsproblematik kann nicht über 
das Asylverfahren gelöst werden. Das entscheidende 
Versäumnis liegt darin, daß dieses Einwanderungs- 
problem aus naheliegenden und bekannten innen- 
politischen Gründen verdrängt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Das Verhältnis zwischen Asyl und Einwanderung muß 
geklärt werden. Dazu werden wir Vorschläge vorle- 
gen. 

Das Asylverfahren muß auf eine europäische Basis 

gestellt werden, weil es völlig unvertretbar ist, daß 
man mit dem Schengener Abkommen nur die Frage 
löst, wer für einen illegal ankommenden Flüchtling 
zuständig ist und sonst nichts. Die Behauptung, wir 
würden ein Reserveasylland, ist weder rechtlich noch 
tatsächlich zutreffend. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Wiefelspütz möchte gerne eine Zwischen- 
frage stellen. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Aber natürlich. 
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(A) Dieter Wiefelspütz (SPD): Herr Kollege Hirsch, bei 
aller Komplexität der Problematik: Stimmen Sie der 
zugespitzten Kurzformel zu, daß wir das Grundrecht 
auf Asyl schützen müssen, die Zuwanderung aber 
über diesen Personenkreis hinaus einschränken müs- 
sen? 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Wir sind der Überzeu- 
gung, daß die Einwanderung mit unserem verbürgten 
Asylrecht in Wirklichkeit nichts zu tun hat. Unser 
Problem liegt darin, daß wir unser Asylrecht im 
Verfahren dadurch sprengen, daß viele, die einwan- 
dern wollen, ohne Flüchtlinge zu sein, diesen Weg 
gehen, nur um in die Bundesrepublik hineinzukom- 
men. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des Bündnisses 90/ 
GRÜNE) 

Darum, Herr Kollege Wiefelspütz, müssen wir ein 
System entwickeln, das die Bewerber dazu zwingt, 
sich zu entscheiden, welchen dieser beiden Wege sie 
gehen wollen, weil wir — ich sage gottlob — verwal- 
tungsmäßig nicht in die Gehirne der Menschen hin- 
eingucken können. 

Zu Europa. Richtig ist, daß sich unsere westeuropäi- 
schen Nachbarn mäuschenstill verhalten, weil sie 
möchten, daß die Bundesrepublik alleine mit den 
Flüchtlingen aus Ost- und Südosteuropa fertigwer- 
den muß. Die von der CDU/CSU vorgeschlagene 
Verfassungsänderung löst an diesem Problem über- 
haupt nichts. 

Wir sind dafür, daß politische Flüchtlinge weiterhin 

(B) aufgenommen werden, daß sie ihr individuelles Recht 
auf Aufnahme behalten. Wir wollen die Verpflichtun- 
gen aus der Genfer Flüchtlingskonvention erfüllen, 
d. h. die individuelle Prüfung und die Verpflichtung, 
keinen Flüchtling dem Verfolgerland zuzuschieben. 
Wir wollen, daß sich die europäischen Länder zu 
einem Mindeststandard verpflichten, der es uns 
ermöglicht, die Asylentscheidungen auch anderer 
Länder anzuerkennen. Wir wollen, daß die Flücht- 
lingsbewegung an der Ursache bekämpft wird; und 
das kostet Geld. Wir wollen vor allem, daß die huma- 
nitäre Verheißung, die in Art. 16 unserer Verfassung 
liegt, weder dem Fremdenhaß noch dem Egoismus 
einer Wohlstandsgesellschaft geopfert wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des Bündnisses 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr die Abgeordnete Frau Jelpke. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Daß rechtsstaatliche 
Grundsätze und bestehende Grundrechte bewußt 
ignoriert werden, zeichnet die gesamte Debatte um 
das Asylrecht und erst recht die Anwendung dieses 
Rechts gegen die Flüchtlinge aus. Man muß sich 
tatsächlich vergegenwärtigen, wieso dieses Gesetz 
heute durch den Bundestag gepeitscht werden soll. 
Gemacht ist es für Anlässe wie den gegenwärtigen 
Bürgerkrieg in Jugoslawien, Um die Zahl dieser 
Flüchtlinge einzudämmen, hatten sich Bundestags- 
fraktionen zum sogenannten Kanzlerrundengespräch 


versammelt. Hier wurden die Grundideen der Ver- (C) 
Schärfung des Asylverfahrensgesetzes ausgeheckt. 

Es gibt durchaus einen inneren Zusammenhang 
zwischen der Debatte um die Verabschiedung des 
Gesetzes und dem Anwachsen des Flüchtlingselends 
in Bosnien. Denn exakt für diese Fälle wird ja europa- 
weit ein gemeinsames Vorgehen diskutiert, erprobt 
und umgesetzt. In Absprache mit anderen europäi- 
schen Staaten hintertreibt die Bundesregierung die 
Fluchtmöglichkeit von Menschen aus dem vom Bür- 
gerkrieg heimgesuchten Bosnien-Herzegowina. Mit 
allen Schlichen und bürokratischen Maßnahmen, mit 
Kaltschnäuzigkeit und Menschenverachtung werden 
Visabestimmungen dazu genutzt, Flüchtlinge an den 
Grenzen abzuwehren. Das konnten Sie auch im Fern- 
sehen sehen. Die größte Flüchtlingskatastrophe seit 
dem Zweiten Weltkrieg wird bei den bundesdeut- 
schen Politikern zur größten Herausforderung, wie mit 
polizeistaatlichen Mitteln die Schlupflöcher für 
Flüchtlinge gestopft werden können. 

Schon im März jammerte der bayerische Innenmi- 
nister Stoiber darüber, daß „der Zustrom von Asylbe- 
werbern aus Jugoslawien über alle Vorstellungen 
angestiegen sei". Gerade Herr Stoiber, der in der 
Zunahme der Zahl der Asylbewerberinnen und Asyl- 
bewerber ein „Krebsübel" sieht, „das unsere demo- 
kratische Grundordnung erheblich schwächt", for- 
derte im März 1992 die Einführung der Visumpflicht 
für Jugoslawien. 

Die Zeitung „Die Welt" vom 14. April 1992 wußte zu 
berichten, daß die Sicherheitsbehörden fieberhaft 
überlegen, „wie sie illegale Grenzübertritte von Asyl- (D) 
bewerbern . . . wenn auch nicht ganz verhindern, so 
zumindest doch eindämmen können". 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist ihre Auf- 
gabe! Das ist völlig legal!) 

— Das ist ein Zitat. — „Rund 75 000 Jugoslawen 
hätten nach Angaben der bundesdeutschen Sicher- 
heitsbehörden die sichtvermerksfreie Einreise miß- 
braucht, um einen Asylantrag zu stellen", so die 
„Welt" weiter. 

Stoibers Vorschläge wurden mit der Anerkennung 
Bosniens umgesetzt. Plötzlich hingen zu Tausenden 
die Flüchtlinge an den Grenzen fest. Bundesinnenmi- 
nisterium und Regierungssprecher Vogel verteidigten 
die Visapflicht mit der Begründung, daß sie einen 
„Dammbruch" vermeiden wollten, der die Aufnah- 
mekapazitäten von Ländern und Gemeinden über- 
steigen würde. Nicht der gnadenlos und mörderisch 
geführte Bürgerkrieg ist Maßstab für die Aufnahme 
der Flüchtlinge in der BRD, sondern der kleinkräme- 
risch geprüfte Kassenstand und die Furcht davor, daß 
angeblich das Boot zu voll werden könnte. 

Selbst der Kommentator der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 20. Mai 1992 stellte fest: 

Die in verqueren Bahnen verlaufende deutsche 
Asyl-Debatte hat offenbar den Blick dafür 
getrübt, daß Kriegsflüchtlingen nicht nur aus 
moralischen Gründen, sondern auch aus völker- 
rechtlicher Verpflichtung Zuflucht gewährt wer- 
den muß. 
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(A) Die „FR“ sieht in der Bundesregierung und im BMI 
„brutale Schlaumeier“. Die „Süddeutsche Zeitung“ 
spricht vom „schändlichen" Verhalten. Der Bonner 
Vertreter des UN-Flüchtlingskommissars fordert, es 
gelte mehr denn je, den „Kerngedanken des Asyl- 
rechts zu bewahren, nämlich Schutz und Zuflucht 
denen zu gewähren, die Opfer von Gewalt, Verfol- 
gung und Unterdrückung geworden seien“. 

Meine Damen und Herren! Am 18. März 1992 führte 
der Innenausschuß des Deutschen Bundestages eine 
Anhörung zum vorgelegten Entwurf des Asylverfah- 
rensgesetzes durch. Die anwesenden 27 Expertinnen 
und Experten zerpflückten den gemeinsamen Gesetz- 
entwurf gnadenlos und in Gänze. Es muß eindringlich 
betont werden: Die geladenen Rechtsanwälte, Rich- 
ter, Verwaltungsbeamten und Vertreter von Wohl- 
fahrtsverbänden sowie Kirchen verwarfen gerade die 
wichtigsten Grundlinien des Entwurfes und bezeich- 
neten diese zum Teil als verfassungswidrig und gegen 
die Prinzipien des Rechtsstaates verstoßend. 

Als hätten die Sachverständigen gar nicht getagt, 
wird vom Innenausschuß weiter anvisiert, daß es eine 
Rechtsweggarantie für Asylsuchende nicht geben soll, 
daß es für Asylsuchende kein informationelles Selbst- 
bestimmungsrecht geben soll, daß Asylsuchende für 
kleinere Vergehen in den Knast kommen sollen, 

(Wolf gang Zoller [CDU/CSU]: Wollen Sie sie 
belohnen dafür?) 

daß sie in Sammellagern kaserniert werden sollen, 
daß sie nur noch Sachmittei statt Barmittel erhalten 
sollen. Relativ gelassen hat man sich auf diese men- 

(ß) schenrechtsverletzenden Eckpunkte geeinigt. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Das ist richtig 
unwahr, was Sie sagen!) 

Zunehmend wurde das Hauptproblem das Tempo der 
Verabschiedung des Gesetzes. 

Der CDU-Versuch, die Grundgesetzänderung 
gleich mit zu erzwingen, wird dadurch unterstützt, 
daß die Länder die materiellen Voraussetzungen in 
diesem Tempo nicht schaffen können, selbst wenn sie 
das wollten. Allem Übel soll offenbar auch noch ein 
Asylchaos hinzugefügt werden. Innenpolitische Tak- 
tiererei spielt erneut mit dem Feuer einer Pogromstim- 
mung. 

Alle praktikablen Vorschläge zur Beschleunigung 
und Entlastung der Asylverfahren, wie sie z. B. Pro 
Asyl bei der Anhörung vorgeschlagen hat, sind nicht 
zur Kenntnis genommen worden. Wir haben sie des- 
halb heute noch einmal als Entschließungsanträge 
eingebracht. 

Bis heute weigert sich die Bundesregierung trotz der 
terroristischen Politik der türkischen Regierung 
gegenüber dem kurdischen Volk, einen Abschiebe- 
stopp für die Kurden zu erlassen. Dafür tut die 
Bundesregierung aber alles, um eine neue Fluchtur- 
sache für Kurden aus der Türkei zu produzieren. Die 
Aufhebung des Waffenembargos gegen die Türkei in 
den letzten Tagen unterstreicht dies deutlich. Dieses 
Beispiel sagt alles über das Gerede der Bundesregie- 
rung über die Bekämpfung der Fluchtursachen welt- 
weit, mit dem sie Einschränkungen des Asyirechts 
erkaufen will. Wer Waffen in ein Land wie die Türkei 


liefert, macht sich meiner Meinung nach mitschuldig (C) 
an der Fluchtbewegung. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Konrad Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Beim vorliegen- 
den Gesetz zur Neuregelung des Asylverfahrens, das 
als Ergebnis einer vorgezogenen Großen Koalition 
zustande gekommen ist 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sie sind 
ein liebenswerter Witzbold! — Dieter Wie- 
felspütz [SPD]: Schön wär's!) 

— Ich glaube nicht, daß das so schön wäre, Herr 
Kollege Wiefelspütz — , handelt es sich um einen 
weiteren Versuch — seit 1984 ist es der achte — , 
durch abschreckende rechtliche Regelungen die 
Anzahl der Flüchtlinge zu verringern. 

Mit diesem Gesetz sucht die Bundesregierung 

— und in ihrem Schlepptau die SPD — erneut das Heil 
in der Defensive, anstatt den Schritt zur offensiven 
und gestalteten Einwanderungspolitik zu wagen. 
Wieder werden dabei die Ursachen der Wanderungs- 
bewegung weitgehend negiert. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Herr Weiß, Sie 
verkennen, daß die Hauptvorschläge bei 
diesem Gesetz von uns stammen! Das ist (B) 

unser Gesetz!) 

— Dennoch: Auch wenn Sie ein schwerer Laster sind, 
sind Sie dennoch im Schlepptau der Regierung. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Von wegen! Wir 
nehmen andere ins Schlepptau, die die 
Gestaltungskraft nicht haben! — Erwin Mar- 
schewski [CDU/CSU]: Das kannst du einem 
Blöden erzählen, aber nicht uns!) 

Das sollten Sie unter sich klären. Das werden die 
Bürgerinnen und Bürger bei der nächsten Wahl mit 
Interesse feststellen. 

Mit dem hilflosen Instrumentarium polizeistaatli- 
cher Maßnahmen jedenfalls sollen die schlimmen 
Folgen der historischen und gegenwärtigen Kolonial- 
politik Europas bewältigt werden. Anstatt endlich in 
einer Konzertierten Aktion aller Industrienationen die 
Fluchtursachen konsequent zu bekämpfen, errichten 
wir eine Mauer aus törichten Vorurteilen und kalther- 
ziger Bürokratie um unser Land und um Westeu- 
ropa. 

Ich habe mit Interesse gehört, daß sich nach dem 
Vorsitzenden der SPD-Fraktion, Herrn Klose, nun 
auch Herr Hirsch zu einem Einwanderungsgesetz 
bekannt und unsere Vorschläge aufgenommen hat, 
die wir vor einigen Monaten in den Deutschen Bun- 
destag eingebracht haben. Darüber freue ich mich, 
und ich denke, daß sich da auch die Zukunft für 
gemeinsames politisches Handeln abzeichnet. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Wer ist da im 
Schlepptau!) 
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Konrad Weiß (Berlin) 

(A) — Das weiß ich nicht. Ich hoffe, daß ich bis dahin mit 

meinem prophetischen Eifer die GRÜNEN überzeugt 
habe, bei dieser vernünftigen Regelung mitzuma- 
chen. 

Ich bin überzeugt, daß die Bereitschaft, Flüchtlin- 
gen, Verfolgten und Einwanderern Hilfe und Zuflucht 
zu gewähren, in Deutschland nach wie vor groß ist, 
größer jedenfalls, als es uns Umfragen und tenden- 
ziöse Berichte glauben machen wollen. Viele Kon- 
flikte sind überhaupt erst entstanden, weil Politiker 
und Bürokraten handlungsunfähig und handlungsun- 
willig sind und weil sie die Probleme haben anwach- 
sen lassen. 

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. Ich habe in der 
vergangenen Woche einen Brief eines Bürgers 
bekommen, der Hausbesitzer ist und sein Haus für 
18 000 DM umgebaut hat, um Wohnungen für Asyl- 
bewerber zu schaffen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Für 18 000 
kriegst du nicht mal eine Tür!) 

Er hatte eine Zusage vom zuständigen Amt. Er wollte 
helfen, und er wollte auch Geld verdienen. Das ist ja 
nicht schlimm. Die Zusage wurde zurückgezogen, 
weil ein benachbarter Hotelbesitzer Sorge hatte, daß 
der Fremdenverkehr im Ort durch die Anwesenheit 
von Asylbewerbern leiden könnte. Er hatte offenbar 
eine Lobby beim zuständigen Landrat. 

Der Bürger schreibt mir — ich zitiere — : 

Ist es in diesem Land nicht möglich, daß Politiker 
Entscheidungen treffen, die nur, und zwar nur, 
(ßj politisch geprägt sind und ohne persönliche Hin- 

tergedanken? 

Ich frage uns, meine Damen und Herren: Können 
wir es uns wirklich leisten, hilfsbereiten Mitbürgern 
auf diese Art und Weise eine Abfuhr zu erteilen? 

Der vorliegende Gesetzentwurf strebt eine Be- 
schleunigung des Asylverfahrens an. Die Beschleuni- 
gung an sich ist wünschenswert und liegt letztlich im 
Interesse der Asylbewerber ebenso wie in dem der 
Kommunen und Länder. 

(Beifall des Abg. Dieter Wiefelspütz [SPD]) 

Eine Beschleunigung jedoch, die Flüchtlinge zum 
Objekt eines polizeistaatlichen Verfahrens macht und 
vorwiegend darauf zielt, das Menschenrecht auf Asyl 
zu vereiteln, wird von uns entschieden zurückgewie- 
sen. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU — Erwin Mar- 
schewski [CDU/CSU]: Das ist doch Schwach- 
sinn, lieber Herr Kollege! — Dieter Wiefels- 
pütz [SPD]: Das weise ich zurück! Das ist 
unerhört! — Zuruf von der SPD: Das ist ein 
rechtsstaatliches Verfahren! — Weitere Zu- 
rufe) 

— Schauen Sie sich Ihren eigenen Entwurf an. 

Nach unserer Überzeugung, meine Damen und 
Herren, vereinfachen die vorgeschlagenen Regelun- 
gen das Verfahren nicht, sondern machen es kompli- 
zierter, und werden deshalb zu weiteren Verzögerun- 
gen führen. Die eigentlichen Ursachen der langen 
Verfahrensdauer, nämlich die mangelnden techni- 


schen und personellen Kapazitäten bei Behörden und (C) 
Gerichten, wird auch Ihr Gesetz nicht beseitigen. Die 
Beschneidung der Anhörungsrechte und des gericht- 
lichen Rechtsschutzes stellen Verschärfungen dar, die 
rechtsstaatlich außerordentlich bedenklich sind, aber 
letztlich nichts am Status quo verändern werden. 

Wir teilen als Gruppe Bündnis 90/GRÜNE die 
grundlegende Kritik vieler Experten und Asylinitiati- 
ven. Wir kritisieren insbesondere die generelle erken- 
nungsdienstliche Behandlung und die dadurch ein- 
tretende Kriminalisierung der Freizügigkeit. Ich stelle 
mir vor: Menschen, die auf Grund von Verfolgung 
kommen, die einer Bedrohungssituation entflohen 
sind, werden in Deutschland, in dem Land, in dem sie 
Schutz und Zuflucht suchen, als erstes erkennungs- 
dienstlich behandelt, müssen ihre Fingerabdrücke 
geben und müssen sich wie für ein Verbrecheralbum 
fotografieren lassen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Weiß, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Hirsch zu beantworten? 

Konrad Weiß (Bündnis 90/GRÜNE): Ja, selbstver- 
ständlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
sehr. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.); Herr Kollege Weiß, 
würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen und es darstel- 
len, daß alle erkennungsdienstlichen Maßnahmen, 
insbesondere die Fingerabdrücke, selbstverständlich (D) 
spurenlos gelöscht werden, sobald der Bewerber 
anerkannt worden ist, daß die Löschungsdauer der 
Daten der anderen zeitlich begrenzt worden ist und 
daß diese Lösung nur deswegen gewählt wurde, um 
Doppelmeldungen und Dreifachmeldungen inner- 
halb Europas zu verhindern? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das weiß er 
doch alles!) 

Konrad Weiß (Bündnis 90/GRÜNE): Ich weiß das. 

Aber ich sehe nicht darin, Herr Kollege Hirsch, das 
Problem. Ich sehe das Problem vielmehr in der Ein- 
gangssituation. Nachdem jemand aus großer Betrof- 
fenheit und aus großer Not heraus an die Tür geklopft 
hat, wird er, wenn sich die Tür öffnet, als erstes wie ein 
Verbrecher behandelt. Das ist für mich das Problem, 
nicht, daß die Daten aufbewahrt werden könnten. 

Wir kritisieren ferner die Einrichtung von Großla- 
gern mit Internierungscharakter und die vorgesehene 
Ausstattung der Lagerverwaltung mit Poiizeibefug- 
nissen. Wir können auch die Installation von Lager- 
richtern und die Erschwerung der anwaltlichen Tätig- 
keit, so wie das vorgesehen ist, nicht mittragen. Wir 
lehnen aus diesen Gründen Ihren Entwurf ab. Statt 
dessen schlagen wir zur Beschleunigung der Verfah- 
ren vor: 

Erstens. Einreisende Asylbewerber werden vor 
Antragstellung von unabhängigen und kompetenten 
Beratern über die Rechtslage und ihre Chancen infor- 
miert, nach Art. 16 Abs. 2 des Grundgesetzes oder 
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(A) nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt zu 
werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vielleicht gleich 
zu Hause!) 

Wir schlagen zweitens die Schaffung eines eigenen 
Flüchtlingsstatus vor, damit Flüchtlinge aus Bürger- 
kriegs- und Krisengebieten erst gar nicht in die 
Asylverfahrensgesetzgebung hineinkommen. Sie 
werden gegenwärtig völlig überflüssigerweise ins 
Asylverfahren gezwungen. Aktuelle Beispiele sind 
die Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien-Herzego- 
wina. 

Die Gruppe Bündnis 90/GRÜNE hält drittens eine 
umfassende Altfallregelung für bereits seit Jahren 
unerledigte Verfahren für dringend notwendig. Wenn 
am 31. Dezember 1991 über 200 000 Asylverfahren 
anhängig waren, wie in der Begründung zum Asylver- 
fahren mitgeteilt wird, dann ist es dringend erforder- 
lich, eine Altfallregelung zu treffen, durch die ein 
großer Teil dieser Verfahren beendet werden könnte. 
Die Betroffenen haben sich hier längst eingelebt und 
integriert. Eine Abschiebung ist aus praktischen und 
humanitären Gründen überhaupt nicht mehr mög- 
lich. 

Wir fordern schließlich viertens eine angemessene 
personelle Ausstattung des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge sowie aller 
Verwaltungsgerichte und der Ausländerbehörden. 
Ohne eine deutliche Aufstockung dieser Behörden ist 
eine Verkürzung der Asylverfahren nicht möglich. 

Fünftens, meine Damen und Herren, schlagen wir 
die Abschaffung des Amtes des Bundesbeauftragten 
für Asylangelegenheiten vor. Dieses hat in der Ver- 
gangenheit ausschließlich zu Verzögerungen von 
Verfahren geführt. Die mit der Person des Bundesbe- 
auftragten intendierte Vereinheitlichung der Recht- 
sprechung und der Entscheidung ist in der Praxis 
vorhanden, ohne daß es dieser Institution bedarf. 

Diese wenigen Vorschläge zeigen, daß eine Verbes- 
serung der Situation möglich wäre, ohne daß das 
Asylrecht in seinem Kern beschädigt und mit verfas- 
sungsrechtlich fragwürdigen Mitteln eingeschränkt 
würde. 

Das Signal, meine Damen und Herren, das dieses 
Hohe Haus mit diesem Gesetz heute geben wird, ist 
fatal. Wirklich ändern werden Sie nichts. Aber dieje- 
nigen, die mit gewalttätigen Aktionen Flüchtlinge 
verfolgt und mißhandelt haben, werden diese Neure- 
gelung von CDU/CSU, F.D.P. und SPD als einen 
ersten Erfolg für sich verbuchen, einen Erfolg, an dem 
wir, die Gruppe Bündnis 90/GRÜNE, keinen Anteil 
haben wollen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und der 
PDS/Linke Liste) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Minister für Bundes- und Europaange- 
legenheiten des Landes Niedersachsen, Jürgen Trit- 
tin, das Wort. 


Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr Präsi- (C) 
dent! Meine Damen und Herren! Als ich hier im 
Oktober vergangenen Jahres zu den ersten Überle- 
gungen zu einem Entwurf sprach, war noch nicht 
ausgemacht, ob denn jene recht behielten wie etwa 
„Pro Asyl", die dieses Gesetz dann in der Anhörung 
vor dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
als „Notstandsgesetz gegen Flüchtlinge" bezeichne- 
ten. Es war auch nicht ausgemacht, ob die Maßnah- 
men auch ausreichen würden, um das zu erreichen, 
was Herr Weiß zutreffend gesagt hat: eine notwendige 
Beschleunigung. 

Wenn ich heute aus Ländersicht versuche, diesen 
Gesetzentwurf zu bewerten, dann muß ich doch die 
eine oder andere kritisch gemeinte Einwendung Vor- 
bringen. Gerade, wenn man bedenkt, daß es sich 
hierbei immerhin um die zehnte Novelle, um den 
zehnten Versuch handelt, Asylverfahren zu beschleu- 
nigen, dann muß die Frage erlaubt sein. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Herr Minister, das 
ist keine Novelle, sondern viel mehr!) 

— Nein. Sie mögen auch sagen, daß es viel mehr sei. 

Es handelt sich — Herr Wiefelspütz, einigen wir uns 
auf das Wort — um den zehnten Versuch, durch 
gesetzgeberische Maßnahmen das Asylverfahren zu 
beschleunigen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 

GRÜNE — Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: 

Wo ist das Problem?) 

Daß bei den vorangegangenen neun Versuchen die 
Asylverfahren immer länger geworden sind, das wis- 
sen Sie so gut wie ich, 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Das stimmt 
nicht! — Zuruf von der CDU/CSU: Vielleicht 
in Niedersachsen!) 

aber es muß die Frage erlaubt sein: Warum ist es 
eigentlich auch in diesem zehnten Versuch nicht 
gelungen, das abzustellen, was der Hohe Flüchtlings- 
kommissar der Vereinten Nationen bei jeder passen- 
den und vielleicht aus mancher Sicht auch unpassen- 
den Gelegenheit anmahnt, nämlich die Verletzung 
geltenden Rechts durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land? Es ist auch in dieser Novelle des Asylverfahrens- 
gesetzes nicht gelungen, die volle Geltung der Genfer 
Flüchtlingskonvention einzuführen. Das ist der 
eigentliche Kern der ungenügend geregelten Schnitt- 
stellenproblematik, der in dem Antrag der SPD- 
Bundestagsfraktion auch aufgegriffen worden ist. 

Es handelt sich bei dieser Angelegenheit beileibe 
nicht um eine bloße Frage von Kompetenzen oder eine 
Streitigkeit über eventuelle Kostenlasten. Nein, 
meine Damen und Herren, was machen Sie? Sie lassen 
das Bundesamt nach dem Gesetzentwurf mit dieser 
Schnittstellenregelung zwar die Frage des Art. 16 
prüfen. Sie lassen auch § 51 Ausländergesetz prüfen, 
aber das Bundesamt läßt Abschiebehindernisse nach 
§ 54 und § 55 Ausländergesetz außen vor, etwa allge- 
meine Abschiebehindernisse. Was folgt daraus? Bevor 
Sie die Frage eventuell vorliegender Abschiebehin- 
dernisse geprüft haben, drohen Sie den Antragstellern 
erst einmal die Abschiebung an. Das ist der entschei- 
dende Konfliktpunkt an dieser Stelle. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen) 

(A) Nach meinem Dafürhalten — mit dieser Auffassung 
stehe ich, wenn ich beispielsweise die Äußerungen 
des Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts bei 
der Anhörung sehe, nicht ganz alleine da — ist es 
schlicht rechtswidrig, an dieser Stelle zu sagen: Wir 
drohen euch an, daß ihr abgeschoben werdet, ohne 
vorher geprüft zu haben, ob diese Menschen, etwa 
weil sie Bürgerkriegsflüchtlinge sind oder weil andere 
Abschiebehindernisse bestehen, überhaupt abge- 
schoben werden können. 

Mit einer solchen gesetzlichen Regelung betreiben 
Sie die Ausgrenzung von Menschen; Sie betreiben 
damit auch die Kriminalisierung einzelner. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]: Quatsch!) 

Ich komme zum zweiten. Die vorgesehene Rege- 
lung ist gerade aus der Sicht der Länder, die diese 
Menschen die ganze Zeit unterzubringen haben, 
ausgesprochen unbefriedigend. Ich nehme zur Kennt- 
nis, daß es bis heute der Bundesregierung nicht 
gelungen ist, jene bis jetzt nicht abgearbeiteten über 
300 000 Anträge tatsächlich wirksam abzuschließen, 
sei es durch eine Stichtagsregelung oder durch sonst 
irgend etwas. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wir Länder haben diese 
Menschen zur Zeit unterzubringen. Sie sehen in 
bestimmten Großstädten Container und Zelte. Diese 
haben etwas damit zu tun, daß das Bundesamt in 
bezug auf diese Frage nicht in die Puschen kommt. 
Dieser Verantwortung sind Sie mit dem vorliegenden 

(B) Gesetzentwurf nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen ein Drittes: Wer ernsthaft möchte 
— das ist von Ihnen angesprochen worden, Herr 
Marschewski — , daß hier beschleunigt wird, der muß 
doch all diejenigen Menschen aus dem Asylverfahren 
herausnehmen, die da nun wirklich nichts verloren 
haben. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Der muß 
vor allen Dingen eine Woche nach der 
Ablehnung abschieben! Das tun Sie gerade 
nicht in Niedersachsen!) 

— Herr Marschewski, das machen Sie einmal mit den 
40 000 Jugoslawen, die in diesem Jahr schon hierher- 
gekommen sind. Diese wollen Sie innerhalb von einer 
Woche abschieben? Ich hätte dabei „ganz kleine" 
rechtsstaatliche Bedenken. 

(Beifall bei der SPD — Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Das ist ein sehr schlechtes Bei- 
spiel!) 

— Das ist genau das richtige Beispiel, weil nämlich im 
vergangenen Jahr über ein Drittel der Asylbewerber 
aus eben diesen Ländern gekommen sind. Wenn Sie 
eine wirksame Entlastung wollen, dann müssen Sie 
eine Regelung schaffen — daß wir dies tun werden, 
das kündige ich Ihnen für die Beratungen im Bundes- 
rat hiermit ausdrücklich an — , die diesen Personen- 
kreis aus dem Asylverfahren herausnimmt; dann müs- 
sen Sie einen Status schaffen, der Bürgerkriegsflücht- 
lingen das gibt, was sie wünschen, nämlich einen 


zeitlich befristeten Schutz. Das ist die humanitäre (C) 
Verpflichtung, die wir haben. Dies wird in erhebli- 
chem Maße und sehr viel mehr als das, was Sie hier 
vorgetragen haben, zur Entlastung und zur Beschleu- 
nigung von Asylverfahren beitragen. 

(Beifall bei der SPD, der F.D.P. und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich will noch einen vierten Punkt anfügen. Es gibt in 
der Tat, was das rechtsstaatliche Verfahren angeht 

— Herr Weiß hat das angesprochen — , eine Reihe von 
Bedenken. Ich will einen Punkt, der in der Kontroverse 
zwischen Herrn Hirsch und Herrn Weiß aufgekom- 
men ist, noch einmal ergänzen. Es ist natürlich richtig, 
wenn Herr Weiß sagt: Entscheidend bei der Datener- 
hebung — das wissen Sie viel besser als ich, Herr 
Hirsch — ist ja nicht das, was mit den Daten passiert, 
sondern der Eingriff beginnt in dem Moment, in dem 
Sie die Daten erheben, also in dem Moment, in dem 
Sie die erkennungsdienstliche Behandlung dieser 
Menschen vornehmen. Sie haben mit Ihrer Zwischen- 
frage unter den Tisch gekehrt, daß diese Regelung 
gegen das Votum sämtlicher Datenschutzbeauftragter 
Eingang in den Gesetzentwurf gefunden hat, die 
nämlich zu Recht argumentieren, daß eine generelle 
Regelung an diesem Punkte eine Regelung ist, die 
nach ihrer Auffassung, wenn ich die Einlassung des 
Innenausschusses richtig verstanden habe, die Ver- 
hältnismäßigkeit verletzt. Ich verkenne dabei nicht 

— auch das will ich an dieser Stelle sagen — , daß es 
Schwierigkeiten mit den Papieren gibt usw. Das 
erleben wir als Länder jeden Tag hautnah. Nur, Sie 
können nicht bestreiten, daß der generelle Ansatz in 
diesem Fall — darauf hat Herr Weiß hingewiesen — 
nach außen erhebliche Probleme aufwirft, indem man 
nämlich Leute tatsächlich in die Ecke stellt und auf 
eine Ebene mit Straftätern oder vermuteten Straftä- 
tern bringt. — Ich glaube. Sie wollen eine Zwischen- 
frage stellen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sie sind 
bereit, eine Zwischenfrage zu beantworten, Herr 
Minister. — Bitte schön, Herr Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Minister, ich 
habe die Sache mit den Fingerabdrücken nicht erfun- 
den. Müssen Sie nicht als Praktiker sagen, wie denn 
verfahren werden soll, wenn ein großer Teil der Leute 
seine Papiere wegwirft, um seine Herkunft zu ver- 
schleiern, falsche Namen angibt und sich mehrfach, 
bis zu zwölfmal, meldet, und daß es viel diskriminie- 
render wäre, wenn wir dem Vorschlag der Daten- 
schutzbeauftragten in dieser Frage gefolgt wären, 
nämlich nur Fingerabdrücke von denjenigen zu neh- 
men, bei denen zweifelhaft ist, ob sie ihre Identität 
richtig angeben? Ist es dann nicht viel gleichmäßiger 
und viel weniger diskriminierend, wenn wir sagen, 
wir müssen das leider Gottes für einen bestimmten 
Zeitraum bei allen machen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr 
Hirsch, damit zerreißen Sie den Zusammenhang zwi- 
schen Anlaß und Eingriff, den Sie sonst persönlich 
immer in den Vordergrund rücken, was ich auch sehr 
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(A) schätze. Auf der Grundlage derselben Argumentation 
könnte ich Sie fragen, ob es nicht sehr viel sinnvoller 
ist, von allen Bürgern Fingerabdrücke zu nehmen, 
statt zu warten, bis sie sich konkret verdächtig 
gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini- 
ster, Entschuldigung, daß ich Sie unterbreche. Ich will 
Sie nicht in Ihren verfassungsmäßigen Rechten ein- 
schränken, aber doch darauf hinweisen, daß Ihre 
Redezeit abgelaufen ist. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Ich wollte 
sowieso zu meinem Schlußsatz kommen, Herr Präsi- 
dent. 

Ich habe wegen des Fehlens der Regelungen, die 
ich hier genannt habe, Zweifel, ob dieses Gesetz 
tatsächlich dazu führt, die Verfahren zu beschleuni- 
gen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 
Eines aber kann heute als sicher angenommen wer- 
den — das hat die Kontroverse zum Schluß belegt, 
Herr Hirsch — : Es verschlechtert die Rechtsstellung 
von Flüchtlingen. Deswegen haben wir erhebliche 
Bedenken gegenüber diesem Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 

(B) der Kollege Wolfgang Zeitlmann das Wort. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Mini- 
ster Trittin, solange Sie hier ans Podium treten und mit 
erhobenem Zeigefinger anmahnen, welche Optimie- 
rungen Sie gern hätten, aber verschweigen, daß das 
Land Niedersachsen zum einen nicht abschiebt und 
zum anderen zu Zeiten des Karlsruher Modells keine 
Sammellager eingerichtet hat und nach den vorlie- 
genden Zahlen offensichtlich auch jetzt nicht in der 
Lage ist, Sammellager einzurichten, kann ich Ihnen 
bei den grundsätzlichen Fragen nicht zuhören. Ich 
sage Ihnen offen: Machen Sie Ihre Hausaufgaben, 
kommen Sie dann zurück und erklären Sie uns, wo wir 
Verbesserungen vornehmen können! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Wort zu dem Problemkreis Einwanderung und 
Bürgerkriegsflüchtlinge: Solange Sie Art. 16 als sub- 
jektives Grundrecht belassen und parallel Einwande- 
rungsquoten gestatten, ist sonnenklar, daß in dem 
Moment, in dem Sie den Bürgerkriegsflüchtling 
zurückschieben müssen, weil der Bürgerkrieg been- 
det ist, dieser wieder ins Asylverfahren kommen kann, 
weil er mit irgendeiner Behauptung Asyl beantragt. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Genauso 
ist es! — Hans-Gottfried Bernrath [SPD]: Die 
gehen zu 85 % von selbst zurück! Na gut, es 
werden ein paar hier bleiben, aber was soll es 
denn?) 

— Kollege Bernrath, jetzt sind sie ja im Asylverfahren. 
Wenn sie künftig ohne Asylverfahren kämen, könnten 


sie zum Zeitpunkt der Beendigung ihres Aufenthalts (C) 
natürlich wieder ins Asylverfahren hinein, wenn sie 
einen Antrag stellen. 

(Hans-Gottfried Bernrath [SPD]: Das können 

sie, aber das wollen sie doch gar nicht! Das ist 
eine Unterstellung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so unter- 
schiedlich unsere Auffassungen auch sind, in den 
Gesprächen und Beratungen dieses Gesetzes hat sich 
gezeigt, daß zwischen Union, SPD und F.D.P. in zwei 
Punkten Übereinstimmung besteht 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: In mehr Punkten, 

Herr Zeitlmann!) 

— hören Sie mir doch erst einmal zu; zumindest in 
zwei Punkten besteht Übereinstimmung — , nämlich: 

Die wirklich Verfolgten müssen schnell anerkannt 
werden, damit sie Klarheit über ihre Zukunft erhalten, 
und bei denjenigen, die sich zu Unrecht auf das 
Asylrecht berufen, muß dies schnell festgestellt und 
muß konsequent abgeschoben werden, wer nicht 
freiwillig ausreist. 

Mit der Neuregelung des Asylverfahrens versuchen 
wir, die Zahl der im Verfahren befindlichen Asylbe- 
werber zu reduzieren. Je zügiger eine endgültige 
Entscheidung über Anerkennung oder Nichtanerken- 
nung vorliegt, desto weniger Asylbewerber müssen 
untergebracht und versorgt werden. Kurze Verfah- 
rensdauer und konsequente Abschiebung sollen den 
Anreiz mindern, wider besseres Wissen Asyl zu bean- 
tragen. 

Die Anstrengungen, das Asylverfahren zu be- 
schleunigen, werden jedoch von erheblichen Schwie- 
rigkeiten und Unsicherheiten begleitet. Vorausset- 
zung für den Erfolg ist erstens, daß die erforderliche 
Zahl an Plätzen in den zentralen Aufnahmeeinrich- 
tungen und die dazugehörigen Außenstellen des 
Bundesamtes schnell eingerichtet werden. Nach den 
Angaben der Länder gibt es derzeit 20 000 bis 25 000 
Aufnahmeplätze. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Hat Bayern schon 
genug?) 

— Wir haben auch nicht genug. Ich komme darauf 
zurück, warum wir noch nicht genug haben, — Nach 
den Angaben der Länder sind aber bei den derzeiti- 
gen Zugangszahlen 50 000 Plätze erforderlich. 20 000 
bis 25 000, also nicht einmal die Hälfte der notwendi- 
gen Plätze, haben wir. 

Damit die Verbindung von Außenstellen des Bun- 
desamtes für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge und Aufnahmeeinrichtungen sinnvoll ist, sol- 
len die Erstaufnahmeeinrichtungen mindestens 
500 Plätze umfassen. Solche Einrichtungen können 
heute neu nur noch in aufgelassenen Kasernen 
geschaffen werden. Da die Kommunen für diese 
militärischen Anlagen auch eigene Planungen haben, 
müssen die Aufnahmeeinrichtungen mit dem Einver- 
ständnis der Kommunen oder jedenfalls mit ihrer 
stillschweigenden Billigung geschaffen werden. Dies 
zu erreichen ist aber ein langwieriges Verfahren. 

Damit ist es jedoch noch längst nicht getan. Die 
Kasernen können keineswegs nahezu unverändert für 
die neue Nutzung eingesetzt werden. Es erscheint 
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( A) zwar auf den ersten Blick zweifelhaft, wieso Kasernen, 
in denen unsere jungen Wehrpflichtigen Dienst getan 
haben, nicht für Asylbewerber ausreichend sind. 
Wenn Sie aber daran denken, daß die Aufnahmeein- 
richtungen z. B. des Bundesamtes — sprich: Büros — 
notwendig sind — — 

(Hans Gottfried Bernrath [SPD]: Die sind 
nicht sofort geeignet, weil sie überbelegt 
werden, weil sie unter ganz anderen Bedin- 
gungen genutzt werden müssen!) 

— Das ist das eine, und das andere ist, daß Sie z. B. 
Toiletten für beide Geschlechter brauchen, was wir in 
Kasernen auch nicht haben. Also, es gibt technische 
Probleme in Hülle und Fülle. 

Der Kostenaufwand für diese notwendigen Umbau- 
maßnahmen wird erhebliche Mittel in Anspruch neh- 
men, und der Umbau wird erheblich lange Zeit 
erfordern. 

Selbst bei den jetzt von den Ländern angegebenen 
Zahlen über vorhandene Plätze in Aufnahmeeinrich- 
tungen ist Vorsicht geboten. Beispielsweise handelt es 
sich bei den von Nordrhein-Westfalen gemeldeten 
Aufnahmeeinrichtungen offensichtlich nicht um echte 
Gemeinschaftsunterkünfte, sondern um Notlösungen, 
wie der Hinweis auf eine „Knotenlösung mit Bussing- 
System" beweist. Auch für einige hundert andere der 
geplanten Erstaufnahmeeinrichtungen ist dieses so- 
genannte Bussing-System vorgesehen. 

Eine weitere Voraussetzung für den Erfolg dieses 
Gesetzes ist die Personalverstärkung beim Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
und bei den Gerichten. Nur wenn es gelingt, den 
Asylbewerberzustrom zu überholen, wird der Berg 
der Rückstände nicht weiter anwachsen. Es wird aller 
Anstrengungen bedürfen, die Stellen beim Bundes- 
amt zu besetzen und die neuen Mitarbeiter einzuar- 
beiten. Was die von den Ländern in dem Gespräch mit 
dem Bundeskanzler im Oktober letzten Jahres ver- 
sprochenen 500 Mitarbeiter angeht, so ist bisher auch 
noch nicht allzuviel passiert. Angestellte und Beamte, 
die bereit sind, in den Biindesdienst zu wechseln, 
wollen vorher wissen, wo ihr künftiger Einsatzort sein 
wird. Es ist deshalb außerordentlich wichtig, daß der 
Bund so schnell wie möglich seine Außenstellen 
benennt. 

Ein wichtiger, aber vom Gesetzgeber kaum beein- 
flußbarer Faktor ist die Dauer der Gerichtsverfahren. 
Auf Grund der richterlichen Unabhängigkeit kann 
keinem Richter vorgeschrieben werden, in welcher 
Zeit er seine Entscheidung zu treffen hat. Auch der 
personellen Verstärkung der Gerichte sind Grenzen 
gesetzt. Die Haushalte der Länder lassen keine weit- 
reichenden Personalvermehrungen zu. Zusätzlich 
finanzierbare Richter können jedoch nicht ausschließ- 
lich für Asylverfahren eingesetzt werden. Erstens 
würde es schwer, dann noch entsprechend qualifi- 
zierte Bewerber zu finden. Zweitens würde kein 
Bürger verstehen, warum er auf seine Gerichtsent- 
scheidung — z. B. beim Baugesuch — lange warten 
muß, wenn ein großer Teil der richterlichen Kapazität 
von Asylverfahren in Anspruch genommen wird. 

Ein erheblicher Unsicherheitsfaktor für den Erfolg 
ist auch die Entwicklung der Zugangszahlen. Wo das 


Karlsruher Modell bisher praktiziert wurde, hat sich (C) 
gezeigt, daß bei stark steigendem Zugang das System 
verfahrensbeschleunigender Maßnahmen völlig zu- 
sammenbricht und die Verfahren dadurch ganz 
erheblich in die Länge gezogen werden. 

Schließlich darf nicht übersehen werden, daß die 
Neuregelung des Asylverfahrens hauptsächlich bei 
den als offensichtlich unbegründet einzustufenden 
Anträgen greifen wird. Dies betrifft jedoch nur etwa 
ein Drittel aller Asylanträge. Das Kernproblem unse- 
res Asylrechts, nämlich seine Attraktivität für diejeni- 
gen, die in ihrer Heimat keine Zukunftsperspektiven 
für sich mehr erkennen können, werden wir mit 
diesem Gesetz nicht lösen. Mehr als zwei Drittel aller 
Asylbewerber, die in die EG kommen, stellen bei uns 
den Antrag, obwohl auch unsere europäischen Nach- 
barn in der EG die Genfer Flüchtlingskonvention 
unterzeichnet haben und anwenden, also Verfolgte 
nicht in Verfolgerstaaten abschieben. Auch die 
Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien kom- 
men, abgesehen von den unmittelbaren Nachbarstaa- 
ten, vor allem zu uns. Nur ein kleiner Teil von ihnen 
kam und kommt aber aus den Bürgerkriegsgebieten. 

Die Mehrzahl sind Roma, Mazedonier, Kosowo-Alba- 
ner oder Ungarn, also die ethnischen Minderheiten, 
die auf Grund des Bürgerkrieges keine wirtschaftliche 
Perspektive mehr sehen. 

Ich habe Verständnis dafür, daß diesen Menschen 
jeder Ausweg recht ist. Vergegenwärtigt man sich 
jedoch die Zahl der armen Länder, so ist offenkundig, 
daß wir all diese Probleme nicht lösen können. Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, fordern eine 
umfassende Lösung für das Gesamtproblem der 
Zuwanderung bis Ende des Jahres. Gleichzeitig 
beschließt aber der SPD-Parteirat, das Grundgesetz 
nur dann ändern zu wollen, wenn eine europäische 
Lösung des Asylrechts gefunden ist. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Richtig!) 

Der Kern des Problems der ungesteuerten Zuwande- 
rung ist indes unsere verfassungsrechtliche Lage 
beim Asylrecht. Solange jeder auf Grund der Behaup- 
tung, verfolgt zu sein, ein Bleiberecht hat, ist jede 
Quotierung Makulatur. Wer die Wahl hat, möglicher- 
weise irgendwann einwandern zu dürfen oder 
sogleich wenigstens für eine gewisse Zeit auf Grund 
seines Status als Asylbewerber in Deutschland arbei- 
ten zu können, wird den Asylantrag wählen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Dieter Wiefelspütz das Wort. 

Dieter Wiefelspütz (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Asylverfahrens- 
gesetz beschließen wir den ersten Baustein einer 
neuen Zuwanderungs-, Flüchtlings- und Asylpolitik 
für die Bundesrepublik Deutschland. Diesem ersten 
Schritt werden innerhalb dieses Jahres, spätestens 
aber bis zum Frühjahr des kommenden Jahres weitere 
Schritte folgen müssen. 

Die öffentliche Diskussion in Sachen Asyl ist in der 
letzten Zeit nicht immer sehr verantwortungsbewußt 
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(A) geführt worden. Dabei drohte die politische und 
soziale Kultur in unserem Land Schaden zu nehmen, 
und da und dort hat sie Schaden genommen. 

Beschämend bleibt, daß Flüchtlinge in Deutschland 
zu Opfern wurden und Deutsche Täter waren. Ich 
beobachte allerdings, daß sich die Diskussion im 
Bundestag seit einigen Wochen erheblich versachlicht 
hat. Wir haben begriffen — und hätten vielleicht 
früher begreifen können — , daß es in diesem Haus 
eine breite, fraktionsübergreifende Zustimmung zu 
folgenden zwei Punkten gibt: 

Wir sind mit großer Mehrheit im Deutschen Bundes- 
tag der Überzeugung, daß Menschen in unserem Land 
Schutz und Zuflucht finden sollen, die nachweisen 
können, in ihrer Heimat politisch verfolgt zu werden. 
Dazu verpflichtet uns die Wertordnung unseres 
Grundgesetzes, und zwar selbst dann, wenn es den 
Art. 16 des Grundgesetzes, Herr Kollege Zeitlmann, 
gar nicht gäbe. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abgeordneten 
Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Wir sind — zweitens — in diesem Haus mit ganz 
breiter Mehrheit auch der Auffassung, daß jenseits der 
Gruppe der politisch Verfolgten die Zuwanderung 
nach Deutschland eingeschränkt werden muß. Wir 
haben zur Zeit Zuwanderungszahlen, liebe Kollegin- 
nen und Kollegen, von fast einer Million Menschen im 
Jahr, und das schon seit einiger Zeit. Wir wissen alle 
miteinander, daß wir alle ein ureigenes Interesse auch 
an Zuwanderung haben. Die beträchtliche Eingliede< 
rungsfähigkeit, die in unserem Land existiert, ist aber 

(B) nicht unbeschränkt. 

Lassen Sie mich für das Gebiet der alten Bundesre- 
publik etwas hinzufügen. Seit Kriegsende bis heute 
sind in Deutschland 20 Millionen Menschen aufge- 
nommen worden. 15 Millionen waren Deutsche. Aber 
immerhin 5 Millionen Ausländer sind hier aufgenom- 
men worden. Diese Zahlen machen deutlich, wie 
außerordentlich stark die Bereitschaft und die Fähig- 
keit unseres Landes zur Aufnahme und Integration 
sind. Dafür sollte man eigentlich sehr dankbar sein. 
Allerdings gebieten die Ehrlichkeit und die Glaub- 
würdigkeit, deutlich zu machen, daß die Aufnahme- 
fähigkeit nicht unbeschränkt ist. Wir merken ja alle, 
daß die Zahl von einer Million Menschen, die Jahr für 
Jahr zu uns kommen, im Ergebnis zu hoch ist. 

Diese übereinstimmenden Grundüberzeugungen 
in diesem Haus finden sich nach meiner Ansicht bei 
den Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land exakt 
wieder. Da wir in Kernpunkten einer Meinung sind, 
sollte es möglich sein, in den kommenden Monaten 
die Zuwanderungspolitik einvernehmlich neu zu ord- 
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Ich bin im übrigen zuversichtlich, daß das gelingen 
wird. Wir diskutieren hier ja eigentümlicherweise sehr 
viel über unterschiedliche Auffassungen, ohne daß 
zum Vorschein kommt, daß in vielen Bereichen 
zumindest diejenigen, die an einer Lösung arbeiten, 
mittlerweile sehr sachlich diskutieren und daß wir 
eigentlich alle die Zuversicht haben, im Lauf der 


nächsten zehn, zwölf Monate zu Regelungen zu (C) 
kommen, die vom Parlament und der Bevölkerung 
akzeptiert werden. 

Das Asylverfahrensgesetz, das wir häufig Beschleu- 
nigungsgesetz nennen, soll endlich den unhaltbaren 
Zustand beenden, daß selbst offensichtlich unbegrün- 
dete Asylverfahren oft viele Monate, sogar Jahre lang 
dauern. Es ist absolut nicht hinnehmbar, daß wir 
Menschen jahrelang im unklaren lassen, ob sie in 
diesem Lande bleiben dürfen oder das Land wieder 
verlassen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Die Beschleunigungsreserven, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liegen unstreitig vor allem im Bereich 
der Verwaltung. Dafür ist in Zukunft vor allem die 
Bundesregierung verantwortlich. Sie ist es schon 
heute. Aber auch im gerichtlichen Verfahren, zu dem 
ich einige Worte sagen will, kann noch beschleunigt 
werden, ohne daß ein effektiver Rechtsschutz in 
Gefahr wäre. Wegen der Sensibilität gerichtlicher 
Verfahrensvorschriften ist der Gesetzentwurf nach 
der Anhörung vor dem Innenausschuß des Bundesta- 
ges im Interesse der Asylbewerber einvernehmlich 
zwischen den Fraktionen geändert worden. 

Wir haben vom obligatorischen Einzelrichter 

Abstand genommen. Eine Kammer, also drei Berufs- 
richter, wird entscheiden, ob ein Fall so einfach 
gelagert ist, daß er von einem Einzelrichter entschie- 
den werden kann, oder ob es bei der Entscheidung 
durch drei Berufsrichter bleibt. Die Präklusionsvor- 
schriften sind wesentlich abgemildert worden. Die 
Berufungsmöglichkeit ist erweitert worden. (D) 

Bei meiner Fraktion bleibt eine Besorgnis wegen 
der zu knappen Ein-Wochen-Frist im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen eine Zwei-Wochen-Frist, um letzte verfas- 
sungsrechtliche Bedenken auszuräumen. Wir schlie- 
ßen uns der Rechtsauffassung des Rechtsausschusses 
des Bundestages an, der die hier in Rede stehende 
Vorschrift des § 36 Abs. 2 zwar nicht als verfassungs- 
widrig einstufte, aber zur Beseitigung letzter verfas- 
sungsrechtlicher Bedenken die Einführung einer 
Zwei-Wochen-Frist empfahl. Wir werben heute um 
Ihre Zustimmung zu dieser Zwei-Wochen-Frist. 

Das neue Asylverfahrensgesetz wird die Praxis vor 
erhebliche Herausforderungen stellen. Das Gesetz 
wird eine Anlaufphase benötigen und hoffentlich 
gegen Ende des Jahres spürbare Beschleunigungsef- 
fekte ermöglichen. 

Zur Schnittstellenproblematik haben wir schon 
einiges gehört. Mein Kollege Welt wird dazu in 
seinem Beitrag Ergänzendes vortragen. 

Die Stichworte für die zukünftige Arbeit von Parla- 
ment und Regierung liegen auf dem Tisch. Baldmög- 
lichst müssen wir zu einer Altfallregelung kommen. 
Nahezu 300 000 von der Verwaltung noch nicht abge- 
schlossene Asylverfahren sind ein unhaltbarer Zu- 
stand. Dafür tragen Sie, die Bundesregierung, die 
Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD) 
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Dieter Wiefelspütz 

( A) In Abstimmung mit den Ländern muß zügig an einer 
Regelung gearbeitet werden. Ich erwähne die Einfüh- 
rung eines Flüchtlingsstatus B für Bürgerkriegs- 
flüchtlinge. Wir sind alle der Meinung, daß dieser 
Personenkreis nicht in die Asylverfahren gehört. Las- 
sen Sie uns deshalb gemeinsam Regelungen schaffen, 
die diese unsinnige Praxis beenden! 

Wir haben eine besondere Verantwortung gegen- 
über den Deutschstämmigen und den Deutschen, die 
in Osteuropa und Südosteuropa leben und zu uns 
kommen wollen. Wir bekennen uns zu dieser Verant- 
wortung. Sowenig ich es für zulässig halte, die Spät- 
aussiedler gegen andere Zuwanderungsgruppen aus- 
zuspielen: auch die Zuwanderung von Spätaussied- 
lern muß von der Aufnahme- und Eingliederungsfä- 
higkeit, die in unserem Lande nicht unbegrenzt vor- 
handen ist, abhängig gemacht werden. 

Wir werden die Wanderungsbewegungen inner- 
halb von Europa und in Richtung Westeuropa, die 
möglicherweise säkulares Ausmaß haben, nicht 
human und vernünftig ordnen können, wenn es nicht 
zu einer gemeinsamen Flüchtlings- und Zuwande- 
rungspolitik in Europa kommt. Wir mahnen hier 
nachhaltige, sichtbare und vor allem erfolgreiche 
Bemühungen der Bundesregierung an. 

Wir werden über ein Einwanderungsgesetz disku- 
tieren müssen. Sie wissen, daß das auch in meiner 
Fraktion, in der SPD, diskutiert wird. Wir haben dazu 
noch keine abschließende Meinung, sollten aber spä- 
testens im Herbst diese Diskussion auf einen Punkt 
bringen und zu einer Entscheidung kommen, ob wir 
hier in der Bundesrepublik ein Einwanderungsgesetz 
ßj haben wollen oder nicht. 

Ich denke, wenn wir heute und in Zukunft über 
Zuwanderung, Asyl und Flüchtlinge reden, brauchen 
wir eine große Koalition der Vernunft und eine große 
Koalition der Menschlichkeit. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Par- 
lamentarische Staatssekretär Eduard Lintner das 
Wort. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Frau Präsidentin, meine Damen 
und Herren! Wir wollen heute die gesetzlichen 
Grundlagen für die Umsetzung der am 10. Oktober 
1991 im Parteiengespräch beim Bundeskanzler 
beschlossenen Zielvorstellungen für ein neues Asyl- 
verfahrensrecht verabschieden. Der Gesetzentwurf 
sieht umfangreiche Neuregelungen — das ist hier 
bereits betont worden — sowohl des Asylverfahrens- 
rechts als auch des gerichtlichen Verfahrens vor. Ich 
darf sie noch einmal aufzählen. 

Asylbewerber müssen sich grundsätzlich zunächst 
in Aufnahmeeinrichtungen der Länder aufhalten. 
Diesen Aufnahmeeinrichtungen sind Außenstellen 
des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge zugeordnet. Durch die räumliche Nähe 
der Unterkünfte der Asylsuchenden zum Bundesamt 
sollen die Anhörung der Asylbewerber über ihr Asyl- 


vorbringen und dann auch die Entscheidung in offen- (C) 
sichtlich aussichtslosen Fällen beschleunigt werden. 

Das Bundesamt übernimmt künftig bisher den Aus- 
länderbehörden der Länder obliegende Aufgaben. Es 
erläßt künftig die Abschiebungsandrohung und hat 
hierbei zu prüfen, ob Abschiebungshindernisse nach 
§ 53 des Ausländergesetzes vorliegen. 

Asylbewerber werden stärker als bisher zur Mitwir- 
kung am Verfahren verpflichtet. 

Asylbewerber werden generell erkennungsdienst- 
lich behandelt, um doppelte Asylantragstellungen 
und auch den offensichtlich doch recht zahlreich 
gewordenen Mehrfachbezug von Sozialhilfeleistun- 
gen zu verhindern. 

Die Klagefrist wird auf zwei Wochen verkürzt. 

Künftig kann auch der Einzelrichter eine Klage als 
offensichtlich unbegründet oder offensichtlich unzu- 
lässig mit der Folge abweisen, daß ein weiteres 
Rechtsmittel nicht gegeben ist. 

Ich möchte mich, meine Damen und Herren, für die 
Bundesregierung bei den Kolleginnen und Kollegen 
der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bedan- 
ken, die in verschiedenen, sehr zeitaufwendigen 
Klausurtagungen, Anhörungen und Ausschußsitzun- 
gen am Zustandekommen dieses Gesetzes mitgewirkt 
haben. Hier wurde in einer betont sachbezogenen und 
konstruktiven Weise um eine gemeinsame Lösung 
gerungen. Ich wünsche mir ein solches konstruktives 
Miteinander, meine Damen und Herren, auch für die 
Behandlung der noch anstehenden schwierigen Fra- 
gen auf dem Gebiet des Asylrechts und der Zuwan- 
derung. 

(Hans Gottfried Bernrath [SPD]: Manchmal 
brauchte man gute Nerven! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das lag alles am Vorsitzenden!) 

— Insbesondere der Vorsitzende. Das ist ihm zu 
bestätigen. 

Die vollständige Anwendung des Gesetzes, meine 
Damen und Herren, setzt das Vorhandensein einer 
flächendeckenden Infrastruktur voraus, die von Bund 
und Ländern bis zum 1. Juli nicht überall verwirklicht 
werden kann. Dies betrifft zum einen die Schaffung 
und Einrichtung der Aufnahmeeinrichtungen der 
Länder für die Erstunterbringung. Die notwendige 
Zahl der Unterbringungsplätze — wir müssen auf 
Grund der derzeitigen Zugangszahlen von minde- 
stens 50 000 ausgehen — konnte nicht innerhalb 
weniger Monate vollständig geschaffen werden. 

Um eine Reihe von Kritikpunkten aufzugreifen: 
Teilweise liegt das schlicht und einfach daran, daß 
beispielsweise die vorgesehenen Kasernen gar nicht 
rechtzeitig geräumt werden. In Bayern gibt es solche 
Fälle. Aber meine Damen und Herren, insbesondere 
von der SPD, die vorhandenen freien Kasernenkapa- 
zitäten werden ohnehin nicht ausreichen, um alle 
Sammelplätze einrichten zu können. Das heißt, die 
Länder müssen sowieso auch alle ihre eigenen Mög- 
lichkeiten ausschöpfen. Da habe ich den Eindruck, 
daß sich gegenwärtig manche Länder daran vorbeizu- 
drücken versuchen. Das betrifft aber zugleich, meine 
Damen und Herren, auch die Außenstellen des Bun- 
desamtes. Da diese bei den Aufnahmeeinrichtungen 
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Pari. Staatssekretär Eduard Lintner 

(A) einzurichten sind, setzt das natürlich voraus, daß diese 
Aufnahmeeinrichtungen überhaupt vorhanden sind. 
Diesen ersten Schritt müssen also die Länder 
machen. 

Ich appelliere deshalb an die Länder, alle Anstren- 
gungen fortzusetzen, die notwendigen Aufnahmeein- 
richtungen zu schaffen, damit dann der Bund auch 
zügig die dazugehörigen Außenstellen einrichten 
kann. 

Wir müssen noch einen dritten Punkt berücksichti- 
gen, und zwar ist die Zahl der Stellen beim Bundesamt 
durch den Haushalt um rund 2 500 vermehrt worden, 
qualifiziertes Personal entsprechend den Haushalts- 
ansätzen ist jedoch nur sehr schwer zu finden. 

Jetzt zu der Legendenbildung, Nordrhein-Westfa- 
len habe uns „900 geeignete Bewerber angeboten". 
Nordrhein-Westfalen hat im Mai dieses Jahres, also 
vor einigen Wochen, 1 000 Bewerbungen einfach an 
den Bund weitergereicht. Darunter sind zum großen 
Teil Bewerbungen von Personen, die für die Position 
eines Einzelentscheiders überhaupt nicht die notwen- 
digen Voraussetzungen erfüllen, d. h. es können 
ohnehin nur rund 50% für Vorstellungsgespräche 
eingeladen werden. Ferner sind darunter auch viele 
Doppelbewerbungen, also Bewerbungen von Leuten, 
die sich schon beim Bundesamt beworben haben. 
Also, bauen Sie hier bitte nicht die Legende auf, 
Nordrhein-Westfalen habe seine Verpflichtung er- 
füllt. Nordrhein-Westfalen hat eigentlich die Ver- 
pflichtung, uns für die Position des Einzelentscheiders 
geeignete Bewerbungen von Beamten zu benen- 
nen. 

(B) 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Die haben 

900 Beamte benannt! Nordrhein-Westfalen 
hat mehr getan als der Bund!) 

Dieser Verpflichtung ist Nordrhein-Westfalen nicht 
nachgekommen. Es nützt uns doch nichts, Herr War- 
tenberg, wenn Bewerbungen von Beschäftigten des 
einfachen und mittleren Dienstes einfach an den Bund 
weitergeleitet werden. 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Die Leute müssen für die Position auch geeignet 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hans Gottfried 

Bernrath [SPD]: Warum bekommt denn 
Nordrhein-Westfalen keine Antwort?) 

— Das kann ich Ihnen sagen, Herr Bernrath: Wir 
haben die Bewerbungen erst etwa zwei Wochen auf 
dem Tisch. 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

— Ich kann Ihnen den Eingangsstempel nachlie- 
fern. 

(Hans Gottfried Bernrath [SPD]: Das waren 
zwei Monate!) 

— Da sind Sie falsch informiert worden. 

(Hans Gottfried Bernrath [SPD]: Ich habe 
mich schon in Ihrem Haus erkundigt!) 


Die Bewerbungen dieser Leute müssen zunächst ein- (C) 
mal überprüft werden. Dann können wir sagen, wel- 
che letztlich geeignet sind. Das braucht allerdings 
seine Zeit. 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt nur noch auf 
einen Einwand eingehen. Man tut immer so, als gäbe 
es in der gegenwärtigen Regelung des Ausländer- 
rechts noch nicht die Möglichkeit, bürgerkriegsbe- 
dingte Flüchtlinge unterzubringen. Die Innenmini- 
sterkonferenz hat auf ihrer Sitzung am 22. Mai 
beschlossen, eine Regelung anzustreben, die es ver- 
meidet, Bürgerkriegsflüchtlinge, die nur vorüberge- 
hend Schutz vor den Folgen des Bürgerkrieges bei uns 
suchen, in das Asylverfahren zu drängen. Diese Rege- 
lung ist an sich bereits vorhanden. Nur, diejenigen, die 
bei uns nicht um einen dauerhaften Schutz nachsu- 
chen, also nicht in das Anerkennungsverfahren gelan- 
gen, fallen den Kommunen bei den Sozialhilfekosten 
zur Last. Deshalb besteht seitens der betroffenen 
Kommunen einfach der Trend, diese Flüchtlinge 
dahin gehend zu beraten, das Asylverfahren zu durch- 
laufen, damit die Kosten den Kommunen von den 
jeweiligen Ländern ersetzt werden. 

Herr Trittin, wenn Sie hier eine Änderung herbei- 
führen wollen, dann verfügen Sie, daß Ihr Land bereit 
ist, den Kommunen auch in den Fällen, wo das 
Asylverfahren nicht angestrebt wird, die Kosten zu 
ersetzen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Sie werden sehen, daß das ganze Problem zu diesem 
Zeitpunkt gar nicht mehr existiert und eine eigene 
Regelung gar nicht mehr notwendig ist. (D) 

Auch Sie, Herr Kollege Wiefelspütz, haben das hier 
angesprochen. Vielleicht könnten Sie sich dazu 
durchringen, daß wir gemeinsam an die betroffenen 
Länder appellieren, die notwendigen Kabinettsent- 
scheidungen hierfür baldmöglichst herbeizuführen. 

Das wäre meines Erachtens ein erster, schnell reali- 
sierbarer Schritt zur deutlichen Entlastung der Asyl- 
bewerberzahl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
die Kollegin Schmalz-Jacobsen das Wort. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F D P ): Frau Präsi- 
dentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Die öffent- 
liche Debatte der letzten Monate hat vieles eher 
vernebelt als klargestellt. Der Deutsche Bundestag ist 
auf einem guten Weg, nicht nur was die Klarheit der 
Rede betrifft, sondern vor allen Dingen, was die 
Klarheit des Handelns betrifft. Das kann die Bevölke- 
rung mit Recht von uns erwarten. 

Ich ergreife die Gelegenheit, wenigstens stichwort- 
artig — mehr ist leider nicht möglich — den unmittel- 
baren Zusammenhang der Asylpolitik mit dem weiten 
Feld der Ausländerpolitik, mit den Fragen von 
Zuwanderung, Einwanderungsgesetz, mit dem 
Staatsbürgerschaftsrecht und Integration zu beto- 
nen. 

Übrigens ist es interessant, daß wir weit und breit 
das einzige Land sind, das von Ausländerpolitik 
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Cornelia Schmalz-Jacobsen 

(A) spricht. Alle unsere Nachbarn sprechen von Immigra- 
tionspolitik. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Es ist hohe Zeit, offen und sachlich über Formen und 
Inhalte einer konstruktiven Einwanderungspolitik 
nachzudenken, auch wenn es zur Zeit wenig populär 
ist. Aber ich meine, es ist nicht redlich, immer weiter 
an dem Tabu festzuhalten, daß wir kein Einwande- 
rungsland seien, wenn sich jeder, der über die Straße 
geht, eines Besseren belehren lassen kann. 

(Beifall bei der F.D.P. , der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir dürfen hier nicht länger um den heißen Brei 
herum reden. 

Übrigens, nicht umsonst haben die Innen- und 
Justizminister der EG im letzten Jahr in bemerkens- 
werter Deutlichkeit festgestellt, daß alle Mitgliedstaa- 
ten mit Ausnahme Irlands heute Einwanderungslän- 
der sind. Hieraus müssen endlich die notwendigen 
Schlußfolgerungen gezogen werden, das heißt das 
Eingeständnis dessen, daß wir auf ein gewisses Maß 
an Zuwanderung angewiesen sind. Das heißt nach- 
denken über die Kriterien für eine dosierte und 
kontrollierte Einwanderung. 

Das sollte aber gerade nicht mit willkürlichen Zah- 
lenspielen und Quoten geschehen. Wer zuerst die 
Zahlen nennt und wild damit um sich wirft, anstatt sich 
der mühsamen Aufgabe zu stellen, zu überlegen, 

(B) welches die Kriterien sind, der zäumt das Pferd vom 
Schwänze auf. 

(Beifall bei der F.D.P. und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Solche Schnellschüsse sind dem empfindlichen 
Thema nicht angemessen und verstärken höchstens 
die Verunsicherung, die ja in Teilen der Bevölkerung 
durchaus vorhanden ist. 

Neben die europäische Asylrechtsharmonisierung 
und neben eine Zuwanderungsstrategie mit Augen- 
maß — mit Augenmaß, weil natürlich nicht nur die 
wirtschaftliche Aufnahmefähigkeit, sondern auch so 
etwas wie die psychologische Aufnahmefähigkeit 
unseres Landes im Auge behalten werden muß — 
gehört eine konsequente Fortführung der Integration 
der ausländischen Mitbürger, wie sie etwas schönfär- 
berisch genannt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Was ihre Pflichten angeht, sind sie längst zu Inlän- 
dern geworden. Sie haben ihren Lebensmittelpunkt in 
aller Regel bei uns. Drei Viertel der ausländischen 
Jugendlichen, die mit uns leben, sind in Deutschland 
geboren; sie gehören zu uns. Daß sie Nachteile z. B. in 
der Ausbildung haben, finde ich nicht erträglich. Das 
ist nicht ungefährlich für unser Land, weil wir sie 
damit Organisationen in die Arme treiben, denen 
überhaupt nicht an Integration gelegen ist, 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 


die eher fundamentalistischer Natur sind, die ihnen (C) 
aber natürlich bereitwillig eine Heimat bieten. Das tut 
uns weh. 

Der Einigung in der Koalition über das passive 
Wahlrecht aller seit Jahren sozialversicherten Auslän- 
der für die Sozialversicherungswahlen messe ich in 
diesem Zusammenhang eine ganz wichtige Signal- 
funktion zu. Viele wissen gar nicht, worum es geht. 

Das ist mir klar. Das ist kein Thema, das die Massen 
vom Stuhl reißt. Aber die Signalfunktion ist nicht zu 
unterschätzen. 

Darüber hinaus bleiben das Thema der Erleichte- 
rung der Einbürgerung und die Akzeptanz der Dop- 
pelstaatsbürgerschaft aktueller denn je. 

(Beifall des Abg. Dr. Burkhard Hirsch 
[F.D.P.]) 

Integration ist auch das Stichwort, wenn es um den 
Umgang mit den ausländischen Arbeitnehmern der 
ehemaligen DDR geht. Was zur Zeit mit ihnen 
geschieht, ist zwar rechtmäßig — das weiß ich wohl — , 
es verrät aber wenig Gespür für deren äußerst schwie- 
rige Lage und unsere in meinen Augen sehr wohl 
vorhandene Fürsorgepflicht für diese Leute. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE — Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Können Sie näher erläutern, 
was wir da machen sollen? Wir tun doch 
alles!) 

— Das sagte ich Ihnen schon. — Es sollte nicht der 
Eindruck entstehen, als würde sich dieses Problem 
durch schlichtes Liegenlassen und Abwarten lösen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das (D) 

stimmt doch gar nicht! Die werden in Ausbil- 
dungslehrgänge geschickt! Es ist doch falsch, 
was Sie sagen!) 

— Herr Kollege Marschewski, in unserem freiheitli- 
chen Rechtsstaat gibt es die Möglichkeit, auch dieses 
wenig rühmliche Kapitel der DDR-Geschichte ange- 
messen zu beenden. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir könnten das Problem dieser wenigen Tausend 
Leute mit Großzügigkeit, mit Anstand lösen, indem 
wir ihnen ein Bleiberecht bei uns einräumen. Ich halte 
das für eine Möglichkeit. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Jochen Welt das Wort. 

Jochen Welt (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Diese Debatte 
über das sogenannte Beschleunigungsgesetz führen 
wir vor dem Hintergrund zunehmender sozialer Äng- 
ste, angesichts von Übergriffen auf Ausländerwohn- 
heime und einem besorgnisserregenden Erstarken 
rechtsradikaler Parteien. Die Angst vor vermeintlicher 
Konkurrenz ungeliebter Zuwanderer bestimmt das 
Leben in vielen Gemeinden unserer Republik. Aber 
gerade dieser schicksalhafte Zusammenhang zwi- 
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(A) sehen sozialen Nöten und Angst vor neu hinzukom- 
menden Menschen macht das Thema Zuwanderung 
zu einem Tummelplatz für Demagogen und Volksver- 
hetzer. 

Das meint insbesondere diejenigen, die in den 
Wahlkämpfen mit Schlagworten wie Asyltourismus, 
Wirtschaftsschmarotzer und ähnlichem das gesell- 
schaftliche Klima dieser Republik vergiftet haben. 
Wer mit solchen und anderen Sprüchen Politik macht, 
der mißbraucht die Nöte unserer Mitbürger für seine 
dumpfe Demagogie. 

(Beifall bei der SPD) 

In den Sprechstunden in meinem Bürgermeister- 
büro in Recklinghausen suchen 70% aller Menschen 
nach einer Wohnung. Viele von diesen Bürgerinnen 
und Bürgern leben in der Vorstellung, daß Ausländer 
ihnen die letzten Wohnungen wegschnappen. Dabei 
wird oft zwischen Aussiedlern, Asylsuchenden oder 
gar zuziehenden ostdeutschen Mitbürgern nicht 
unterschieden. Aber die Asylbewerber blockieren gar 
nicht die Sozialwohnungen, sofern diese denn über- 
haupt vorhanden sind. Sie leben vielfach in Zelten, 
Wohnwagen, Turnhallen, umgebauten Schulen und 
Notquartieren. 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Welt, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Faltlhauser? 


Jochen Welt (SPD): Ja, bitte. 


Dr, Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Kollege, 
würden Sie Ihren Vorwurf der dumpfen Demagogie 
auch angesichts der Tatsache aufrechterhalten, daß 
genau diese Aussagen von SPD-Oberbürgermeistern, 
etwa von dem SPD-Oberbürgermeister in München, 
Herrn Kronawitter, kommen? 

(Widerspruch bei der SPD) 


Jochen Welt (SPD): Verehrter Herr Kollege, daß Sie 
sich jetzt besonders angesprochen fühlen, zeigt mir, 
daß mein Hinweis genau in die richtige Richtung 
getroffen hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kurt Faltlhauser 
[CDU/CSU]: Ich bin nicht Mitglied der SPD, 

Herr Kollege! — Joachim Clemens [CDU/ 
CSU]: So einfach kann man sich das nicht 
machen!) 

Ich denke, nicht die Ausländer oder gar die Asylbe- 
werber blockieren die Sozialwohnungen, falls diese 
denn überhaupt vorhanden sind. Die Ausländer leben 
vielmehr in Zeiten, Wohnwagen, Turnhallen, umge- 
bauten Schulen und in Notquartieren. Es gibt eine 
Wohnungsnot in dieser Republik. Daran tragen die 
Ausländer aber keine Schuld. Diese Wohnungsnot ist 
durch diese Bundesregierung durch jahrelanges 
Nichtstun verursacht worden. 

(Beifall bei der SPD) 


Wer Zuwanderungsfragen lösen will, der muß hier (C) 
ein soziales Klima schaffen, in dem Menschen ohne 
Ängste leben können. 

(Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.j: Erzäh- 
len Sie das doch einmal Herrn Kronawit- 
ter!) 

Wer Zuwanderungsfragen lösen will, der muß begrei- 
fen, daß diese Fragen nur durch ein Bündel von 
Maßnahmen zu lösen sind. In diesem Zusammenhang 
muß begriffen werden, daß dabei eine Stellvertreter- 
diskussion um die Streichung oder Ergänzung des 
Art. 16 überhaupt nicht weiterhilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn die Diskussion um eine Grundgesetzän- 
derung weitergehen wird, so läßt die Bereitschaft der 
Union, sich dem Gesamtproblem zu nähern, ja doch 
hoffen. Der sogenannte Acht-Punkte-Katalog des Kol- 
legen Gerster unterstreicht diese Hoffnung. Es 
scheint, daß es den demokratischen Kräften dieses 
Landes gemeinsam gelingen kann, Zuwanderungs- 
fragen Deutschlands und Europas steuerbarer und 
sozial verträglicher zu gestalten. 

Ich erinnere an die gegenwärtige Praxis, an die 
300 000 Altfälle in Zirndorf, die durch das Bundesamt 
noch nicht bearbeitet worden sind, an das Hin- und 
Herschieben von Akten zwischen den Zentralstellen 
und den örtlichen Ausländerämtern und an Gerichts- 
verfahren zwischen 6 Monaten und 5 Jahren. Des 
weiteren erinnere ich an die Unterbringungsprobleme 
in den Gemeinden — Turnhallen und Wohnwagen- 
burgen — , an Bürgerinitiativen sowie an Bürgerweh- 
ren gegen neue Standorte. 

Es verursacht ohnmächtige Wut bei den Kommunal- 
politikern, wenn angesichts solcher Entwicklungen 
nicht über mögliche Lösungen diskutiert wird, son- 
dern die Schuldfrage für das Nichtstun mit dem Art. 1 6 
hin- und hergeschoben wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Franz-Hermann 
Kappes [CDU/CSU]: Unglaublich! Uner- 
hört!) 

Deshalb ist das Asylverfahrenbeschleunigungsge- 
setz ungeachtet dieser Vorgeschichte zu begrüßen. 

Wir brauchen dieses Gesetz unbedingt, um die Ver- 
fahren zügiger zu beenden sowie um die Gemeinden 
entlasten zu können. Die Bündelung von Verwal- 
tungsprüfung und Verwaltungsentscheidung beim 
Bundesamt, die Unterbringung der offensichtlich 
unbegründet Asylsuchenden in Gemeinschaftsunter- 
künften und der Ansatz zur Verkürzung der Wider- 
spruchs- und Gerichtsverfahren — all das hilft den 
Gemeinden. 

Auch wenn der überwiegende Teil der Asylverfah- 
ren bei offensichtlich unbegründeten bzw. unbeacht- 
lichen Anträgen nicht binnen der vorgesehenen 6 Wo- 
chen abgeschlossen werden kann, so besteht doch 
jetzt endlich die Chance zu einer erheblichen 
Beschleunigung des Verfahrens, auch deshalb, weil 
die Verfahrensänderung mit einer erheblichen Kapa- 
zitäts- und Personalausstattung verbunden ist. Da- 
durch, verehrter Herr Minister Trittin, unterscheidet 
sich dieses Gesetzgebungsvorhaben von allen bislang 
vorausgegangenen Verfahrensnovellen. Es zeugt 
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(A) endlich von mehr Realitätssinn und Gestaltungswil- 
len. Es besteht also die große Chance, daß dieses 
Beschleunigungsgesetz in den nächsten Monaten zu 
wirklich merkbaren Entlastungen bei den Gemeinden 
führt. 

Allerdings gibt es eine Achillesferse hinsichtlich der 
Wirksamkeit des Gesetzes. Entgegen der Parteienver- 
einbarung vom Oktober 1991 wird das Prinzip „ein 
Fall, ein Schreibtisch, ein Sachbearbeiter" nicht ver- 
wirklicht. Eine solche Regelung wird von den Prakti- 
kern gefordert. Es kann doch nicht richtig sein, daß 
sich der Sachbearbeiter beim Ausländeramt in Reck- 
linghausen bei der Botschaft von Bangladesch um 
Paßersatzpapiere bemüht. 

(Beifall bei der SPD) 

Und das sind keine seltenen Fälle. Ich denke, da ist das 
Bundesamt über das Innen- und Außenministerium 
viel näher dran. So wird auf Beschleunigungseffekte 
verzichtet. Es wird auch kein Personal bei den Aus- 
länderämtern vor Ort frei. Folglich können diese 
Mitarbeiter dann auch nicht für das Bundesamt abge- 
stellt werden, wo sie dringend benötigt werden. 

Kolleginnen und Kollegen der Koalitionsfraktionen, 
warum sind Sie hier nicht über Ihren eigenen Schatten 
gesprungen? Wenn man schon beschleunigen will, 
dann sollte man das konsequent tun. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Franz-Hermann 
Kappes [CDU/CSU]: Aber verfassungsge- 
mäß!) 

Wir werden uns darauf einstellen müssen, daß es 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung dieses Gesetzes 
gibt. Viel wichtiger ist allerdings der Umgang mit dem 
Gesamtthema. Es wird notwendig sein, daß wir wei- 
tere Schritte gehen. Wenn wir die Zuwanderungs- 
problematik lösen wollen, wenn wir dies steuern 
wollen, dann ist das nur mit einem Bündel von 
Maßnahmen und mit weiteren großen gemeinsamen 
Kraftanstrengungen möglich. Dazu gehört mehr Ein- 
sicht in die Notwendigkeit der Hilfe in den Herkunfts- 
ländern, der wirksamen Hilfe für die Entwicklung 
dieser Länder. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, das Maß an Sonntagsreden über diese 
Fragen ist inzwischen voll. Taten tun hier not. 

Wir werden unseren Beitrag leisten müssen, indem 
wir auch den Menschen Zutritt in unser Land gewäh- 
ren, die z. B. als Armutsflüchtlinge zu uns kommen 
wollen. Nur — das sollte an dieser Stelle ebenfalls 
betont werden — kann dies nicht über den Weg des 
politischen Asyls oder der Aufnahme von bestimmten 
Gruppen auf Grund ihrer vermeintlichen Deutsch- 
stämmigkeit geschehen. Entsprechende Veränderun- 
gen des Bundesvertriebenengesetzes und eine An- 
passung des Staatsangehörigkeitsrechtes sind des- 
halb zwingend notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist daher nur konsequent, für Armuts- und Elends- 
flüchtlinge und auch für diejenigen, die heute noch 
den Aussiedlerstatus haben, quotierte Einwande- 
rungsrichtlinien zu erstellen. 


Ebenso muß der Status von Bürgerkriegsflüchtlin- (U) 
gen dringend geklärt werden. Flüchtlinge, die einer 
Bürgerkriegssituation, wie z. B. im ehemaligen Jugo- 
slawien, entgehen wollen, gehören nicht ins Asylver- 
fahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine wesentliche Ursache für die unnötige Bela- 
stung des Bundesamtes mit Asylanträgen ist das 
Vorhandensein dieser Anträge von Bürgerkriegs- 
flüchtlingen. Das liegt daran, daß viele Gemeinden 
halt wegen der Sozialhilfe diese Flüchtlinge in dieses 
Verfahren hineindrängen. Ich denke, hier ist der Bund 
gefordert, Regelungen außerhalb des Asylverfahrens 
vorzuschlagen, die die Gemeinden bei der Sozialhil- 
fezahlung für die Bürgerkriegsflüchtlinge entlasten. 

Verehrter Herr Staatssekretär, der Unterhalt von 
Flüchtlingen ist immer eine gesamtstaatliche Auf- 
gabe. Der Bund kann sich hier der Verantwortung 
nicht entziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hilfen für Bürgerkriegsflüchtlinge, Einwande- 
rungsquotierungen, alles das sind Fragen, die für ganz 
Europa beantwortet werden müssen. Europa muß 
seine Verantwortung diesen Menschen gegenüber 
gemeinschaftlich wahrnehmen. 

Im Zusammenhang mit Europa ist für mich die 
Anpassung von Grundgesetznormen kein unüber- 
windliches Dogma. Eine notwendige Grundgesetzän- 
derung kann allerdings nicht erster und vor allen 
Dingen nicht einziger Teil des Handelns in Zuwande- 
rungsfragen sein. Ein Gesamtzuwanderungskonzept 
und die Klärung der genannten europäischen Fragen 
sind für mich eine wichtige Voraussetzung, über eine 
Grundgesetzänderung gründlicher nachzudenken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies alles ist kein 
einfacher Weg, den wir gehen müssen. Unser gemein- 
sames Handeln muß durch einen ehrlichen Umgang 
mit diesem Thema gekennzeichnet sein. Wir müssen 
erkennen und erklären, daß es uns nicht gelingen 
wird, alle Armutsflüchtlinge dieser Welt in der Bun- 
desrepublik aufzunehmen, und daß es uns ebenso 
nicht gelingen wird — durch welche gesetzgeberi- 
schen Maßnahmen auch immer — , den Zuwande- 
rungsdruck auf die Republik zu beseitigen, daß es uns 
aber sehr wohl gelingen kann, die Zuwanderung 
politisch zu steuern und durch geeignete Maßnahmen 
auch sozial verträglicher zu gestalten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat nun 
der Kollege Dr. Franz-Hermann Kappes. 

Dr. Franz-Hermann Kappes (CDU/CSU): Frau Prä- 
sidentin! Meine Damen und Herren! Wenn man als 
dritter Vertreter einer Fraktion spricht und — auf 
Grund der Notizen über die bisherige Debatte - — den 
„Ausputzer" machen soll, 

(Franz Müntefering [SPD]: Kommt darauf an, 

für welche Fraktion!) 

ist das etwas schwierig, wenn man ein Gemeinschafts- 
unternehmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. vor sich 
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(A) hat. Das soll aber nicht heißen, daß ich es nicht sehr gut 
fände, daß wir in der Sache gemeinsam nach einer 
weiteren Lösung suchen, wenngleich ich damit kei- 
nesfalls das Gespenst einer großen Koalition an die 
Wand malen möchte. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Haben Sie Angst 
davor?) 

Diese — man könnte sagen — Friede-Freude-Eier- 
kuchen-Stimmung soll nicht dazu führen, daß wir 
nicht ein Stück zurückblicken, daß wir etwa so tun, als 
hätten wir jetzt gemeinsam etwas begriffen, wie, ich 
glaube, Herr Wiefelspütz dies vorhin gesagt hat. Es ist 
doch in Wirklichkeit so — das wurde mehrmals 
erwähnt — , daß es der achte Versuch seit 1982 oder 
1984 ist 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Seit 
1978!) 

und daß man in all diesen Jahren große Anstrengun- 
gen personeller und finanzieller Art aufgewandt hat, 
um das Asylverfahren zu beschleunigen. Das ist auch 
mit recht guten Ergebnissen gelungen. Die Ergeb- 
nisse sind viel besser, als es oft hingestellt wird. 

Ich finde es gut, daß nun inzwischen auch die SPD 
erkannt hat — so muß man das ja sehen; bei aller 
Gemeinsamkeit sollte dies einmal betont werden — , 
daß es so nicht weitergehen kann. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wer hat denn 

eigentlich die Initiative ergriffen? — Abg. 

Dieter Wiefelspütz [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Wiefelspütz möchte eine Zwischen- 

(B) frage stellen. Ich bin damit sehr einverstanden. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Wiefels- 
pütz. 

Dieter Wiefeispütz (SPD): Ich bin immer sehr für 
Harmonie, aber wenn Sie den Streit schon suchen: 
Stimmen Sie mir zu, daß die Eckwerte des Beschleu- 
nigungsgesetzes auf Initiative der SPD eingebracht 
worden sind? 

Dr. Franz-Hermann Kappes (CDU/CSU): Gar keine 
Frage; ich komme ja darauf zurück. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie haben mich mißverstanden. Ich wollte Ihnen 
gerade nur in Erinnerung rufen — damit keine 
Legende entsteht — , daß Sie bei den vielen anderen 
Versuchen meistens dagegen gestimmt haben und 
daß Sie jetzt zum erstenmal bereit sind, einzusehen, 
daß es sich um ein sehr dringendes Problem handelt, 

(Uwe Lambinus [SPD]: Reden Sie Vernünfti- 
geres!) 

das man gemeinsam lösen sollte. So ist das. 

Es handelt sich jetzt vielleicht um den allerletzten 
Versuch, unterhalb der Ebene der Grundgesetzände- 
rung noch eine Beschleunigung zu erreichen. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang ganz entschieden 
zurückweisen, daß zum Teil, Herr Kollege Weiß, von 
Menschenrechtsverletzungen, von Polizeistaat und 


ähnlichem die Rede war. Das ist in meinen Augen (C) 

— bei aller Freundschaft — schlicht absurd. Der Staat 

— weicher Staat denn überhaupt noch? — dürfte ja 
keine Ordnungsfunktion mehr wahrnehmen, wenn er 
nicht wenigstens noch feststellen darf, wer kommt, 
und darauf achten darf, ob das Verfahren durchge- 
führt wird, wie es vorgesehen ist. Wir haben in Europa 
und in der Welt alle Vorkehrungen gegen Menschen- 
rechtsverletzungen verschiedener Art. Da sehe ich 
überhaupt keine Bedenken. 

Ich sehe verfassungsrechtliche Bedenken, wenn wir 
dem SPD-Antrag an der Schnittstellenproblematik 
folgen würden. Sie können sagen: Tun Sie endlich 
einmal etwas, was noch besser funktioniert. Sie kön- 
nen uns aber doch nicht empfehlen, etwas zu tun, was 
mit dem Grundgesetz nicht in Einklang stünde. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wer behauptet 
denn das?) 

Es ist richtig, daß das, was wir Vorhaben, an der 
Grenze zwischen Verfahrensrecht und materiell- 
rechtlichen Eingriffen liegt. Wir können nur hoffen, 
daß es funktioniert. Alles andere, was anschließend 
kommt, ist rein materielles Asylrecht. Da gibt es 
wirklich keinen anderen Ausweg mehr, als im Asyl- 
recht selbst etwas zu ändern. 

Das schließt nicht aus, daß das eine oder andere 
noch möglich ist. Ich will zwei Punkte, die angespro- 
chen wurden, ganz kurz aufgreifen. Das eine sind die 
Kriegsflüchtlinge. In diesem Punkt stimme ich mei- 
nem Vorredner von der SPD, Herrn Welt, zu. In der Tat 
ist es absurd, eine Art Negativwettbewerb zwischen 
den Sozialhilfeträgern darüber zu veranstalten, wer (D) 
nun für die Asylbewerber zu bezahlen hat. Es ist doch 
Tatsache, daß auf die Art versucht wird, möglichst 
wenig Geld ausgeben zu müssen und darauf hinzu- 
wirken, daß Asyl beantragt wird. Das sollten wir in der 
Tat abstellen. Das kann man auch gemeinsam tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das andere ist das sogenannte Einwanderungs- 
problem. Wir müssen das heute nicht vertiefen. Aber 
es ist im Grunde genommen ein Spiel mit Worten. Wir 
können natürlich sagen: Weil viele gekommen sind, 
sind wir ein Einwanderungsland. Wir können aber 
auch sagen: Wir wollen das so oder so regeln, und in 
diesem Sinne sind wir nach wie vor kein Einwande- 
rungsland. Wir wollen nicht ermöglichen, daß die 
Menschen anstatt als Asylbewerber als Einwanderer 
herkommen. Es ist in meinen Augen völlig unreali- 
stisch zu sagen, daß diejenigen, die nicht als Asylbe- 
rechtigte anerkannt werden können, dann eben als 
Zuwanderer oder als Einwanderer kommen können. 

Das halte ich wirklich für den falschen Weg. 

Man müßte sich auch überlegen und in der Welt 
Umsehen, was Einwanderung heißt. Sehen Sie sich 
das etwa in den USA an. Es wären bestimmte Kriterien 
aufzustellen, z. B. daß man nicht jedermann gebrau- 
chen kann. Es können keinesfalls einfach diejenigen 
kommen, die nicht als Asylberechtigte anerkannt 
werden können. 

Ich möchte Sie auffordern, mit uns an einer euro- 
päischen Lösung zu arbeiten, aber nicht so blauäugig 
in dem Sinne, daß man sagt, an unserem Wesen soll 



Deutscher Bundestag — 1 2. Wahlperiode — 96. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1992 


7907 


Dr. Franz-Hermann Kappes 

(A) Europa genesen, soweit es das subjektive Asylrecht 
angeht. Das ist einfach eine Illusion. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege Kap- 
pes, würden Sie bitte zum Schluß kommen. Das 
Lämpchen leuchtet schon länger. 

Dr. Franz-Hermann Kappes (CDU/CSU): Ich 
komme zum Ende. 

Wir sollten auf dem Weg nach Europa zunächst vor 
allem den Schengener Weg gehen. Das ist ein wich- 
tiger Schritt. Dazu brauchen wir eine Änderung des 
Grundgesetzes, weil wir das nicht einseitig tun kön- 
nen. 

Wir müssen auch die Altfälle regeln. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ich meine es 
ernst. 

Dr. Franz-Hermann Kappes (CDU/CSU): Ich hätte 
noch gern ein paar weitete Bemerkungen gemacht, 
aber ich merke, Frau Präsidentin drängt sehr. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Briefs das Wort. 

Dr. Ulrich Briefs (fraktionslos): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Deutschland, gerade wie- 
der halbwegs groß geworden, bzw. der Deutsche 

(B) Bundestag, sind im Begriff, eine verhängnisvolle Fehl- 
entscheidung zu treffen. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSUj: Blei- 
ben Sie doch in Holland!) 

— Dieser Zwischenruf disqualifiziert Sie wirklich. — 
Das unbeschränkte Asylrecht, entstanden aus dem 
grenzenlosen Leid der NS-Zeit, soll aufgeweicht, soll 
beseitigt werden. Es soll auf kaltem Wege aufge- 
weicht werden, und zwar dadurch, daß Asylverfahren 
beschleunigt werden, dadurch, daß Abschiebungen 
erleichtert werden, dadurch, daß Sammellager mit 
dem entsprechenden Abschreckungseffekt eingerich- 
tet werden, dadurch, daß bislang gegebene rechts- 
staatliche Garantien im Asylverfahren beseitigt wer- 
den. 

Damit wird der Weg für die endgültige Einschrän- 
kung des Art. 16 des Grundgesetzes bereitet, die nur 
noch eine Frage der Zeit ist. Eine wichtige Lehre aus 
dem Versagen des deutschen Staates und der deut- 
schen Gesellschaft in der Zeit des brutalsten politi- 
schen Terrorsystems der Neuzeit, des NS-Systems, 
wird damit rückgängig gemacht, nämlich die Lehre, 
daß Deutschland ein offenes Land, ein Land mit 
offenen Grenzen für Menschen sein muß, die aus Not, 
aus politischer, aus religiöser, aus geschlechtsbeding- 
ter und aus ökologischer Not oder auch aus Armut und 
sozialer Not Zuflucht bei uns suchen, und das zu einer 
Zeit, zu der weiterhin hier Jagd auf Ausländerinnen 
und Ausländer gemacht wird und immer wieder 
Anschläge auf Flüchtlinge stattfinden. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSUj: Jäger- 
latein!) 


Der nationalen Gossenmentalität der alten und (C) 
neuen deutschen Rechten wird damit stärker Rech- 
nung getragen als der Einsicht in die historische 
Realität und Notwendigkeit. Deutschland — das ist 
mehrfach zu Recht gesagt worden — ist längst ein 
Einwanderungsland. Hüten wir uns aber, es zu einem 
Land zu machen, in dem Menschen nach bürokrati- 
schen Opportunitätsgesichtspunkten 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Was ist denn 
das?) 

und nach wechselnden Mehrheiten zugelassen wer- 
den oder nicht. Das ist keine Grundlage für eine 
moderne demokratische Rechtskultur, 

Halten wir fest am Recht verfolgter Menschen, zu 
uns kommen zu können. Verwenden wir unsere Zeit 
und Energie darauf, daß dieses Land, das im interna- 
tionalen Vergleich — im Vergleich z. B. zu den Nie- 
derlanden — 

(Hans Gottfried Bernrath [SPD]: Kennen Sie 
denn überhaupt die Praxis in den Niederlan- 
den?) 

viele inhumane Praktiken kennt und toleriert, zu 
einem lebenswerten Land gerade auch für Flüchtlinge 
wird. Wir tun auch uns, z. B. auch unseren Kindern, 
unseren Mädchen und Frauen, den sexuellen und 
sonstigen Minderheiten, etwas Gutes, wenn wir den 
Geist der Ausgrenzung, der Abstoßung, der Brutalität 
gegenüber Flüchtlingen aus anderen Ländern be- 
kämpfen. 

Die Gefahr, die in der Diskussion um die Änderung 
des Asylrechts durchscheint, ist nicht sosehr die 
Gefahr eines neuen braunen Faschismus, obwohl es 
gilt, den Anfängen bereits jetzt zu wehren. Die Gefahr 
ist vielleicht eher, daß auf diesem Wege ein erstes 
Element eines formal durchaus rechtsstaatlichen, aber 
dennoch im wesentlichen autoritären Staatswesens 
entstehen kann. Soziale Kälte gegenüber denjenigen, 
die in diesem Land in Not sind, und brutale, rechts- 
staatlich administrierte Selektion und Zurückweisung 
nach außen, ergänzen sich nicht nur, sondern können 
der Nährboden für eine zutiefst inhumane und alles 
andere als demokratische Gesellschaft von morgen 
sein. 

Der politische Wille — das wird übersehen — , der 
die Bundesrepublik Deutschland gegen Menschen 
abschotten will, die aus Not von außen zu uns kommen 
und hier leben wollen, steht freilich bereits auf der 
Verliererseite. Unser Weg führt in die multikulturelle 
Gesellschaft. Sich dagegen zu stemmen ist vergeb- 
lich, Um so größer ist aber die Gefahr des Abgleitens in 
autoritäre oder gar faschistoide politische Handlungs- 
muster. 

Die Betriebsräte des Möbelhauses IKEA haben ein 
„Plädoyer pro Menschlichkeit und contra Rassismus" 
verfaßt. In diesem Plädoyer heißt es: 

Stoppt die wachsende Ausländerfeindlichkeit in 
Gesellschaft und Betrieben, benutzt die Auslän- 
der/innen nicht als Mittel zum Stimmenfang, 
sondern behandelt sie als Menschen, sorgt dafür, 
daß Asylanten nicht Angst um ihr Leben haben 
müssen. 

Und: 
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(A) Die Männer und Frauen, die in Deutschland Asyl 

beantragen oder auch schon länger hier leben, 
sind zuallererst einmal Menschen. Und es sind 
Kollegen und Kolleginnen. 

Vielleicht kann man die notwendige Grundhaltung 
— die Grundhaltung einer Koalition der Menschlich- 
keit — für den Weg in die multikulturelle Gesellschaft 
von morgen nicht besser beschreiben als mit diesen 
Sätzen. 

Ich danke für die gemäßigte Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
die Bundesministerin der Justiz, Frau Leutheusser- 
Schnarrenberger, das Wort. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi- 
nisterin der Justiz; Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Briefs, durch diesen Gesetzentwurf 
wollen wir gerade dazu beitragen, den Kern unseres 
Asylrechts zu erhalten und auf notwendige Entwick- 
lungen angemessen und richtig zu reagieren. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das, was Sie dargelegt haben, trifft einfach nicht 
zu. 

Der Weg von den Zieivorsteilungen, die am 10. Ok- 
tober 1991 beim Bundeskanzler vereinbart wurden, 
bis heute zur zweiten und dritten Lesung war nicht 
leicht, zeitlich aufwendiger als beabsichtigt und von 
überwiegend konstruktiver Kritik begleitet. 

Die Sachverständigenanhörung hat einige Pro- 
bleme aufgezeigt. Ich bin froh und bedanke mich bei 
allen Kolleginnen und Kollegen, daß wir in den 
wesentlichsten Punkten gemeinsame Lösungsvor- 
schläge gefunden haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dr. 

Franz-Hermann Kappes [CDU/CSU]) 

Lassen Sie mich einige Punkte aus dem Teil über 
das gerichtliche Verfahren, der in meine Zuständig- 
keit fällt, erwähnen. Stichworte: Präklusion, Zustän- 
digkeit des Einzelrichters und die Rechtsmittelausge- 
staltung. In den parlamentarischen Beratungen haben 
wir gerade hier gemeinsam um Lösungen gerungen. 
Wir haben vertretbare Lösungen gefunden, und sind 
dabei bis an die Grenze dessen gegangen, was wir für 
verfassungsrechtlich vertretbar und notwendig hal- 
ten. 

Wichtig ist, daß der vorliegende Entwurf den 
Anspruch auf individuellen Rechtsschutz in angemes- 
sener Weise wahrt und ermöglicht, daß über offen- 
sichtlich unbegründete Fälle auch im gerichtlichen 
Verfahren rasch und ohne zu großen Aufwand 
abschließend entschieden werden kann. Der Asylbe- 
werber wird verpflichtet, seine Verfolgsgründe inner- 
halb bestimmter Fristen vorzutragen. Verspätetes 
Vorbringen können die Gerichte unberücksichtigt 
lassen, wenn die Verspätung nicht genügend ent- 
schuldigt wird. Einer Prozeßverschleppung allein zur 
Verlängerung des Aufenthalts wird dadurch wirksam 
begegnet. 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 


Der Entwurf ermöglicht in erweitertem Umfang den (C) 
Einsatz des Einzelrichters, wenn auch nicht so weit- 
gehend, wie es ursprünglich zur Debatte stand. Wir 
haben uns dahin verständigt, daß die Zuständigkeit 
zunächst bei der Kammer liegt, aber künftig auch im 
Eilverfahren diese Zuständigkeit auf den Einzelrich- 
ter übertragen werden kann. Außerdem soll der 
Einzelrichter künftig ebenso wie die Kammer in 
klaren Fällen erst- und letztinstanzlich entscheiden 
können. Ich glaube, das ist erstens ein Weg, um dem 
Beschleunigungsgedanken Rechnung zu tragen, und 
zweitens, um nach wie vor Rechtssicherheit zu gewäh- 
ren. 


(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dieter 
Wiefelspütz [SPD]) 

Was das Prozeßrecht angeht, sind die Verwaltungs- 
gerichte dafür gerüstet. Was folgen muß, ist die 
Umsetzung. Es bleibt noch einiges zu tun. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Allerdings! — Erwin Marschewski [CDU/ 
CSU]: Sehr wahr! Sehr wahr!) 

Ich will hier nur vier Punkte kurz ansprechen. In der 
Schnittstellenproblematik müssen wir noch zu einer 
tragfähigen gemeinsamen Lösung kommen. 


(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 


Die Umsetzung dieses Gesetzes muß so schnell wie 
möglich erfolgen. Auch wenn der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der 1. Juli ist, haben wir bei einigen 
Vorschriften ein Hinausschieben bis Ende März näch- 
sten Jahres vorgesehen, weil die Voraussetzungen 
noch nicht in allen Ländern geschaffen sind. Ich kann 
mich den Appellen, die schon bisher geäußert worden 
sind, nur anschließen, daß alles getan wird, um ein 
Umsetzen zu ermöglichen, damit das, was an guten 
Punkten vereinbart ist, tatsächlich greifen kann. 


(D) 


(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Ich bin froh, daß heute in dieser Debatte ein Konsens 
hinsichtlich der Behandlung der Bürgerkriegsflücht- 
linge bestand, ein Konsens dahin, daß wir für diese 
Gruppe ein befristetes Aufenthaltsrecht brauchen und 
daß wir die Kommunen bei den Kosten entlasten 
müssen. Ich glaube, wenn wir uns über diese Aus- 
gangspunkte einig sind, dürfte später eine sachliche 
Lösung auf nicht allzu große Hindernisse und Schwie- 
rigkeiten stoßen. 


(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Ich wünsche mir auch, daß wir Einigkeit über eine 
wirksame Altfallregelung erzielen; denn der gute 
Ansatz, den wir mit diesem Gesetzentwurf gefunden 
haben, darf nicht dadurch zunichte gemacht werden, 
daß Behörden und Gerichte überlastet sind und die 
Kürzungs- und Beschleunigungsmöglichkeiten gar 
nicht greifen können. 


(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sind uns alle einig, 
daß die Asylprobleme im nationalen Alleingang nicht 
gelöst werden können. Angesichts des fortschreiten- 
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(A) den europäischen Einigungsprozesses und weitge- 
hend offener Grenzen in Europa kann die Antwort auf 
den zunehmenden Wanderungsdruck nur in einer 
europäischen Lösung bestehen, und zwar durch Ein- 
beziehen auch der der EG nicht angehörenden Nach- 
barstaaten. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
darf aber keine Ausrede für Passivität sein, 

Frau Ministerin!) 

— Das nicht. Deshalb sage ich ja, daß wir natürlich 
noch viel konkreter und intensiver Verhandlungen 
führen müssen, und zwar mit einem Gesamtkonzept 
und nicht mit Vorschlägen zu einzelnen Punkten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Das können dann die Vorlage und der Ausgangspunkt 
sein, um zu sehen, wie und in welchem Umfang unser 
nationales Recht einer europäisch getroffenen Rege- 
lung, die materiellrechtlich den geltenden völker- 
rechtlichen Anforderungen nach der Genfer Flücht- 
lingskonvention entspricht, angepaßt werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD — Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]: Das heißt aber: 

Art. 16 ändern!) 

Das heißt, daß wir erst einmal sehen müssen, wie es in 
Europa aussieht, und daß wir dann überlegen müssen, 
wie das Ganze umgesetzt werden kann. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das wis- 
sen wir aber!) 

— Das wissen wir noch nicht, weil wir hinsichtlich der 
Behandlungen noch ganz am Anfang stehen. 

(ß) (Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 

lernen Sie noch, Frau Ministerin! Das kann 
man sehr schnell lernen!) 

Es müssen erst einmal Ergebnisse vorliegen, über die 
man dann hier beraten kann. Das ist bisher eben nicht 
der Fall. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen; Wichtig ist für 
mich eines; daß auf keinen Fall, auch nicht im Rahmen 
einer europäischen Harmonisierung, substantielle 
Abstriche an Art. 19 Abs. 4 gemacht werden dürfen; 

(Beifall bei der F.D.P, und der SPD) 

denn er garantiert den gerichtlichen Rechtsschutz in 
mindestens einer Instanz. Daran dürfen, sollen und 
wollen wir nicht rühren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Mir liegen zwei persönliche Erklärungen zum 
Abstimmungsverhalten zum Asylverfahrensbe- 
schleunigungsgesetz vor, und zwar von den Kollegen 
Wolf-Michael Catenhusen und Jürgen Augustino- 
witz. *) 


* ) Anlagen 2 und 3 


Meine Damen und Herren, wir kommen zur Einzel- (C) 
beratung und Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. zur 
Neuregelung des Asylverfahrens auf den Drucksa- 
chen 12/2062 und 12/2718. 

Die Fraktion der SPD hat Einzelabstimmung über 
eine Reihe von Vorschriften verlangt. 

Ich rufe Art. 1 §§ 1 bis 23 in der Ausschußfassung 
auf. Ich bitte diejenigen, die zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Stimm- 
enthaltungen? — Diese Paragraphen sind mit großer 
Mehrheit bei Gegenstimmen aus den Reihen Bünd- 
nis 90/GRÜNE und PDS/Linke Liste und einigen 
Gegenstimmen aus den Reihen der SPD angenom- 
men. 

Ich rufe Art. 1 § 24 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
12/2730 unter Nr. 1. 1 ein Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD vor. Wer stimmt für den Änderungsan- 
trag? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei 
Stimmenthaltung der Kollegen Konrad Weiß und 
Dr. Wolfgang Ullmann, bei Zustimmung von der SPD 
und bei Ablehnung durch CDU/CSU und PDS/Linke 
Liste ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art. 1 § 24 in der Ausschuß- 
fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. 

— Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? 

— Damit ist Art. 1 § 24 in der Ausschußfassung ange- 
nommen, und zwar mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen, gegen die Stimmen der SPD -Fraktion und 
der beiden Gruppen. 

Ich rufe Art. 1 §§ 25 bis 30 und § 31 Abs. 1 und 2 in 
der Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Diese auf gerufenen 
Vorschriften sind mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen und der SPD angenommen bei Gegenstimmen 
aus den Reihen der PDS/Linke Liste, einer Gegen- 
stimme vom Bündnis 90/GRÜNE und einer Stimment- 
haltung aus derselben Gruppe. 

Ich rufe Art. 1 § 31 Abs. 3 und 4 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 12/2730 unter Nr. 1.2 ein Änderungsan- 
trag der Fraktion der SPD vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen ist dieser Änderungsantrag abge- 
lehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 § 31 Abs. 3 und 4 in der 
Ausschußfassung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? 

— Damit ist Art. 1 § 31 Abs. 3 und 4 in der Ausschuß - 
fassung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, 
gegen die Stimmen der SPD und Stimmen aus Bünd- 
nis 90/GRÜNE und PDS/Linke Liste angenommen. 

Ich rufe Art. 1 § 32 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
12/2730 unter 1.3 ein Änderungsantrag der SPD vor. 

Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? — Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Dieser Änderungs- 
antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und des Bündnisses 90/GRÜNE und bei einigen 
wenigen Stimmenthaltungen, die ich jetzt nicht ein- 
zeln zuordnen kann, abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art. 1 § 32 in der Ausschuß- 
fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. — 

Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Art. 1 § 32 
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(A) in der Ausschußfassung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und gegen die Stimmen von 
SPD, PDS/Linke Liste und Bündnis 90/GRÜNE ange- 
nommen. 

Ich rufe Art. 1 § 33 auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um ein Handzeichen. — Gegen- 
stimmen? — Stimmenthaltungen? — § 33 ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und mit Stimmen 
aus der SPD sowie gegen die Stimmen des Bündnisses 
90/GRÜNE und einige wenige Stimmen aus den 
Reihen der SPD und bei Stimmenthaltungen aus dem 
Bündnis 90/GRÜNE angenommen. 

Ich rufe Art. 1 § 34 auf. Die Fraktion der SPD 
verlangt unter 1.4 ihres Änderungsantrags auf Druck- 
sache 12/2730 die Anfügung eines Abs. 3. Wer stimmt 
für diesen Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Der Änderungsantrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion und einige Stimmen aus 
dem Bündnis 90/GRÜNE und der PDS/Linke Liste 
— bei diesen gab es teilweise Stimmenthaltung und 
teilweise Ablehnung — abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 § 34 in der Ausschußfassung? 
— Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Art. 1 § 34 in der Ausschußfassung ist mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen das übrige Haus 
angenommen. 

Ich rufe Art. 1 §§ 35 und 36 Abs. 1 in der Ausschuß- 
fassung auf. Ich bitte diejenigen, die zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 

(B) — Stimmenthaltungen? — Die aufgerufenen Vor- 
schriften sind mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen und der SPD gegen einige Stimmen aus den 
Reihen der SPD und der PDS/Linke Liste und bei 
Stimmenthaltungen in einer ähnlichen Verteilung 
angenommen. 

Ich rufe Art. 1. § 36 Abs. 2 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 12/2729 ein Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD vor. Wer stimmt für diesen Änderungs- 
antrag? — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun- 
gen? — Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und bei unterschiedlichem Ver- 
halten im Bündnis 90/GRÜNE und bei der PDS/Linke 
Liste — teils Ablehnung, teils Enthaltung — abge- 
lehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 § 36 Abs. 2 in der Ausschuß- 
fassung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Art. 1 § 36 Abs. 2 in der Ausschußfassung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und gegen die 
Stimmen aus den übrigen Fraktionen und Gruppen 
angenommen. 

Ich rufe Art. 1 § 36 Abs. 3 sowie §§37 und 38 in der 
Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die zustim- 
men wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Stimmenthaltungen? — Die aufgerufe- 
nen Vorschriften sind in der Ausschußfassung ange- 
nommen, und zwar mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und der SPD bei unterschiedlichem Stimm- 
verhalten in der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE — Ent- 
haltungen und Gegenstimmen — und bei Ablehnung 
durch die Gruppe PDS/Linke Liste. 


Ich rufe nunmehr Art. 1 § 39 auf. Hierzu liegt auf (C) 
Drucksache 12/2730 unter Nr. 1.5 ein Änderungsan- 
trag der Fraktion der SPD vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Bei Enthaltung der Gruppe PDS/Linke 
Liste und Gegenstimmen aus der Gruppe Bündnis 90/ 
GRÜNE ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 § 39 in der Ausschußfassung? 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 1 § 39 ist in 
der Ausschußfassung mit der Mehrheit der Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen das übrige Haus ange- 
nommen. 

Ich rufe Art. 1 §§ 40 bis 88 und Art. 2 Nr. 1 bis 4 in 
der Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Die auf- 
gerufenen Vorschriften sind mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD gegen 
die Stimmen der Gruppe PDS/Linke Liste und der 
Gruppe Bündnis 90/GRÜNE angenommen. 

Ich rufe Art. 2 Nr. 5 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
12/2730 unter Nr. II ein Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD vor. Wer stimmt für diesen Änderungs- 
antrag? — Die Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 

— Der Änderungsantrag der SPD ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen bei unterschiedlichem 
Stimmverhalten — Ablehnung oder Enthaltung — der 
Gruppe Bündnis 90/GRÜNE und der Gruppe PDS/ 
Linke Liste abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 2 Nr. 5 in der Ausschußfassung? 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 2 Nr. 5 ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen das (D) 
übrige Haus in der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe Art. 2 Nr. 6 bis 15 und Art. 3 bis 5, Einleitung 
und Überschrift in der Ausschußfassung auf. Ich bitte 
diejenigen, die zustimmen wollen, um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun- 
gen? — Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Gruppe 
PDS/Linke Liste und der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE 
und einige Stimmen aus der SPD-Fraktion sind die 
aufgerufenen Vorschriften angenommen. 

Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung in 
der Ausschußfassung insgesamt angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol- 
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion, 
gegen die Stimmen der Gruppe PDS/Linke Liste und 
der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE und fünf Stimmen 
aus der SPD-Fraktion angenommen. 

Der Innenausschuß empfiehlt unter Nr. 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 12/2718, den 
Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 12/2100 
für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Beschluß- 
empfehlung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Die Beschluß empfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen, gegen die Stimmen der SPD, 
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(A) der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE und der Gruppe 
PDS/Linke Liste angenommen. 

Unter Nr. 3 wird empfohlen, den Antrag der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 12/852 für erledigt zu 
erklären. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Bei Stimmenthaltung der 
Gruppe PDS/Linke Liste ist die Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Unter Nr. 4 wird empfohlen, den Antrag der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 12/1296 für erledigt zu 
erklären. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Bei Stimmenthal- 
tung der Gruppe PDS/Linke Liste ist die Beschluß- 
empfehlung angenommen. 

Unter Nr. 5 wird empfohlen, den Entschließungsan- 
trag der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE auf Drucksache 
12/1326 für erledigt zu erklären. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stim- 
men aus den Gruppen Bündnis 90/GRÜNE und PDS/ 
Linke Liste angenommen. 

Unter Nr. 6 schließlich wird empfohlen, auch den 
Antrag der Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 
12/2097 für erledigt zu erklären. Wer stimmt dafür? — 
Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist auch 
diese Beschlußempfehlung angenommen, und zwar 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der SPD- 
Fraktion und der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE, gegen 
die Stimmen der Gruppe PDS/Linke Liste. 

Wir kommen zur Abstimmung über die vier Ent- 
schließungsanträge der Gruppe PDS/Linke Liste. Wer 
stimmt für den Entschließungsantrag auf Drucksache 
12/2723? — 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Fünf 
Leute waren dafür!) 

Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Der 
Entschließungsantrag ist mit großer Mehrheit abge- 
lehnt. 

Wer stimmt für Drucksache 12/2724? — Wer stimmt 
dagegen? — Stimmenthaltungen? — Bei gleichem 
Abstimmungsverhalten ist der Entschließungsantrag 
abgelehnt. 

Wer stimmt für Drucksache 12/2725? — Wer stimmt 
dagegen? — Stimmenthaltungen? — Bei den gleichen 
Mehrheitsverhältnissen ist auch dieser Entschlie- 
ßungsantrag abgelehnt. 

Wer stimmt für Drucksache 12/2753? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfeh- 
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen das übrige Haus abgelehnt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
sind wir am Ende dieser Beratungen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun den Zusatz - 
tagesordnungspunkt 16 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung der Zinsbesteue- 
rung (Zinsabschlaggesetz) 

— Drucksachen 12/2501, 12/2690 — 


a) Beratung der Beschlußempfehlung und des (C) 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus- 
schuß) 

— Drucksache 12/2736 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Kurt Faltlhauser 
Hermann Rind 
Gunter Weißgerber 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/2743 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Helmut Wieczorek (Duisburg) 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. Das ist so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
zunächst dem Herrn Parlamentarischen Staatssekre- 
tär beim Bundesminister der Finanzen, Dr. Joachim 
Grünewald. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer sich verant- 
wortungsbewußt an der Diskussion über die Neurege- 
lung der Zinsbesteuerung beteiligt, muß anerkennen, 
daß die Umsetzung des Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 27. Juni 1991 zwar Anlaß und 
Hauptaufgabe dieses Gesetzgebungsverfahrens ist, 
keinesfalls aber dessen alleiniges Ziel sein kann. 

Selbstverständlich muß eine tragfähige Lösung ver- 
fassungsfest sein. Sie muß aber auch die Auswirkun- 
gen auf den Kapitalmarkt und das Zinsniveau berück- 
sichtigen. Die Lösung muß von der Öffentlichkeit 
akzeptiert werden und für alle Beteiligten — ich 
betone: für alle — , für Bürger, Kreditwirtschaft und 
Finanzverwaltung gleichermaßen, praktikabel sein. 
Wichtig ist nicht zuletzt eine Europatauglichkeit für 
eine spätere Steuerharmonisierung. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung berück- 
sichtigt diese Anforderungen in ausgewogener Weise. 

Es erfüllt mich mit großer Zufriedenheit, daß die 
Ausschüsse des Deutschen Bundestages ihn in allen 
Kernbereichen bestätigt haben. Das gilt vor allem für 
die Leitentscheidung des Gesetzentwurfs, nämlich die 
Einführung eines anrechenbaren Zinsabschlags mit 
angemessenen Freibeträgen unter gleichzeitiger 
Wahrung des Bankgeheimnisses. 

Natürlich hat der Gesetzentwurf in den Ausschüs- 
sen auch Änderungen erfahren. Der Finanzausschuß 
hat z. B. einige Hilfsanträge des Bundesrats aufge- 
nommen. Die vorgeschlagenen Änderungen im 
Bereich des Bewertungsgesetzes und des Vermögen- 
steuergesetzes finden die Zustimmung der Bundesre- 
gierung. Zu denken ist vor allem an die Änderungen 
im Zusammenhang mit der Übernahme der Steuerbi- 
lanzwerte in die Vermögensaufstellung und die 
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(A) einheitliche mittelschüssige Bewertung — ich betone: 
mittelschüssige, Herr Kollege Faltlhauser — wieder- 
kehrender Nutzungen und Leistungen. 

Andererseits begrüße ich es sehr, daß der Finanz- 
ausschuß einigen Hilfsanträgen des Bundesrats, z. B. 
im Bereich der Altersentlastungsbeträge und der 
Mitteilungen an das Bundesamt für Finanzen, nicht 
entsprochen hat: 

Die vom Bundesrat begehrte Herausnahme der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen aus dem Altersentla- 
stungsbetrag würde zu Ungereimtheiten in den Fällen 
führen, an denen an Stelle von Kapitalerträgen andere 
privilegierte Einkünfte im Sinn des Altersentlastungs- 
betrags vorliegen. 

Auch ist es nicht erforderlich, die Kapitalerträge 
vollständig dem Bundesamt für Finanzen mitzuteilen. 
Denn die jetzige Stichprobenregelung enthält ein 
ernsthaftes und — das ist das Entscheidende — für die 
Betroffenen unkalkulierbares großes Risiko für eine 
Aufdeckung von Mißbräuchen. 

(Joachim Poß [SPD]: Eben!) 

Das Stichwort „Mitteilungen" führt uns zum zentra- 
len Bereich der politischen Auseinandersetzung. Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, beanstanden 
nach wie vor, daß der Gesetzentwurf keine Kontroll- 
mitteilungen vorsieht und den Bankenerlaß unverän- 
dert fortbestehen läßt. Sie sehen hierin einen Verfas- 
sungsverstoß und berufen sich insoweit auf die Aus- 
führungen von Sachverständigen in der Anhörung. 
Ich will mich nicht an der Diskussion beteiligen, wer 
wen aus welchen Gründen und mit welchen Absich- 

(B) ten als Sachverständigen benannt hat. 

(Joachim Poß [SPD]: Und wer nicht gekom- 
men ist, um Stellung zu beziehen!) 

Tatsache aber, lieber Herr Kollege Poß ist, daß sich 
inzwischen Herr Prof. Rupert Scholz in einem außer- 
ordentlich nachlesenswerten Gutachten 

(Joachim Poß [SPD]: In der „Welt am Sonn- 
tag"!) 

— nein, in einem Gutachten — ebenso wie Herr 
Professor Jakob von der Universität Augsburg geäu- 
ßert und die Verfassungsgemäßheit ausdrücklich 
testiert hat. 

Ich halte es für mehr als bedenklich, Herr Poß, daß 
man die Richter in Karlsruhe beanspruchen will, nur 
weil man politisch etwas anderes will oder wollen zu 
müssen glaubt. 

(Joachim Poß [SPD]: Da liegt kein Mißbrauch 
vor!) 

Das Bundesverfassungsgericht selbst hat uns doch 
den Weg des Steuerabzugs gewiesen. Es hat auch den 
Steuersatz von 25 % ins Spiel gebracht. Wer hier über 
höhere Abzugssätze nachdenkt, sollte einmal einen 
Blick auf die Abzugssätze im Ausland werfen. Der 
angestrebte Steuersatz in Höhe von 25 % liegt inter- 
national im oberen Mittelfeld. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Außerdem ist die Belastungswirkung des Zinsab- 
schlags praktisch höher als 25 %, da die Bruttoeinnah- 
men erfaßt werden. Werbungskosten wie z. B. Schuld- 


zinsen oder Depotgebühren können erst bei der (C) 
Veranlagung abgezogen werden. Dann erfolgt die 
Besteuerung selbstverständlich zum individuellen 
Steuersatz, d. h. bis hin zum Höchststeuersatz von 
53%. 

Im übrigen hat der Finanzausschuß durch die Ein- 
beziehung von Stückzinsen in den Zinsabschlag ein 
mögliches Schlupfloch für Steuervermeidungen ge- 
schlossen. Stückzinsen, Herr Faltlhauser, werden, 
technisch bedingt, erst ab dem 1. Januar 1994 in den 
Zinsabschlag einbezogen. Hierbei streben wir — ich 
hoffe: gemeinsam — die Nettolösung an. Aber hier 
muß uns die Kreditwirtschaft erst einmal die techni- 
schen Voraussetzungen mitteilen, wie man das umset- 
zen kann. 

Auch wird durch den Gesetzentwurf die vom Ver- 
fassungsgericht geforderte „hinreichende Verifika- 
tion" sichergestellt. Auf Grund der kräftigen Anhe- 
bung des Sparerfreibetrags, nämlich auf 6 000 DM pro 
Person, werden 80% der Einkommen künftig steuer- 
frei gestellt. Die Besteuerung der Kapitaleinkünfte 
wird dann also kein Massenproblem mehr sein. Das ist 
ein ganz grundlegender Unterschied zu der Aus- 
gangssituation, über die das Bundesverfassungsge- 
richt zu entscheiden hatte. Die Finanzverwaltung wird 
sich in Zukunft auf die noch verbleibenden 20 % der 
Fälle mit großer Intensität und unter Ausnutzung des 
umfangreichen Instrumentariums nach der Abgaben- 
ordnung konzentrieren können und in Einzelfällen 
eine sehr sorgfältige Sachverhaltserforschung konse- 
quent durchführen können. Wer hiernach noch 
behauptet, einer Steuerhinterziehung werde nicht 
entgegengewirkt, oder wer wie Sie, lieber Herr Kol- pj 
lege Poß, behauptet, die Steuerhinterziehung werde 
sogar noch gesetzlich begünstigt, der tut das entweder 
in Unkenntnis — die unterstelle ich Ihnen nicht — 
oder — und das unterstelle ich Ihnen, lieber Herr 
Poß — wider besseres Wissen. 

Kontrollmitteilungen sind einfach keine Alterna- 
tive. Jeder weiß, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zirka 300 Millionen Konten unterhalten werden. 
Selbst bei Stichproben von nur 1 % bis 2 % wären 
somit 3 bis 6 Millionen Konten zu überprüfen. Ich 
frage Sie, ob nachträgliche Kontrollen von 1 % bis 2 % 
der Konten wirklich mehr Gleichheit schaffen würden 
als ein sofort wirksam werdender genereller Abschlag 
durch die Zahlstelle. 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: Warum kom- 
men dann die USA und Japan damit hin?) 

— Herr Kollege Wieczorek, Sie wissen — das ist ganz 
besonders wichtig — , auch die Tafelgeschäfte könn- 
ten wir durch Kontrollmitteilungen nicht erfassen. 

(Joachim Poß [SPD]: Dafür könnten wir eine 
Regelung finden!) 

Damit hätte das „Kontrollnetz " ein viel größeres Loch 
als nach dem von uns vorgesehenen Modell. Auch 
besteht bei Kontrollmitteilungen das große Risiko der 
Kapitalflucht. Die Steuerbasis würde kleiner. Damit 
würde natürlich auch die Steuergerechtigkeit ver- 
fehlt. 

Ganz entschieden muß ich mich auch gegen die 
zwischenzeitlich immer wieder anklingende Alterna- 
tivüberlegung aussprechen, alle Einkünfte aus Kapi- 
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(A) talvermögen einer Definitivsteuer, also einer Abgel- 
tungssteuer, zu unterwerfen. Eine Abgeltungssteuer 
begünstigt Einkommensbezieher mit einem höheren 
individuellen Steuersatz. Um so erstaunlicher ist es, 
daß ausgerechnet diejenigen, die in diesen Tagen 
eine höhere Abgabe von den Besserverdienenden 
einfordern, zur Abgeltungssteuer finden wollen. Bei 
einer Abgeltungssteuer bestünde darüber hinaus die 
Gefahr der Verlagerung der Kapitalströme von 
betrieblichem Risikokapital in risikoloses Finanzkapi- 
tal. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das wäre in dieser Situation volkswirtschaftlich ganz 
einfach ein Anachronismus. 

Ich will noch auf den Verwaltungsaufwand hinwei- 
sen. Denn bei einem Abgeltungssteuersatz von 30 % 
z. B. müßten wir Steuerpflichtigen mit einer Steuer- 
verpflichtung von unter 30% eine Erstattung geben. 

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß ein 
Abgeltungssteuersatz von 30% zu Steuerminderein- 
nahmen von 3 Milliarden DM führen würde, womit 
wohl keiner leben kann. 

Lassen Sie mich wiederholen, was ich in den häufi- 
gen Diskussionen schon gesagt habe: Dieser Vorschlag 
ist verfassungsfest, ausgewogen und richtig. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, jetzt hat das Wort unser Kollege Joachim 
(ß* Poß, 


Joachim Poß (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn es nur um die Tafelgeschäfte ginge, 
könnten wir, glaube ich, sehr schnell eine einvernehm- 
liche Lösung finden. Das dürfte nicht zum Hauptpro- 
blem werden. Ich halte das, wie so vieles andere, für ein 
vorgeschobenes Argument. 

Die Grundsatzfrage, die sich in diesen Tagen stellt, 
auch angesichts neuester Veröffentlichungen, ist die, 
warum diese Bundesregierung eigentlich nicht dazu in 
der Lage ist, sowohl wirtschaftspolitisch vernünftige als 
auch sozial gerechte Entscheidungen zu treffen. 
Warum ist sie nicht in der Lage, den unhaltbaren 
Zustand, daß die Besteuerung in wesentlichen Berei- 
chen derzeit verfassungswidrig ist, zu beseitigen? Die 
Antwort auf diese Fragen ist deprimierend, ja sogar 
erschreckend. 

Diese Bundesregierung hat es ganz offensichtlich 
aufgegeben, sich gemäß ihrem Amtseid zum Wohl der 
Allgemeinheit einzusetzen, 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Das ist doch eine 

Unterstellung, Herr Poß, die durch nichts 
gerechtfertigt ist!) 

das Grundgesetz zu beachten und Gerechtigkeit gegen 
jedermann zu üben. Sie betreibt statt dessen immer 
hemmungsloser eine einseitige Klientelpolitik zugun- 
sten der Spitzenverdiener und Vermögensbesitzer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie von 
Ihrer letzten Rede abgeschrieben!) 


Damit mißbraucht die Bundesregierung ihre Macht (C) 
zugunsten einer kleinen, ohnehin privilegierten Min- 
derheit und gefährdet ernstlich den sozialen Konsens in 
unserer Gesellschaft. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Lafontaine!) 

Eklatantes Beispiel hierfür ist die Weigerung der Bun- 
desregierung, den Grundfreibetrag endlich gemäß 
dem Verfassungsgebot so zu verbessern, daß das Exi- 
stenzminimum nicht länger besteuert wird. Dieser 
bewußte Verstoß gegen die Verfassung ist schon für 
sich genommen ein Skandal. Die Bundesregierung fügt 
den Bürgern im Widerspruch zu ihrem Versprechen, 
Schaden vom Volk zu wenden, tatsächlich erheblichen 
Schaden zu, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und beim Jäger 
90!) 

indem sie den Bürgern mehr Steuern abverlangt, als es 
nach der Verfassung zulässig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor diesem Hintergrund ist die jetzt bekanntgewor- 
dene Absicht der Bundesregierung, mit der Absenkung 
des Einkommensteuerspitzensatzes erneut milliarden- 
schwere Steuergeschenke an die winzige Minderheit 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch dum- 
mes Zeug!) 

von 1 % der Steuerpflichtigen mit dem höchsten Ein- 
kommen zu verteilen, an Zynismus nicht mehr zu 
übertreffen. Herr Gattermann sprach in den letzten 
Tagen davon, daß seien nicht investierende Einkorn- ' ' 
mensexoten. Dies, meine Damen und Herren von der 
Koalition, ist keine Gerechtigkeit, sondern Ausbeutung 
der Mehrheit durch eine kleine reiche Minderheit. 

(Beifall bei der SPD — Claus Jäger [CDU/ 

CSU): Eine Klassenkampfparole ist das!) 

Statt, wie vom Bundespräsidenten angemahnt, die 
deutsche Einheit solidarisch zu finanzieren, betreibt die 
Bundesregierung eine unverantwortliche Politik der 
Entsolidarisierung und der sozialen Ungerechtigkeit. 

Das kann alles durch Zahlen belegt werden. Diese 
einseitige Interessenpolitik wird auch in dem heute zur 
Beratung anstehenden Zinsabschlaggesetz deutlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Gesetz ist von den Interessen der Banken 
geprägt, die hier der Bundesregierung offensichtlich 
die Feder geführt haben. Die Banken haben quasi 
gesetzgeberische Funktionen übernommen. Ein beson- 
deres Kapitel zum Thema Bankenmacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Diese Worthülsen 

erdrücken die Hirnzellen! Das ist schon 
schlimm!) 

Unsere Hauptkritikpunkte zu dem so entstandenen 
Gesetzentwurf lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Erstens. Der Entwurf führt nicht zu Steuergerechtig- 
keit und widerspricht dem Grundgesetz, so wie es vom 
Bundesverfassungsgericht im Urteil vom 27. Juni 1991 
verbindlich ausgelegt worden ist. Die Verfas- 
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(A) sungsrechtler haben die Verfassungswidrigkeit die- 
ses Gesetzentwurfs bei der Anhörung des Finanzaus- 
schusses einmütig bestätigt. 

Zweitens. Würde der Gesetzentwurf Gesetzeskraft 
erlangen, wäre ein weiteres Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts zur Zinsbesteuerung programmiert, 
wie Sie auch wissen. Die Unsicherheit bei der 
Besteuerung von Kapitaleinkünften und die damit 
verbundenen Probleme auf dem Kapitalmarkt werden 
durch den vorliegenden Entwurf in Zukunft nicht 
ausgeschlossen. Sie werden sozusagen provoziert, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Das Zinsabschlaggesetz ist wie die Quel- 
lensteuer des früheren Bundesfinanzministers Stol- 
tenberg ein bürokratisches Monstrum, das viele Bür- 
ger, insbesondere die älteren Mitbürger, überfordern 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was glauben Sie, 
was bei Kontrollmitteilungen wäre?) 

Viertens. Das Zinsabschlaggesetz enthält trotz 
Nachbesserung — siehe Stückzinsen — zahlreiche 
Schlupflöcher und Steuerumgehungsmöglichkeiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: SPD, der Beden- 
kenträger!) 

Fünftens. Bei den in dem Gesetzentwurf enthalte- 
nen sonstigen Steueränderungen werden die Priori- 
täten falsch gesetzt. Die Verzehnfachung des Sparer- 
freibetrages ist zu begrüßen und von der SPD seit 
langem gefordert. 

(Beifall bei der SPD — Hansgeorg Hauser 

[Rednitzhembach] [CDU/CSU] : Ich dachte, 
das sei verfassungswidrig!?) 

— Herr Hauser, Sie können ja wohl ein bißchen im 
Zusammenhang, sozusagen ganzheitlich denken. — 
Es ist aber nicht einzusehen, daß das Existenzmini- 
mum vieler Bürger weiterhin in verfassungswidriger 
Weise besteuert werden soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

Die Anhebung des Grundfreibetrages muß daher 
absoluten Vorrang haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

insbesondere vor einer Anhebung der Freibeträge bei 
der Vermögensteuer und der Erbschaftsteuer. 

Lassen Sie mich zunächst die verfassungsrechtliche 
Problematik etwas näher beleuchten. Bei der Anhö- 
rung des Finanzausschusses haben die Verfassungs- 
rechtler die Auffassung der SPD bestätigt, daß der 
Gesetzentwurf dem Auftrag des Bundesverfassungs- 
gerichtes, die Besteuerung der Kapitaleinkünfte nach 
Recht und Gesetz sicherzustellen, nicht gerecht 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren ja Ihre 
Leute!) 


Der unehrliche Sparer kann auch künftig seinen (C) 
persönlichen Steuersatz für hohe Kapitaleinkünfte 
reduzieren, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Widerrechtlich, 
so wie jetzt auch! — Steuerhinterzieher hates 
immer gegeben!) 

während der ehrliche Steuerzahler seine Zinsein- 
künfte mit seinem persönlichen Steuersatz versteuern 
muß. Der Ehrliche würde daher auch weiterhin der 
Dumme sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch Lafontaine 
hat nichts gemerkt!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 
unmißverständlich gefordert — ich zitiere — : 

Der Gesetzgeber muß die Steuerehrlichkeit 
durch hinreichende, die steuerliche Belastungs- 
gleichheit gewährleistende Kontrollmöglichkei- 
ten abstützen. Im Veranlagungsverfahren bedarf 
das Deklarationsprinzip der Ergänzung durch das 
Verifikationsprinzip. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist gewährlei- 
stet!) 

Auch die Bundesregierung geht offensichtlich 
davon aus, daß es in Zukunft in erheblichem Umfang 
zu Steuerhinterziehungen kommt. Sie unterstellt bei 
ihren Berechnungen der steuerlichen Auswirkungen 
des Zinsabschlags, daß weiterhin jährlich private 
Zinseinkünfte in Höhe von 40 Milliarden DM und 
Zinseinkünfte im unternehmerischen Bereich in Höhe 
von 4 Milliarden DM nicht bei der Jahresveranlagung 
deklariert werden. (D) 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
keine Ahnung von der Wirklichkeit!) 

Der Gesetzentwurf ist, wie die „Zeit" schrieb, eine 

Vorlage zum Steuerbetrug. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Die Bundesregierung versucht, die weitere Hin- 
nahme der Steuerhinterziehung mit Kapitalmarkt- 
überlegungen zu rechtfertigen. Auch zu dieser Argu- 
mentation hat das Bundesverfassungsgericht eindeu- 
tig Stellung genomen. Ich zitiere: 

Selbst wenn sich ein Teil des Kapitalmarktes an 
Gepflogenheiten gewöhnt haben sollte, nach 
denen durch Nichterklärung die einkommen- 
steuerliche Belastung tatsächlich vermieden wer- 
den kann, handelt es sich dabei um einen Miß- 
stand, der in einem Rechtsstaat nicht hinnehmbar 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Das kann man nur unterstreichen. Es geht ja um den 
Rechtsstaat, um die Sicherheit der Menschen in unse- 
rem Rechtsstaat. 

Aber auch ökonomisch ist das Argument von der 
drohenden Kapitalflucht nicht haltbar, wie von Wirt- 
schaftsforschungsinstituten und vom Sachverständi- 
genrat dargelegt wurde. 

(Zuruf von der SPD) 
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(A) — Norbert Wieczorek zählt zu diesen Experten, die 
das belegt haben. — Selbst wenn es kurzfristig zu 
Kapitalabflüssen in das Ausland kommen könnte, 
würde der dadurch bedingte Zinsanstieg im Inland 
jedoch den Anreiz für Anleger, ins Ausland zu gehen, 
mindern. Damit sei — so die Experten — eine Ten- 
denz zur Rückbildung der Zinsdifferenz verbunden. 
Auch wenn es bei der Zinsdifferenz bliebe, würde das 
Kapital lediglich umgeleitet und stünde für investive 
Zwecke im Inland weiter zur Verfügung; denn der 
inländische Investor könne sich im benachbarten 
Ausland zu dort niedrigeren Zinsen refinanzieren. 
— Auch an dieser Stelle gibt es eine unheilige Allianz 
von Koalition und Banken, die sich in selbst herbeige- 
redeten Sachzwängen verheddern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 
festgestellt, daß vor allem mit dem inzwischen in den 
§ 30 a der Abgabenordnung übernommenen Banken- 
erlaß „der Finanzverwaltung eines der wirksamsten 
Mittel zur Sachverhaltsaufklärung genommen wird". 
Der Bankenerlaß schaffe „ein Klima der Zurückhal- 
tung und des Zögerns, das eine zuverlässige Ermitt- 
lung der Kapitaleinkünfte prinzipiell verhindert und 
sich als strukturelles Vollzugshindernis darstellt". 

So sieht es auch der Bundesrat, wenn er feststeilt: 

Der Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz ist 
eine unmittelbare Folge aus dem Entwurf der 
Bundesregierung, der keine Kontrollmitteilun- 
gen vorsieht und § 30 a AO unverändert läßt. 

Es ist nicht zu begreifen, daß die Bundesregierung 
in der Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bun- 

(B) desrates nicht bereit ist, mit sich über eine Modifizie- 
rung des § 30a AO reden zu lassen. Will die Bundes- 
regierung, will die Koalition den Bundesrat wirklich 
zwingen, einem verfassungswidrigen Gesetzentwurf 
zuzustimmen? 

In verfassungsrechtlicher Erklärungsnot befindet 
sich die Bundesregierung im übrigen auch bei der 
Frage, warum der Sparerfreibetrag undifferenziert 
für alle Einkünfte aus Kapitalvermögen gewährt wer- 
den soll, also auch für Erträge aus unternehmerischer 
Betätigung, z. B. für GmbH-Gewinnanteile. Herr 
Rind, wir kennen die Diskussion, die Sie mit Professor 
Arndt im Hearing geführt haben. Ich will das hier nicht 
vertiefen. Jedenfalls gibt es auch hier verfassungs- 
rechtliche Bedenken. 

(Hansgeorg Hauser [Rednitzhembach] 
[CDU/CSU] : Wollen Sie diese Erträge diskri- 
minieren?) 

Der Gesetzgeber wurde ja von den Verfassungsrecht- 
lern aufgefordert, sich Gedanken zu machen, womit er 
die Privilegierung der Erwerbseinkünfte rechtfertigen 
wolle. 

Im Hinblick auf die Durchführung des Gesetzes hat 
die Deutsche Steuergewerkschaft darauf hingewie- 
sen, daß das vorgesehene Freistellungsverfahren für 
die Mitbürger, die das neue Verfahren aus Alters- 
oder sonstigen Gründen nicht überblicken, die Gefahr 
mit sich bringt, zu Unrecht mit Steuern belastet zu 
werden. Mit dem Zinsabschlag werden alle Bürger 
einem flächendeckenden bürokratischen Aufwand 
ausgesetzt sein. Alle Sparer müssen für jedes ihrer 


Konten einen Antrag auf Berücksichtigung eines (C) 
Freibetrags stellen oder eine Nichtveranlagungsbe- 
scheinigung beim Finanzamt beantragen. Dieser 
ganze bürokratische Aufwand wird nur deshalb ver- 
anstaltet, um bei großen Kapitalerträgen weiterhin die 
ungestrafte Steuerhinterziehung zu ermöglichen. 

Zur wirksamen Bekämpfung der Steuerhinterzie- 
hung gehört, daß innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft die Besteuerung der Zinsen harmoni- 
siert wird. Auch hier sind der Bundesregierung 
schwere Versäumnisse vorzuwerfen. — Herr Staatsse- 
kretär Grünewald ist ja entschuldigt, weil er zum 
Bundesrat mußte. Deswegen muß ich mich da an die 
Koalitionsabgeordneten wenden. 

In seiner Regierungserklärung vom 27. April 1989 
gab Bundeskanzler Kohl folgendes Versprechen ab: 

Wir werden uns in der Europäischen Gemein- 
schaft im Gespräch mit unseren Partnern dafür 
einsetzen, daß eine tragfähige Regelung der 
Besteuerung von Kapitalerträgen möglich wird, 
die zwingend notwendig ist, um den gemeinsa- 
men Binnenmarkt zu erreichen. 

Einsicht der Bundesregierung war also scheinbar 
vorübergehend vorhanden. Von der zwingend not- 
wendigen Lösung, von der Kohl sprach, findet man 
allerdings im amtlichen Protokoll des Deutschen Bun- 
destages nichts mehr. Die Worte „zwingend notwen- 
dig" hatten die Helfer des Bundeskanzlers nachträg- 
lich gestrichen, um den deutschen Steuerzahler und 
Wähler nicht zu beunruhigen. Ich frage daher heute 
die Koalition — den Bundesfinanzminister kann ich ja 
nicht fragen — : In welchen Gesprächen und Verband- 
lungen mit den europäischen Partnern haben Sie sich 
seit der Regierungserklärung vom 27. April 1989 für 
eine tragfähige Regelung der Besteuerung von Kapi- 
talerträgen eingesetzt? 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: Die haben 
doch den OECD-Kompromiß kaputtge- 
macht!) 

— Das kommt dazu. — Sie haben doch gerade durch 
die ersatzlose Abschaffung der Quellensteuer im 
Jahre 1988 die Bemühungen der EG-Kommission um 
eine Harmonisierung der Besteuerung von Zinsein- 
künften torpediert. Im November 1989 beteuerte 
Dr. Waigel auf dem 12. Deutschen Steuerberatertag 

— Sie waren ja sicherlich Zeuge — : 

Mit uns, und ich wiederhole es nochmals, gibt es 
weder im nationalen noch auf europäischer 
Ebene irgendeine Form der Quellensteuer oder 
Kontrollmitteilungen. 

Getreu dieser Versicherung hat die Bundesregie- 
rung tatsächlich nichts unternommen, um das Ver- 
sprechen des Bundeskanzlers einzulösen. 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: So ist es!) 

Die Bundestagsfraktion der SPD lehnt den vorlie- 
genden Gesetzentwurf ab und fordert die Bundesre- 
gierung auf, einen verfassungskonformen Gesetzent- 
wurf zur Zinsbesteuerung vorzulegen, der sicherstellt, 
daß auch die Kapitaleinkünfte der Bezieher hoher 
Einkommen nach Recht und Gesetz besteuert werden. 

Statt der von der Bundesregierung vorgesehenen 
neuen Kapitalertragsteuer ist hierfür lediglich ein 
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(A) Stichprobenverfahren einzuführen, mit dem den 
Beziehern hoher Kapitaieinkünfte die Sicherheit 
genommen wird, bei einer Steuerhinterziehung nicht 
ertappt zu werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erklären Sie doch 
mal, was Sie da machen wollen!) 

Das psychologische Moment ist hier sehr wichtig. Das 
in § 9 des Kreditwesengesetzes verankerte Bankge- 
heimnis bleibt daher unangetastet, und die Finanzbe- 
hörden bleiben an das Steuergeheimnis gebunden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat festgestellt, 
daß durch ein Stichprobenverfahren der Verwal- 
tungsaufwand in Grenzen gehalten werden könnte. 
Der Verwaltungsaufwand könne in Zeiten der elek- 
tronischen Datenverarbeitung kein durchschlagendes 
Argument sein, was im übrigen Erfahrungen aus 
Ausland, sowohl dem europäischen wie dem außereu- 
ropäischen Ausland, bestätigen würden. 

Für den einzelnen Bürger würde ein Stichproben- 
verfahren zu keinerlei Mehraufwand führen. Die 
Probleme, die sich insbesondere für ältere Bürger 
beim Zinsabschlag ergeben, würden bei einem Stich- 
probenverfahren völlig vermieden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Stichprobenverfahren, das eine Modifizie- 
rung des § 30 a der Abgabenordnung voraussetzt, 
könnte auch die Geldwäsche und damit die Drogen- 
kriminalftät wirksamer bekämpft werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD hat in ihrem schon im vergangenen Jahr 
eingebrachten Antrag zur Unterbindung der Geldwä- 
sche gefordert, die Abgabenordnung so zu ändern, 
daß die Finanzbehörden verpflichtet werden, Er- 
kenntnisse über Geldwäsche an die Strafverfolgungs- 
behörden weiterzuleiten. Durch die Einführung eines 
Stichprobenverfahrens könnte die Mitwirkung der 
Finanzbehörden bei der Bekämpfung der Geldwä- 
sche erheblich verstärkt werden. Es würde somit nicht 
nur ein Beitrag zu mehr Steuergerechtigkeit geleistet, 
sondern zugleich ein Instrument der Verbrechensbe- 
kämpfung eingeführt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der Bundesregierung werden erneut 
schwerwiegende steuerpolitische und verfassungs- 
rechtliche Auseinandersetzungen provoziert. Ich sage 
Ihnen voraus: Ohne eine Änderung des in § 30a der 
Abgabenordnung enthaltenen Überprüfungsverbots 
wird dieses Gesetz in Karlsruhe erneut scheitern. Mit 
der Verabschiedung dieses offensichtlich verfas- 
sungswidrigen Gesetzes setzen Sie hier eine Zeit- 
bombe in Gang, die ernstzunehmende Gefahren für 
den Kapitalmarkt in sich birgt und das Vertrauen der 
Bürger in den sozialen Rechtsstaat schwer erschüttern 
kann. Selbst wenn es Ihnen schwerfallen sollte, meine 
Damen und Herren von der Koalition: Kehren Sie um 
auf Ihrem Wege der einseitigen Interessenpolitik! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 


Entdecken Sie zur Abwechslung doch endlich die (C) 
Interesssen der weitaus überwiegenden Mehrheit der 
Bürger unseres Landes! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Claus Jäger [CDU/CSU]: Genau die neh- 
men wir wahr!) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Dr. Kurt 
Faltlhauser. 


Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Poß, 
ich bin enttäuscht darüber, daß Sie hier im Plenum 
glauben, die gleiche Schwarzweiß-Malerei und das 
gleiche gelbe Neidgerede von Ihrer Frau Kollegin 
Matthäus-Maier nachmachen zu müssen. Ich glaube, 
die Probleme, die wir hier in diesem Gesetz zu 
besprechen haben, sind für diese Art der Polemik doch 
wirklich zu schwerwiegend. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das hören Sie nicht gern! — Joachim 
Poß [SPD]: Steuergerechtigkeit ist kein 
Neid!) 

Meine Damen und Herren, es ist gegenwärtig viel 
die Rede von einer angeblichen politischen Hand- 
lungsunfähigkeit der Bonner Regierung. Heute steht 
hier in zweiter und dritter Beratung ein Gesetz zur 
Verabschiedung, das in beispielhafter Weise die 
Handlungsfähigkeit der Koalition und der Bundesre- 
gierung unter Beweis stellt. 

(Joachim Poß [SPD]: Wenn Sie zur Abwechs- 
lung handeln, dann machen Sie es verfas- 
sungswidrig!) 

— Herr Kollege Poß, Sie haben jetzt 20 Minuten 

— teilweise auch langweilig — geredet. Jetzt können 
Sie doch einmal eine Minute die Luft anhalten. 

(Joachim Poß [SPD]: Ich bin jetzt zwei Minu- 
ten ruhig!) 

Wir haben in einem außergewöhnlich komplexen 
Bereich ein Gesetz intensiv und doch zügig beraten. 
Am 27. Juni 1991 hat das Bundesverfassungsgericht 
seinen Spruch verkündet. Heute, am 5. Juni, also kein 
Jahr danach, gibt es nach intensiven Beratungen die 
zweite und dritte Lesung. Schneller und besser geht 
das eigentlich nicht. Das nenne ich Handlungs- und 
Gestaltungsfähigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das vorliegende Gesetz ist in fünf Stichpunkten in 
seiner Qualität zu kennzeichnen: 

Erstens. Es setzt die Vorgaben des Bundesverfas- 
sungsgerichts richtig und verfassungsgemäß um. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch über- 
haupt nicht!) 

— Darauf komme ich noch. 

Zweitens. Dieses Zinsabschlaggesetz hat etwas 
kaum Erwartbares geschafft. Es hat das Kapital, das 
wir gerade jetzt im gemeinsamen Deutschland drin- 
gend brauchen, nicht ins Ausland vertrieben. Eine 
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(A) Rede wie die von Herrn Poß ist allerdings geeignet, 
das Geld herauszutreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen: Als der Finanzausschuß des Bundesra- 
tes in erster Beratung seine ablehnende Haltung 
formuliert hat, sind die Zinsen hinaufgegangen. 
Gesamtwert für alle öffentlich verschuldeten Länder 
sowie für den Bund: ungefähr 800 Millionen DM. Das 
war die Folge eines derartigen Beschlusses. 

Drittens. 80% aller kleinen und mittleren Sparer 
sind durch unsere Freibeträge befreit. Daß das eine 
vernünftige Lösung ist, hat ja selbst die Opposition 
hier unterstrichen und durch ihre Zustimmung aner- 
kannt. 

(Abg. Joachim Poß meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich lasse keine Zwischenfragen zu. 

Viertens. Wir haben eine praktikable Regelung, 
insbesondere durch die Methode der Freistellungs- 
aufträge. Kontrolle erfordert Bürokratie. Wir haben 
jedoch die Bürokratie in engen Grenzen gehalten. Ich 
glaube, das ist das praktikabelste aller vorgeschlage- 
nen und denkbaren Verfahren. 

(Hansgeorg Hauser [Rednitzhembach] 

[CDU/CSU]: Zu dem es keine Alternative 
gibt!) 

Es wurde, wie der Kollege Hauser gerade dazwischen- 
geworfen hat, kein besseres Rezept vorgeschlagen. 

(Joachim Poß [SPD]: Sachverständigenrat!) 

(B) — Die verstehen ja weiß Gott sehr viel davon. 

Fünftens haben wir das zusätzliche Aufkommen, das 
wir erwarten können, nicht für irgendwelche allgemei- 
nen Haushaltszwecke eingesetzt, sondern zielgerichtet 
für die Altersversorgung, die auch nach dem Verfas- 
sungsgerichtsurteil in engstem Zusammenhang mit 
dem Sparen und mit der Besteuerung von Erspartem 
steht. Fünf Milliarden DM mehr für die Altersversor- 
gung, das ist mehr, als vor einem Jahr in allen Teilen 
dieses Hauses für denkbar gehalten wurde. 

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zur Verfas- 
sungsmäßigkeit des vorliegenden Gesetzes machen. 
Zum einen: Dem Ziel des Bundesverfassungsgerichts, 
eine größere Gleichmäßigkeit der Besteuerung her- 
beizuführen, kommt dieses Gesetz schon dadurch 
näher, daß künftig ca. 80% aller Zinseinkunftsbezie- 
her auf ihre Einkünfte die gleiche Steuer zahlen, 
nämlich die Nullsteuer. 

(Joachim Poß [SPD]: Das sehen die Verfas- 
sungsrechtler anders! Auch Äußerungen aus 
Karlsruhe sind andere!) 

Gerade vor dem Hintergrund der Erkenntnis, daß 
wir eine perfekte Gleichbehandlung nie erreichen 
können — das wollte auch das Bundesverfassungsge- 
richt nicht, und das kann es nicht wollen — , halte ich 
diese quantitative Erwägung für bedeutsam. 

Zweitens. Ich habe in der ersten Lesung schon auf 
die Ermittlungsinstrumente der Abgabenordnung 

hingewiesen, die oberhalb der Grenze der 25 % ein- 
greifen und eingreifen können. Ich verweise hierzu 
ausdrücklich auf den Bericht zum Gesetz. Ich füge 


heute hinzu: Diese Instrumente werden in Zukunft für (C) 
eine wesentlich kleinere Zahl von Fällen anwendbar 
sein; wenn 80 % der Bezieher von Kapitaleinkünften 
durch die Freibeträge ohnehin freigestellt sind, kann 
sich die Administration in ihren Nachprüfungsmaß- 
nahmen auf die begrenzte Zahl der dann noch Betrof- 
fenen konzentrieren. Dies ergibt unausweichlich eine 
Effizienzsteigerung bei der Kontrolle, dies gibt ein 
höheres Maß an Verifikation oberhalb der Grenze von 
25%. Dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit ist 
dadurch mit Sicherheit gedient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Joachim Poß 
[SPD]: Eben nicht!) 

Es wird von der Opposition der Eindruck erweckt, 
als würde nur ein perfektes, lückenloses Kontrollsy- 
stem den Anforderungen des Verfassungsgerichts 
entsprechen. 

(Joachim Poß [SPD]: Das wollen wir nicht! 

Wir wollen Stichproben! Unterstellen Sie uns 
doch nichts!) 

Hierzu zitiere ich Ihnen aus der gutachterlichen 
Stellungnahme des Kollegen Professor Rupert Scholz, 

dessen Qualifikation als Verfassungsrechtler in die- 
sem Lande mit Sicherheit nicht angezweifelt wird: 

(Joachim Poß [SPD]: Lag denn die Stellung- 
nahme hier nicht vor? Und was ist mit den 
Ausschußstellungnahmen? ) 

Das Verifikationsprinzip wird indessen vom Bun- 
desverfassungsgericht keineswegs absolut ge- 
setzt, 

(Joachim Poß [SPD]: Welcher Partei gehört (D) 

der Herr Scholz eigentlich an? Hat er sich im 
Finanzausschuß geäußert?) 

sondern durchaus im Zusammenhang auch mit 
dem Datenschutz sowie dem Steuergeheimnis 
gesehen. Dies entspricht dem in Art. 2 in Verbin- 
dung mit Art. 14 Grundgesetz 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Hören Sie doch mal zu! Sie sind so damit beschäf- 
tigt, dauernd vor sich hinzureden, daß Sie kein Argu- 
ment hören. Sie sollten dies aber, dann würden Sie 
vielleicht bessere Erkenntnisse erlangen. 

Ich wiederhole: 

Dies entspricht dem in Art, 2 in Verbindung mit 
Art, 14 Grundgesetz verbürgten grundrechtli- 
chen Datenschutz, in dessen Rahmen auch das 
Steuergeheimnis gewährleistet ist. Diese Ge- 
währleistung schließt demgemäß einen mehr 
oder weniger totalen Kontrollmechanismus — 
auch unter dem Stichwort Verifikationsprinzip — 
aus. 

Ich halte diese Anmerkung für sehr bedeutsam, für 
wesentlich bedeutsamer als die Einlassungen, die wir 
von zwei Verfassungsrechtlern in den Anhörungen 
gehört haben, die in ihrer Qualität sehr dünn waren, 
wenn ich das beurteilend sagen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Was Ihnen nicht paßt, ist dünn! — 

Joachim Poß [SPD]: „Experte ist nur der, der 
meiner Meinung ist"!) 
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(A) Die Vorstellungen der Opposition im Hinblick auf 
die Verifikation würden dem Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit nach den Aussagen des Kollegen Scholz 
mit Sicherheit nicht entsprechen. Wir haben in der 
Zinskommission, wie schon wiederholt gesagt, nicht 
zuletzt deshalb 

(Joachim Poß [SPD] : Der Professor Scholz war 
nicht als Experte geladen! Warum haben Sie 
ihn nicht geladen?) 

— Lassen Sie es doch mal eine Sekunde! Wollen Sie 
hier ein Fußballmatch mit Zwischenrufen veranstal- 
ten, oder wollen Sie ein schwieriges Gesetz angemes- 
sen diskutieren? 

Wir wollten deshalb diese Vorstellungen hier als 
verfassungsgemäß darstellen, weil das Bundesverfas- 
sungsgericht seinerseits ja die Abgeltungssteuer mit 
25% für ausreichend gehalten hat. Wir gehen ja 
darüber hinaus. Es ist Abgeltungssteuer plus — ich will 
das nicht noch einmal wiederholen. 

Da ich diese Rede auch zu Protokoll gebe, werde ich 
die nächsten Teile absetzen, bitte, sie ins Protokoll 
aufzunehmen, und komme zum Schluß. 

Wir hören gerade, daß sehr viele in den Ländern 
offenbar Sehnsucht nach einer Abgeltungssteuer 
haben. Wir sagen nur: Wenn das im Vermittlungsaus- 
schuß durchkäme, würde es uns zum Schedulensy- 
stem führen. Es würde auch diejenigen, die ihr 
Arbeitseinkommen bis zu 53 % versteuern müssen, 
gegenüber denjenigen benachteiligen, die große 
Geldvermögen haben und die dann mit 25 % gewis- 
sermaßen außen vor wären. 

( 6 ) 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Joachim Poß [SPD]: Da sind wir einer Mei- 
nung!) 

Wir werden, Herr Kollege Poß, am Beispiel der 
Behandlung dieses Gesetzes im Bundesrat und im 
Vermittlungsausschuß in den nächsten Wochen 
sehen, wer in diesem Land verantwortungsbewußte 
Politik betreibt, wer gestalten will, wer die Dinge 
voranbringen will und wer auf der anderen Seite nur 
blockieren, zerstören und verhindern will. 

Dieses Gesetz ist mit Sicherheit nicht das geeignete 
Feld für Oppositionsprofilierung. Ich bitte zumindest 
den sachgerechten Teil dieses Hauses, die Zustim- 
mung zu diesem Gesetz nicht zu verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Joachim Poß [SPD]: Was ist das denn für ein 
neuer Begriff: „sachgerechter Teil des Hau- 
ses"?) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Dr. 
Faltlhauser, Ihre Redezeit war schon überschritten. 
Sie können nicht einen zusätzlichen Teil zu Protokoll 
geben; dies können wir nicht machen. Es kommt nur 
das in das Protokoll, was Sie hier gesprochen 
haben. 

(Joachim Poß [SPD]: Das lohnt sich ja auch 
nicht!) 


Meine Damen und Herren, nun hat unsere Kollegin (C) 
Dr. Barbara Höll das Wort. 


Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich finde es immer wieder 
spannend, wie sich die Bundesregierung erneut 
darum bemüht, die Quadratur des Kreises zu bewerk- 
stelligen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Verdienstvoll!) 

Einerseits zeigt sie sich bemüht, die im Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom Juni 1991 enthal- 
tene wichtigste Forderung nach einer Ergänzung des 
Deklarationsprinzips durch das Verifikationsprinzip 
— streng leninistisch heißt das: Steuererklärungen 
sind gut, aber deren Überprüfung ist noch besser — zu 
erfüllen. 

Andererseits strickt sie mit Hilfe der Koalitionsfrak- 
tionen ein Gesetz, das der Parlamentarische Staatsse- 
kretär im Finanzministerium, Herr Grünewald, als 
eine verfassungskonforme und zugleich kapital- 
marktschonende Neuregelung der Zinsbesteuerung 
interpretiert. 

Das Bundesverfassungsgericht ging in seiner 
Urteilsbegründung davon aus, Steuerehrlichkeit sei 
steuerliche Belastungsgleichheit plus Kontrollmög- 
lichkeiten. Der Bankenerlaß, also die Beibehaltung 
des § 30 a der Abgabenordnung, schafft, so das Bun- 
desverfassungsgericht — ich zitiere — , „ein Klima der 
Zurückhaltung und des Zögerns, das eine zuverläs- (D) 
sige Ermittlung der Kapitaleinkünfte prinzipiell ver- 
hindert". Ich betone für Sie gern noch einmal, daß es 
ausdrücklich heißt, daß die Beibehaltung des Banken- 
erlasses prinzipiell verhindert, die Ermittlung der 
Kapitaleinkünfte zu bewerkstelligen. 

Dieses Urteil muß die Bundesregierung und das sie 
noch tragende Koalitionsgefüge beinhart getroffen 
haben. Wie anders ist es zu erklären, daß zwischen 
Urteilsverkündung und der Erarbeitung dieses 
Gesetzentwurfs zehn Monate ins Land gingen? 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Sie haben 
von dem Ablauf der Gesetzgebung keine 
Ahnung, Frau Kollegin!) 

Wer bestimmt auf der Regierungsgaleere eigentlich 
das Tempo? 

Ich verstehe ja, daß anarcho-liberale Ordnungspoli- 
tiker ä la Lambsdorff die Forderung nach Kontroll- 
möglichkeiten wie einen persönlichen Angriff auf sich 
und die beste aller möglichen Welten empfinden und 
geschockt zu Boden gehen. Warum aber läßt uns die 
Bundesregierung über zehn Monate auf ihre Vor- 
schläge warten, um dann die zweite und dritte Lesung 
fast überfallartig auf die Tagesordnung setzen zu 
lassen? 

Eines scheint klar zu sein: Wir werden heute nicht 
zum letztenmal über ein Zinsabschlagsgesetz disku- 
tieren; denn einige Verfassungsrechtler haben bereits 
mehr oder minder eindeutig darauf hingewiesen, daß 
die in diesem Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen 
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vor dem Bundesverfassungsgericht keinen Bestand 
haben werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, warum Sie sich und den Oppositionskräften 
in diesem Hause zumuten, die demokratisch ver- 
brämte Kulisse für ein Schauspiel abzugeben, das 
keine Chancen hat, längere Zeit auf dem Spielplan 
dieses Regierungstheaters zu stehen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Dr. Höll, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Jäger? 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Nein danke, 
heute nicht. 

Den von uns, der SPD, zahlreichen Sachverständi- 
gen und Institutionen vorgebrachten Argumenten 
gegen diesen Gesetzentwurf der Bundesregierung ist 
nichts mehr hinzuzufügen. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sie waren bei den 

Ausschußberatungen gar nicht da, und hier 
halten Sie große Reden!) 

Allerdings mußte ich mit Erstaunen feststellen, daß die 
SPD eine tiefe Zuneigung zum Fetisch Kapitalmarkt 
entwickelt hat. Sie hat in Presseerklärungen und 
heute in ihrem Entschließungsantrag deutlich zum 
Ausdruck gebracht, wie sehr ihr daran gelegen ist, 
sich als diejenige Regierungsvariante anziibieten, die 
Probleme auf dem Kapitalmarkt für die Zukunft aus- 
schließen und dem Kapital den Standortfaktor Num- 
mer eins organisieren würde, nämlich die innenpoliti- 
sche Friedhofsruhe. Das ist nicht Opposition, sondern 
bestenfalls Variation. 

Der Entschließungsantrag der SPD enthält aller- 
dings viele Aussagen, denen die PDS/Linke Liste 
uneingeschränkt zustimmen kann. Statt Kontrollmit- 
teilungen könnten auch wir uns ein EG-weit abge- 
stimmtes Stichprobenhaftes Kontrollverfahren vor- 
stellen, wie es meines Erachtens in den USA prakti- 
ziert wird. 

Wir teilen insbesondere die Kritik der SPD an der 
fortgeltenden verfassungswidrigen Besteuerung des 
Existenzminimums. Statt die Freibeträge für Zinsen 
aus Kapitalvermögen zu verzehnfachen, sollte die 
Bundesregierung endlich darangehen, den unhaltba- 
ren Zustand der Besteuerung des Existenzminimums 
zu beenden. Dieser Gesetzentwurf berücksichtigt in 
keiner Weise Aspekte der sozialen Gerechtigkeit bzw. 
der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfä- 
higkeit. Obwohl zu erwarten ist, daß das Bundesver- 
fassungsgericht demnächst die Besteuerung des Exi- 
stenzminimuins als verfassungswidrig kassieren wird, 
bekräftigt und verfestigt die Bundesregierung mit 
diesem Gesetz diese nicht mehr tolerierbare Praxis. 

Ich fasse zusammen: Es lohnt sich für Bezieher 
hoher Zinseinkünfte auch weiterhin, nach Entrich- 
tung des 25%igen Zinsabschlags Kapitalerträge in der 
Steuererklärung bewußt oder unbewußt nicht anzu- 
geben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch 
strafbar!) 


Großverdiener mit einem Spitzensteuersatz können (C) 
den Zinsabschlag gewissermaßen als Abgeltungs- 
steuer betrachten. Die PDS/Linke Liste lehnt den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung ab und stimmt 
dem Entschließungsantrag der SPD zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, jetzt erteile ich unserem Kollegen Hermann 
Rind das Wort. 

Hermann Rind (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Kol- 
leginnen und Kollegen! Bei der ersten Lesung zum 
Zinsabschlaggesetz vor ziemlich genau vier Wochen 
habe ich mich eingehend mit den einzelnen Maßnah- 
men beschäftigt. Ich will heute deshalb nur noch 
einmal summarisch, auch für das Protokoll und für die 
interessierte Öffentlichkeit, die wesentlichen Eck- 
punkte benennen. 

Die Verzehnfachung des Sparerfreibetrags ist eine 
Wohltat, die den Sparwillen breiter Bevölkerungs- 
schichten nachdrücklich fördert, 

(Beifall bei der F.D.P, und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
eine Grundlage unserer Volkswirtschaft, nämlich die 
Sparbereitschaft, nachhaltig stärkt und damit die 
Grundlage für öffentliche und private Investitionen 
sichert. 

(Joachim Poß [SPD]: Das hätten wir schon im 
vorigen Jahr beschließen können!) 

Der Freistellungsauftrag für Sparer mit Zinseinnah- 
men unterhalb des Sparerfreibetrags erlaubt eine 
soweit nur irgend mögliche unbürokratische Freistel- 
lung für 80 % aller unserer Sparer von der Besteue- 
rung ihrer Zinseinkünfte. 

Die Erhöhung des Sonderausgabenvorwegabzugs 
und des Sonderausgabenhöchstbetrages schafft ein 
Stück Steuerentlastung und mehr Steuergerechtig- 
keit für alle, insbesondere für die in diesem Bereich 
stark benachteiligten Selbständigen. 

Die Anhebung des Versorgungsfreibetrages und 
des Altersentlastungsbetrages bezieht auch unsere 
Rentner und Pensionisten in diese Entlastungsmaß- 
nahmen ein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der 25%ige Zinsabschlag als anrechenbarer Steu- 
erabzug bei voller Wahrung des Steuer- und Bankge- 
heimnisses ist von allen denkbaren Lösungen der 
beste und der sozial vertretbarste Weg zur Erfassung 
der Zinseinkünfte, wenn man alle Vor- und Nachteile 
abwägt. Einen Königsweg, der verfassungskonform 
ist, die Bezieher kleiner und mittlerer Einkünfte 
schont, Rücksicht auf den Kapitalmarkt nimmt, unnö- 
tigen bürokratischen Aufwand vermeidet und EG- 
sowie auslandsverträglich ist, ohne dabei ein paar 
Schlaglöcher und Hindernisse aufzuweisen, gibt es 
nicht. 

(Joachim Poß [SPD]: Den haben Sie sich 

verstellt! — Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: 

Der Kronprinz Poß kennt den Königsweg!) 
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(A) Das heute zu verabschiedende Gesetz kommt jedoch 
dem Königsweg am nächsten. Es weist die wenigsten 
Hindernisse und Schlaglöcher auf. Die Schlaglöcher 
sind nicht tief und die Hindernisse nicht sehr hoch, so 
daß wir dem Zinsabschlaggesetz gern zustimmen 
werden. 

Nun wird von der SPD behauptet, für die 20 % der 
Steuerbürger, die Zinseinnahmen oberhalb des Spa- 
rerfreibetrages haben, würde weiterhin eine verfas- 
sungswidrige Besteuerung vorliegen. Dem muß nicht 
nur widersprochen, sondern dies muß auch begründet 
werden. Es wurde vorhin von Herrn Faltlhauser und 
vorher von Staatssekretär Grünewald darauf hinge- 
wiesen, daß die Reduzierung der Zahl der zu Über- 
prüfenden auf etwa 20% schon eine völlig andere 
Gegebenheit ist und die Verifikation über die Finanz- 
verwaltung möglich ist. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]; Sehr wahr!) 

Ich möchte dem noch hinzufügen, daß es sich bei 
diesem Kreis von Steuerpflichtigen um einen Perso- 
nenkreis handelt, der in der Regel noch ein höheres 
anderweitiges Einkommen hat, bei dem also die 
Finanzverwaltung davon ausgehen kann, daß im 
Regelfall auch Kapitaleinkünfte vorhanden sind. 
Wenn die nicht in der Steuererklärung stehen, kann 
die Finanzverwaltung ganz gezielt prüfen. Wenn Sie 
auf die bisherige Betriebsprüfungspraxis hinweisen, 
Herr Kollege Poß, dann sprechen Sie von der Betriebs- 
prüfung für Steuerpflichtige mit gewerblichen und 
freiberuflichen Einkünften. 

Darüber hinaus gibt es bei diesem Personenkreis, 
bei dem schon immer mit Geldverkehrsrechnungen 

(B) und ähnlichem nach privaten Zinseinnahmen und 
Kontenbewegungen geforscht wird, außerhalb der 
Betriebsprüfung auch noch das Instrument, gezielte 
Überprüfungen vorzunehmen. Die Finanzverwaltung 
hat die Möglichkeit zur Verifikation durch die 
Beschränkung der Zahl. Das ist das Entscheidende, 
weswegen wir sagen: Die Verfassungskonformität ist 
auch hinsichtlich der Verifikation gegeben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Kollege Rind, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Poß? 

Hermann Rind (F.D.P.): Bitte schön, ja. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Rind, wie erklä- 
ren Sie sich vor dem Hintergrund dieser Ihrer Aussa- 
gen denn die schriftlichen Stellungnahmen mehrerer 
Sachverständiger, in denen z. B. zu lesen ist, daß nur 
jeder dritte Einkommensmillionär Zinseinkünfte ver- 
steuert? 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Das steht 
in keinem Papier!) 

Hermann Rind (F.D.P.): Diese Aussage höre ich 
heute aus Ihrem Munde zum erstenmal. 

(Joachim Poß [SPD]: Das steht in den Stel- 
lungnahmen!) 

Wenn das so ist, dann liegt ein glattes eklatantes 
Versäumnis der Finanzverwaltung vor, oder dieser 


Personenkreis hat dargetan, daß er seine Anlagen (C) 
beispielsweise im Grundbesitz getätigt hat. 

(Eike Ebert [SPD]: Sie tun noch nicht einmal 
etwas dagegen!) 

— Herr Kollege Ebert, Sie wissen doch genauso wie 
ich: Wer ins Ausland gehen will, den hindern Sie nicht, 
den hindern wir nicht. Was hier betrieben wird, ist 
doch wirklich billige Polemik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Kapitalflucht 
ist doch längst da! — Eike Ebert [SPD]: Sie 
tun noch nicht mal was dagegen!) 

— Nein. 

Herr Kollege Poß, die Finanzverwaltung hat die 
Möglichkeit zur Überprüfung. Dann wäre es einmal 
interessant nachzuforschen — daran beteilige ich 
mich gerne — , warum in solchen Fällen nicht nachge- 
forscht wird. Ich kann es mir aus meiner praktischen 
Erfahrung als Steuerberater allerdings nicht vorstel- 
len, daß die Finanzverwaltung bei Einkommens- und 
Vermögensmillionären nicht auch die Frage des Vor- 
liegens von Kapitaleinkünften sehr intensiv prüft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Rind, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen 
Jäger? 

Hermann Rind (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Kollege Rind, teilen i^) 
Sie meine Auffassung, daß die letzte Aussage, die Sie 
gemacht haben, allein schon dadurch untermauert 
wird, daß in den von sozialdemokratischen Finanzmi- 
nistern geleiteten Finanzverwaltungen ein wesentlich 
höheres Aufkommen an Steuern auf Zinseinnahmen 
zu verzeichnen wäre als in anderen Bundesländern, 
wenn ich unterstelle, daß das richtig ist, was der 
Kollege Poß sagt? 

Hermann Rind (F.D.P.): Herr Kollege Jäger, ich gehe 
nicht davon aus, daß die Finanzminister je nach 
politischer Couleur Anweisungen an ihre Finanzver- 
waltungen geben, in dem einem Fall mehr und in dem 
anderen Fall weniger zu prüfen. Insofern kann ich nur 
feststellen, daß ich von dem Funktionieren der Finanz- 
verwaltungen, egal unter welcher politischen Füh- 
rung sie stehen, auszugehen habe und davon auch 
ausgehen kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie noch 
eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Poß? 

Hermann Rind (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege Poß. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Rind, wie erklä- 
ren sich denn die Hinweise des Bundesverfassungs- 
gerichts zur notwendigen Verifikation vor dem Hin- 
tergrund der von Ihnen geschilderten jetzt schon 
gegebenen Möglichkeiten? 
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(A) Hermann Rind (F.D.P.): Das Verfassungsgericht ist 
ja von der Sachlage ausgegangen, daß 100% aller 
Steuerpflichtigen, die Spareinkünfte haben, überprüft 
werden müßten. Wesentlicher Punkt ist, daß es wegen 
der Höhe des Sparerfreibetrags jetzt nur noch um 20 % 
geht, und zwar um 20 'Io, die auf Grund höherer 
anderer Einkünfte zum größten Teil bei der Finanz- 
verwaltung erfaßt sind, so daß für den größten Teil der 
Steuerpflichtigen — alle wird man nie erfassen kön- 
nen; das ist ja wohl unbestreitbar — die Verifikation 
durch die Finanzverwaltung in der Tat ohne große 
zusätzliche Belastungen möglich ist. 

(Joachim Poß [SPD]: Das wurde im Hearing 
ganz anders gesehen!) 

— Herr Kollege Poß, wenn wir das Gesetzgebungs- 
verfahren abgeschlossen haben und die Praxis dann 
zum Zuge kommt, werden wir sehen, daß die Referen- 
ten der zuständigen Landesfinanzministerien sehr 
schnell Wege finden werden, um dieser Verifikation 
nachzukommen. 

Nun ist ja bei allem interessant; Der Bundesrat hat 
bemängelt, daß keine Kontrollmöglichkeiten geschaf- 
fen würden. Er hat aber gleichzeitig hilfsweise 
Gesetzesänderungen gefordert und sie penibel aufge- 
listet. Nur, in welcher Form eine Änderung des § 30 a 
der Abgabenordnung vorgenommen werden soll, ist 
vom Bundesrat nicht gesagt worden und auch nicht 
von der SPD-Bundestagsfraktion. Die einzige, die in 
der Anhörung etwas dazu gesagt hat, war Frau 
Matthäus-Maier, die §30 a Abs. 3 genannt hat. Es war 
interessant, daß die SPD-Bundestagsfraktion bei der 
Berichtsabfassung Wert darauf gelegt hat, daß § 30a 

(B) insgesamt angesprochen wird, ohne die Vorschrift im 
einzelnen zu benennen. 

(Joachim Poß [SPD]: Man muß auch noch 

Vermittlungsmöglichkeiten haben! — Un- 
ruhe) 

Es ist schon hochinteressant, festzustellen, daß sich 
keine konkrete Äußerung, was nun wirklich an § 30 a 
geändert werden soll, findet. Sie müßten nämlich, 
wenn Sie daran wollen, auch Abs. 2 und Abs. 4 
ändern. Ich will das jetzt gar nicht im Detail ausführen; 
dazu ist die Redezeit zu kurz. Dies wäre in der Tat ein 
massiver Einbruch. Über § 3 ließe sich reden. Aber er 
reicht nicht aus, um eine Kontrolldichte herstellen zu 
können, die dem Verfassungsanspruch gerecht 
wird. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sie müßten sehr tief in das gesamte Vertrauensver- 
hältnis eingreifen. Da eiern Sie, sage ich Ihnen. 

(Joachim Poß [SPD]: Die Eierei machen Sie 
hier!) 

Herr Kollege Poß, Sie haben in einer Presseerklä- 
rung darauf hingewiesen — das fand ich geradezu 
drollig — , das Bankgeheimnis sei durch das Fortbe- 
stehen des § 9 des Kreditwesengesetzes gesichert. § 9 
des Kreditwesengesetzes befaßt sich mit der Schwei- 
gepflicht des Bundesamtes für das Kreditwesen über 
Sachverhalte, die ihm bei der Überprüfung der Kre- 
ditunternehmen hinsichtlich der Frage, ob sie die 
bankrechtlichen Vorschriften eingehalten haben, 
bekanntwerden. Das ist also ein völlig anderer Sach- 
verhalt. Dabei erfährt das Bundesamt für das Kredit- 


wesen überhaupt nichts über Geschäftsverbindun- 
gen und Guthaben von Kunden der Bankinstitute. 
Sie ziehen hier also Punkte heran, die gar nicht hierher 
gehören. Sie sagen nicht klar, was Sie ändern 
wollen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Er weiß es 
auch nicht!) 

Sie ziehen für das Bankgeheimnis falsche Vorschrif- 
ten heran, um Ihre Argumente zu untermauern. Sie 
eiern hier wirklich — ich habe das schon gesagt — in 
einer schlimmen Weise. 

Ich sehe die Alternative nicht. Sie haben vorhin 
gesagt: Die EDV würde die Überprüfung in Stichpro- 
ben möglich machen. Die EDV kann eines machen: 
Sie kann 6 Millionen Konten — das sind die berühm- 
ten 2 % aller Konten — herausfiltern und kann diese 
6 Millionen Konten an die zuständigen Finanzämter 
melden. Dann — das sage ich Ihnen, Herr Kollege 
Poß — endet die EDV. Dann müssen Hunderte — um 
nicht zu sagen: Tausende — neuer Finanzbeamter in 
jede Steuerakte gucken und müssen 6 Millionen Mel- 
dungen nachgehen. Da hilft Ihnen keine EDV 
mehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dann kommen Sie in die Bredouille. Sie können mit 
Ihren Stichproben nicht verifizieren, behaupte ich. Ich 
habe das in meiner Rede zur ersten Lesung schon 
einmal sehr ausführlich dargestellt, und ich hoffe, ich 
habe Ihnen das ein bißchen verständlicher gemacht, 
wenn Sie das sicherlich auch nicht zugeben wer- 
den. 

Hinzu kommt übrigens — auch das war hochinter- 
essant — , daß bei der Behandlung des Gesetzentwurfs 
im Finanzausschuß auch die Frage, wie es bei Kon- 
trollmitteilungen mit den Steuereinnahmen aussieht, 
eine Rolle gespielt hat. Es ist von Bedeutung, ob am 
Ende für Bund und Länder mehr oder weniger in der 
Kasse ist. Da hat der zuständige Beamte des Bundes- 
finanzministeriums, den wir als objektiven Mann alle 
sehr schätzen, erklärt, er könne dazu keine Aussage 
machen, weil er die Kapitalflucht natürlich nicht in 
Rechnung stellen könne. Aber wie massiv sie wäre, 
das sieht man schon an der Zinsbewegung, die sich 
ergeben hat, nachdem sich der Finanzausschuß des 
Bundesrates geäußert hatte. 

Was auch immer im Vermittlungsverfahren ge- 
schieht — falls es zu einem kommt — oder was am 
26. Juni aus dem Bundesrat kommt: Die von der 
SPD -Fraktion gewünschte, wenn auch nicht näher 
beschriebene, Lockerung oder Aufhebung des Bank- 
geheimnisses wird es nicht sein. Die Opposition hat 
keine Alternative entwickelt. 

Die F.D.P. -Fraktion steht zum Zinsabschlaggesetz 
und begrüßt es, daß diese schwierige Hausaufgabe 
des Bundesverfassungsgerichts so kapitalmarktscho- 
nend und bürgerfreundlich erledigt wurde, wie es mit 
diesem Gesetzentwurf geschieht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Helmuth Becker; Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kolleqe Dr. Karl 
Fell. 


Dr. Karl H. Fell (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Blick auf die Zeit, mit 
dem Blick auch auf das, was zu diesem Gesetzentwurf 
schon vorgetragen worden ist, werde ich meinen 
Redebeitrag im wesentlichen zu Protokoll geben. Das 
sind Sachbeiträge, die dann auch nachgelesen wer- 
den können. 

Aber es gibt sechs Punkte in dem Beitrag des Herrn 
Kollegen Poß, die einer Antwort bedürfen, und einen 
darüber hinausführenden Hinweis. 

Erstens. Herr Kollege Poß, Ihr Redebeitrag war 
getragen von dem Gedanken, wir müßten von der 
Unehrlichkeit aller Beteiligten ausgehen. Ich gebe 
Ihnen wirklich nachhaltig mit: Wenn das der richtige 
Denkansatz für gesetzgeberisches Handeln ist, wenn 
das unser Vertrauen gegenüber dem Steuerzahler ist, 
dann können wir uns verabschieden, dann sollten wir 
lieber Schluß machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zuruf von der CDU/CSU; Das mußte einmal 
gesagt werden! — Joachim Poß [SPD]: Das ist 
eine Unterstellung!) 

Zweiter Punkt. Sie haben gesagt, wir würden mit 
der Grundanlage des Gesetzentwurfs der Geld- 
wäsche Vorschub leisten. Sie wissen mindestens so 
gut wie ich, daß im Bereich der Innen- und Rechtspo- 
litik längst Überlegungen zur Gegenwehr gegen 
Geldwäsche angestellt werden, 

(Joachim Poß [SPD] : Das kriegt auch noch der 
Finanzausschuß!) 

daß erste Überlegungen dazu auf dem Tisch liegen 
und daß deswegen diese Frage außerhalb des Zinsab- 
schlaggesetzes zu erledigen sein wird. 

(Joachim Poß [SPD]: Das ist eine Hilfestel- 
lung!) 

Insofern ist es völlig falsch, weil es hier nicht aufge- 
nomnien wird, jetzt so zu tun, als wollten wir der 
Geldwäsche Vorschub leisten. Völlig danebengegan- 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zuruf von der SPD: Aber der § 30 a ist doch 
betroffen!) 

Der dritte Punkt: In Ihrer verfassungsrechtlichen 
Argumentation, Herr Kollege Poß, haben Sie den 
Erfassungsrahmen angesprochen. Hier ist schon aus- 
geführt worden, daß 80 % aller privaten Geldanlagen 
wegen der Verzehnfachung — ich betone: der Ver- 
zehnf achung! — der Freibeträge künftig völlig steuer- 
frei gestellt werden. Damit wird die private Vorsorge, 
die private Altersvorsorge nicht mehr erfaßt. 

Jetzt behaupten Sie, die restlichen 20 ‘X) seien es. 
Deswegen dürfe man es nicht machen. Herr Kollege 
Rind hat Ihnen schon deutlich gesagt, gerade diese 
restlichen 20 % sind längst bekannt. Insoweit ist die 
Finanzverwaltung in der Lage, dort nachzuforschen. 

Aber Herr Kollege Poß, auch darüber sind wir uns 
doch einig: Wenn dabei tatsächlich vorsätzlich Hinter- 


ziehende wären, haben die das Kapital längst im lU 
Ausland angelegt. 

(Joachim Poß [SPD]: Wollen Sie behaupten, 
es gibt keine Hinterziehung?) 

Die kriegen wir jedenfalls nicht mit dieser Ihrer 
Überlegung zur Kontrollmitteilung. 

Viertens. Sie haben hinsichtlich der Kapitalmarkt- 
auswirkungen 

Vizepräsident Helmuth Becker; Herr Kollege Fell, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Poß? 

Dr. Karl H. Fell (CDU/CSU): Ich bin zwar schon 
weiter, aber bitte. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Fell, soll das 
Plenum Ihre Aussagen so verstehen, daß Sie leugnen, 
daß es in erheblichem Maße Steuerhinterziehungen 
von Beziehern hoher Einkommen gibt? 

Dr. Karl H. Fell (CDU/CSU): Herr Kollege Poß, Sie 
haben, offensichtlich schon bei der Überlegung Ihrer 
Zwischenfrage, nicht mehr gehört, was ich gerade 
vorher noch gesagt habe. Wenn es denn in diesem 
Personenkreis Hinterzieher gibt, 

(Zuruf von der SPD: Was heißt denn 
wenn?) 

dann haben sie sich längst ins Ausland begeben, sich 
längst so eingerichtet, daß sie von der von Ihnen 
vorgedachten Kontrollmitteilungslösung nicht mehr 
erfaßt würden. 

Aber daraus resultiert zugleich meine vierte Bemer- 
kung, die ich Ihnen entgegenhalten will. Sie haben die 
Kapitalmarktauswirkungen Ihrer Überlegungen her- 
unterzuspielen versucht. Sie wissen so gut wie ich 
— und der Kollege Wieezorek hat es Ihnen sicherlich 
schon häufiger erläutert — , daß jeder Ansatz mit 
Kontrollmitteilungen unseren Kapitalmarkt total in 
Unordnung bringt und daß die Finanzierungsmodali- 
täten, die auf dem deutschen Kapitalmarkt bestehen, 
dadurch in Mitleidenschaft gezogen werden. 

(Joachim Poß [SPD]: Der Kollege Wieezorek 
sieht das genauso wie ich!) 

Nun haben Sie eben einen verräterischen Satz 
geäußert. Sie haben gesagt: Wenn wir Kontrollmittei- 
lungen vorsähen, gäbe es einen Zinsanstieg im 
Inland, und damit würde für das Ausland eine Geldan- 
lage in Deutschland wieder interessant. 

(Joachim Poß [SPD]: Ich habe RWI zitiert!) 

Sie haben bei dieser Ihrer Überlegung nur verschwie- 
gen, ob Sie zitieren oder ob Sie sie sich zu eigen 
machen, daß damit die gesamte Unternehmensfinan- 
zierung, die gesamte Staatsfinanzierung über Schuld- 
titel verteuert würde. Sie nehmen also auf der anderen 
Seite das Geld aus der Wirtschaft wieder heraus, das 
wir dringend brauchen, damit unternehmerische 
Tätigkeit stattfindet. 

(Beifall bei der CDU/GSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Wenn unser Ziel dahin geht, unternehmerische 
Tätigkeit finanzierbar zu machen, Herr Kollege Poß, 
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Dr. Karl H. Fell 

warum wehren Sie sich dann — da sehe ich einen 
Widerspruch — gegen eine entlastende Unterneh- 
mensteuerreform? Wenn wir das Eigenkapital im 
Verhältnis zum Fremdkapital weiter uninteressant 
machen, wieso wundern wir uns dann, daß bei uns die 
Leute in Finanzanlagen gehen und daß wir nieman- 
den finden, der bereit ist, Risikokapitalinvestitionen 
zu tätigen? Aber diese brauchen wir und nichts 
anderes. Diese brauchen wir hier; diese brauchen wir 
in den neuen Ländern; diese brauchen wir für unsere 
ganze künftige Entwicklung. 

Eine fünfte Bemerkung, die natürlich noch zu unse- 
ren Überlegungen gehört, und zwar zur Stückzinsbe- 
steuerung; Herr Staatssekretär Dr. Grünewald hatte 
sie kurz angesprochen. In bezug auf die Stückzinsen 
haben wir jetzt gesagt: Ab dem 1. Januar 1994 wird 
nach dem Bruttoertrag besteuert, wenn uns die Kre- 
ditwirtschaft bis dahin nicht ein praktizierbares 
System der Nettobesteuerung liefert. Wir haben auf 
die Erklärung Rücksicht genommen, daß es zur Zeit 
jedenfalls nicht möglich ist, eine Nettobesteuerung — 
gezahlte Stückzinsen werden von den erhaltenen 
Stückzinsen abgezogen — vorzunehmen. Wir wollen 
aber, daß die Nettobesteuerung stattfindet. Wir lassen 
die Stückzinsbesteuerung nicht außen vor. 

Wir haben schließlich durch die Gleichstellung der 
Niederlassungen deutscher Kreditinstitute im Aus- 
land mit ausländischen Banken sichergestellt, daß es 
keinen Verdrängungswettbewerb an anderen Stand- 
orten jenseits der Grenze zu Lasten deutscher Kredit- 
institute gibt. Das ist die Begleitmusik, die wir für 
Auslandsinvestitionen der deutschen Industrie spie- 
len müssen. Dieser bleibt das gesamte Finanzierungs- 
instrument erhalten, das wir heute schon haben. Wir 
würden sie sonst ausschalten. Das wäre nachteilig für 
unsere gesamtwirtschaftliche Entwicklung. 

Deshalb kann man diesem Gesetzentwurf nur 
zustimmen. Er ist die bessere Lösung, die bessere 
Alternative gegenüber Ihren Vorstellungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Joachim Poß [SPD]: Das ist eine Bankenlö- 
sung! Herr Fell, Sie kommen doch von der 
Bank! Das ist eine Lobbylösung!) 


Vizepräsident Heimuth Becker; Meine Damen und 
I-lerren, ich muß noch einmal darauf aufmerksam 
mxachen: Es geht natürlich nicht, zu reden und dann 
das übrige zu Protokoll zu geben. Die Rede, die hier 
gehalten worden ist, ist im Protokoll. 

Damit sind wir am Ende der Aussprache. Wir 
kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf eines Zinsabschlaggesetzes auf den 
Drucksachen 12/2501, 12/2690 und 12/2736. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschuß- 
fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Damit ist 
dieser Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion und der PDS/Linke Liste 
angenommen. 


Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol- 
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Dann 
brauche ich nach Stimmenthaltungen nicht zu fragen. 
Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
und der Gruppe PDS/Linke Liste angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
12/2748. Wer stimmt für diesen Entschließungsan- 
trag? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Ent- 
schließungsantrag ist abgelehnt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe 
den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Agrarbericht 1992 

Agrar- und ernährungspolitischer Bericht der 
Bundesregierung 

— Drucksachen 12/2038, 12/2039 — 

Überweisunqsvoi schlag : 

Ausschuß für Ernahning, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Ciesundheit 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
1 laushaltsausschuß 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

1. zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD 

2. zu dem Entschließungsantrag der Abge- 
ordneten Egon Susset, Meinolf Michels, 
Dietrich Austermann, weiterer Abgeordne- 
ter und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Ulrich Heinrich, Gün- 
ther Bredehorn, Johann Paintner, Jürgen 
Türk und der Fraktion der F.D.P. 

zu der Unterrichtung durch die Bundesre- 
gierung 

Agrarbericht 1991 

Agrar- und ernährungspolitischer Bericht 
der Bundesregierung 

— Drucksachen 12/722, 12/729, 12/70, 12/71, 
12/2075 — 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Günther Bredehorn 

c) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Ersten Gesetzes zur Änderung des Saatgutver- 
kehrsgesetzes 

— Drucksache 12/2154 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2572 — 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Karl-Heinz Schröter 
(Erste Beratung 85. Sitzung) 
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(A) d) Zweite und dritte Beratung des von den Abge- 

ordneten Egon Susset, Meinolf Michels, 
Richard Bayha, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie den Abge- 
ordneten Günther Bredehorn, Ulrich Heinrich, 
Johann Paintner, Lisa Peters und der Fraktion 
der F.D.P. eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zur Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes 
und des Weingesetzes 

— Drucksache 12/2282 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2662 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Gudrun Weyel 
(Erste Beratung 85. Sitzung) 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
bäuerlichen Landwirtschaft und des Förderge- 
setzes 

— Drucksache 12/2694 — 

Überweisungsvorschldg: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Haushdltsdusschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes 

(B) — Drucksache 12/2696 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Innenausschuß 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Gerald Thalheim, Brigitte Adler, Hans Gott- 
fried Bernrath, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Zum Siedlungskauf-Modell der Bundesregie- 
rung in den neuen Bundesländern 

— Drucksache 12/2126 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Haushaltsausschuß 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Horst 
Sielaff, Brigitte Adler, Ernst Kastning, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Zur bilanziellen Entlastung von landwirt- 
schaftlichen Unternehmen in den neuen Län- 
dern 

— Drucksache 12/2317 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Haushaltsa usschuß 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten Horst 
Sielaff, Dr. Gerald Thalheim, Hinrich Kuessner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 


Richtlinie für die Durchführung der Verwer- 
tung und Verwaltung volkseigener land- und 
forstwirtschaftlicher Flächen 

— Drucksache 12/2545 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts der Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Thierse, Roth, Adler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Verlängerung der Aussetzung der Zins- und 
Tilgungsleistungen auf Altkredite im Bereich 
der Landwirtschaft der neuen Bundesländer 

— Drucksachen 12/13, 12/1941 — 
Berichterstattung: 

Abgeordneter Meinolf Michels 

k) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne- 
ten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt), Dr. 
Dagmar Enkelmann und der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste 

Agrarpolitik der Bundesregierung in den 
neuen Bundesländern — Ergebnisse und 
Schlußfolgerungen 

— Drucksachen 12/2087, 12/2594 — 

Zum Agrarbericht 1992 liegt je ein Entschließungs- 
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Fraktion der SPD vor. 

Zur Großen Anfrage der Gruppe PDS/Linke Liste 
liegt ein Entschließungsantrag dieser Gruppe vor. (D) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Aussprache zwei Stunden vorgesehen. 

Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, unserem Kollegen Ignaz Kiechle, das Wort. 

Ignaz Kiechle, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! ln der 
heutigen Agrardebatte haben wir sicher noch eine 
umfangreiche Tagesordnung zu bewältigen. Aber da 
der Agrar- und ernährungspolitische Bericht der 
Bundesregierung im Vordergrund steht, wollen wir 
damit beginnen. Ich werde mich bemühen, so kurz 
wie möglich zu sprechen, obwohl es sich um eine 
bedeutende Angelegenheit handelt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Das abgelaufene Wirtschaftsjahr war zweifellos ein 
schwieriges Jahr für die Landwirtschaft, und zwar 
sowohl in den alten als auch in den neuen Bundeslän- 
dern. In den alten Bundesländern gingen die Gewinne 
der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe — 
allerdings nach einem kräftigen Anstieg in den beiden 
Vorjahren um 32 bzw. 16 % — im Wirtschaftsjahr 
1990/91 im Durchschnitt um 16 % zurück, und zwar je 
Unternehmen. Hinter den Durchschnittszahlen ver- 
bergen sich je nach Betriebsform und -größe und vor 
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(A) allem je nach Region sehr unterschiedliche Entwick- 
lungen. Ursache für die ungünstige Gewinnentwick- 
lung im abgelaufenen Wirtschaftsjahr waren in erster 
Linie die niedrigen Erzeugerpreise auf Grund gesät- 
tigter Märkte. 

Im laufenden Wirtschaftsjahr, das jetzt fast zu Ende 
ist, werden die Gewinne auf Grund von mengen- oder 
preisbedingt höheren Unternehmenserträgen bei Ge- 
treide, Raps, Kartoffeln und Wein und vor allem bei 
Schweinen wieder steigen, und zwar schätzungs- 
weise um 5 bis 10 %. 

Der Agrarbericht 1992 zeigt einmal mehr, daß das 
Auf und Ab der landwirtschaftlichen Einkommen in 
den einzelnen Jahren mehr vom Markt bestimmt wird 
und nicht so sehr von der Politik. In den Bereichen, in 
denen wir die größten Überschüsse zu verzeichnen 
haben, standen die Preise und damit die Einkommen 
der Landwirte in der Vergangenheit permanent unter 
Druck. Deshalb hat sich die Bundesregierung von 
Anfang an für eine EG-weit wirksame Politik der 
Marktsanierung durch Mengenbegrenzung einge- 
setzt. Bei Milch haben wir die Garantiemengenrege- 
lung durchgesetzt. Bei Getreide und Rindfleisch dage- 
gen konnte bisher keine wirksame Begrenzung der 
Produktion erreicht werden. Eine Reform war hier seit 
langem überfällig. 

Es ist deswegen zu begrüßen, daß sich der Agrarrat 
nach langen und zähen Verhandlungen im Mai end- 
lich über die Grundzüge der Reform der gemeinsa- 
men Agrarpolitik einigen konnte. Ich gestehe ganz 
offen: Die Zustimmung zu diesem Reformpaket ist mir 
nicht leichtgefallen; denn die Vorteile der Reform 
mußten mit Zugeständnissen erkauft werden. 

Die EG-Kommission konnte sich bei dem Komplex 
Getreide mit ihren Preisvorstellungen weitgehend 
durchsetzen. Alle übrigen Mitgliedstaaten sprachen 
sich für eine stufenweise Senkung der Stützpreise aus, 
die deutlich über das hinausgeht, was wir für sinnvoll 
und zur Marktentlastung für erforderlich gehalten 
haben. 

Trotzdem konnte ich die ursprünglichen Kommis- 
sionsvorschläge entschärfen und für uns doch wesent- 
liche Forderungen in verschiedenen Bereichen durch- 
setzen. Dazu gehört die fünfprozentige Mitverant- 
wortungsabgabe bei Getreide, die bereits mit Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1992/93 entfällt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dazu gehört auch, daß die durch die Getreidepreis- 
senkung entstehenden Einkommenseinbußen in 
— ich sage das sehr vorsichtig — annähernd vollem 
Umfang ausgeglichen werden. Das gilt zumindest für 
den Durchschnitt der Betriebe. Das gilt nicht — auch 
das muß man um der ehrlichen Darstellung der 
Reformergebnisse willen sagen — für Betriebe, die 
mit hohem Einsatz Spitzenerträge erzielen. 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Leider!) 

Alles in allem leitet die EG-Agrarpolitik nunmehr 
einen wirksamen Beitrag zur nachhaltigen Einkom- 
menssicherung in der Landwirtschaft ein. Dies ist um 
so wichtiger, als die traditionellen Instrumente der 
Markt- und Preispolitik dazu in den letzten Jahren 


immer weniger in der Lage waren. So haben wir in der (C) 
EG seit 1983, also in acht Jahren, insgesamt rund 
64 Milliarden DM allein für die Markt- und Preisstüt- 
zung bei Getreide ausgegeben, und es ist dennoch 
nicht gelungen, die Getreidepreise zu stabilisieren. 
Unsere Landwirte mußten vielmehr in sieben Jahren 
Preissenkungen um rund 30 % verkraften, ohne daß 
es dafür einen wie auch immer gearteten Ausgleich 
gegeben hätte. 

Zukünftig wird der Einkommensausgleich unab- 
hängig von der Betriebsgröße für die gesamte 
Getreide- und Silomaisfläche bezahlt. Die sogenannte 
Diskriminierungsdiskussion ist damit vom Tisch. Der 
Ausgleich steht auch den Betrieben zu, die ihr 
Getreide selbst verfüttern. 

Entgegen dem Vorschlag der EG-Kommission 
konnten wir weiterhin erreichen, daß die prämienbe- 
günstigten Basisflächen nicht einzelbetrieblich, son- 
dern regional festgelegt werden. Damit bleiben even- 
tuelle Produktionsausweitungen in anderen Regionen 
oder in anderen Mitgliedstaaten ohne Einfluß auf die 
Ausgleichszahlungen und die stillzulegenden Flä- 
chen in den Folgejahren bei nicht betroffenen Regio- 
nen. 

Allerdings erhalten nur die Betriebe einen Einkom- 
mensausgleich, die sich marktgerecht verhalten und 
15% ihrer Basisfläche stillegen. Ausgenommen von 
dieser Stillegungspflicht sind aber wiederum Kleiner- 
zeuger mit einer Produktion von weniger als 92 Ton- 
nen. In Deutschland fallen darunter im Durchschnitt 
Betriebe unter 16 Hektar Getreide-, Ölsaaten- und 
Hülsenfruchtfläche. 

Mit der Bindung der Preisausgleichszahlung an die 
Flächenstillegung wird die Forderung der Bundesre- 
gierung erfüllt, die Produktion in der gesamten 
Gemeinschaft über eine quasi obligatorische Flächen- 
stillegung zurückzuführen. Es wird also nicht mehr so 
sein, daß man das nur in Deutschland oder noch etwas 
in Italien und in England macht. 

Des weiteren konnten wir uns mit unserer Forde- 
rung durchsetzen, daß die EG-Agrarreform bestimmte 
Betriebsformen und -größen nicht benachteiligen 
darf. So erhalten Landwirte unabhängig von der 
Größe ihrer Betriebe für ihre gesamte Fläche eine 
Prämie, die am Ende der Übergangszeit, also ab 
1995/96, in Deutschland durchschnittlich knapp 
600 DM je Hektar betragen wird. Dieser Erfolg darf 
insbesondere vor dem Hintergrund der Betriebsstruk- 
turen und der erheblichen Anpassungsprobleme der 
Landwirtschaft in den neuen Bundesländern nicht 
unterschätzt werden. Der Einkommensausgleich wird 
zu einem dauerhaften und verläßlichen Bestandteil 
des landwirtschaftlichen Einkommens. Er wird von 
der Gemeinschaft garantiert und unterliegt damit 
nicht den nationalen Haushaltszwängen. 

Die Reform der Getreidemarktpolitik wird zu einer 
erheblichen Entlastung des Marktes führen. Hierzu 
trägt nicht nur die verminderte Produktion infolge der 
Flächenstillegungen — die Berechnungen lauten hier: 

12 bis 14 Millionen Tonnen in Europa — sowie der 
Extensivierung um rund 10 bis 13 Millionen Tonnen 
bei. Auf Grund der niedrigeren Preise ist vielmehr 
auch damit zu rechnen, daß die Nachfrage nach 
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(A) Getreide als Futtermittel in Zukunft deutlich steigen 
wird, weil Substitute aus dem Futtertrog verdrängt 
werden können und verdrängt werden. Insgesamt 
rechnet die EG — und dies entspricht auch unseren 
Berechnungen — mit einer Marktentlastung von 32 
bis 37 Millionen Tonnen Getreide, natürlich nicht auf 
einmal und nicht im ersten Jahr, aber im Verlaufe 
einiger Jahre. Das entspricht rund 20% der EG- 
Getreideernte 1991. 


Auch bei Milch und Rindfleisch haben wir Ergeb- 
nisse erzielt, die für uns — jedenfalls alles in allem — 
tragbar sind. Die Einschnitte durch die Reform der 
EG-Agrarpolitik sind hier weit geringer als bei 
Getreide. Beide Bereiche profitieren zudem künftig 
von den niedrigeren Getreidepreisen, die dann ja 
auch zu geringeren Futterkosten führen. Bei Milch 
dürfte damit die beschlossene leichte Senkung der 
Interventionspreise für Butter ab 1993/94 und 1994/95 
weitgehend kompensiert werden. Dennoch will ich 
nicht verhehlen, daß ich mir zur Stabilisierung des 
Milchmarkts anstelle der Preissenkung lieber eine 
noch deutlichere Rückführung der Produktion ge- 
wünscht hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


großzügiger prämienbegünstigter Gesamtplafond 
von 780 000 Stück männlichem Jungvieh und 180 000 
Stück Mutterkühen. Für Mutterschafe wurde der 
Gesamtplafond auf 1 Million Tiere festgelegt. 

Bei Getreide haben wir eine prämienbegünstigte 
Basisfläche von etwas über 3 Millionen ha durchset- 
zen können. Für die Prämienberechnung bei Getreide 
werden — ich denke, das ist sehr wichtig — die 
höheren Durchschnittserträge der alten Bundesländer 
zugrunde gelegt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang dem Agrarrat 
und vor allem der EG-Kommission danken; sie hat uns 
hier eine faire Behandlung für die fünf neuen Bundes- 
länder ermöglicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit den Reformbeschlüssen sind gute Vorausset- 
zungen für einen erfolgreichen Abschluß der GATT- 
Verhandlungen geschaffen 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Der Schlüssel für den Erfolg der GATT-Verhandlun- 
gen liegt nun eindeutig in Washington und bei den 
Cairns-Ländern. Die Bundesregierung wird die EG- 
Kommission drängen, für die mit der Reform erbrach- 
ten Vorleistungen nunmehr auch Beweglichkeit und 
Entgegenkommen seitens der USA einzufordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Harry 

Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
muß sein!) 

Insgesamt gilt: Wir konnten erreichen, was unter 
den gegebenen Umständen überhaupt zu erreichen 
war. 

Mit der Reform der gemeinsamen Agrarpolitik ist 
nun der Weg frei für langfristig stärker geordnete 
Märkte. Die EG-Agrarpolitik wurde damit auf eine 
solide finanzielle Basis gestellt. Mit den direkten 
Ausgleichszahlungen ist die EG-Agrarpolitik um ein 
neues einkommenspolitisches Instrument erweitert 
worden, das nachhaltig Wirkung zeigen wird. Es wird 
ergänzt durch die flankierenden Maßnahmen: Vorru- 
hestand, Aufforstung und umweltfreundliche Landbe- 
wirtschaftung, die vor allem der Ökologie, dem Natur- 
schutz und der Landschaftspflege zugute kommen 
können und zugute kommen werden. Für die Land- 
wirte beginnt damit der Einstieg in ein Entgelt für ihre 
landeskulturellen Leistungen. 

Die Bundesregierung ist sich der administrativen 
Probleme bei der Umsetzung der Reformbeschlüsse 

bewußt. Wir müssen deshalb die nächsten Wochen 
nutzen, um zusammen mit dem Berufsstand und den 
Bundesländern praktikable Durchführungsvorschrif- 
ten zu erarbeiten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung hat in der Vergangenheit mit einer 
Vielzahl Struktur- und sozialpolitischer Maßnahmen 
ihre Solidarität mit der Landwirtschaft unter Beweis 
gestellt. Allein zwischen 1983 und 1990, also bis zur 
Verwirklichung der deutschen Einheit, hat sie den 
Etat für die Landwirtschaft von 5,9 auf 10 Milliarden 
DM erhöht. Das ist eine Steigerung um 68 % bei 24 % 
Wachstum des Bundeshaushalts im gleichen Zeit- 


Die beschlossene Verringerung der Milchquoten 

1993/1994 und 1994/1995 um jeweils 1% gegen 
Vergütung halte ich immerhin für einen Schritt in die 
richtige Richtung, der genau so zu begrüßen ist wie die 
Verlängerung der Garantiemengenregelung bis zum 
Jahr 2000. 

Bei Rindfleisch ist der Agrarrat unseren Forderun- 
gen teilweise entgegengekommen. Die Intervention 
wird nun in Menge und Preis schrittweise zurückge- 
nommen. Mindere Qualitäten werden ausgeschlos- 
sen. Parallel hierzu werden die Rinderprämien, die 
heute 90 DM betragen, erhöht, und zwar deutlich. Um 
die Ausdehnung der Rindfleischproduktion in Gren- 
zen zu halten, werden die Ansprüche auf Prämien 
regional auf die Zahl von Tieren begrenzt, für die 
breits in der Vergangenheit Beihilfen gezahlt worden 
sind. Die förderfähige Obergrenze von 90 männlichen 
Tieren je Betrieb bleibt bestehen. 

Für die neuen Bundesländer konnten wir für Rind- 
fleisch wie auch für andere Marktbereiche gute Aus- 
nahmeregelungen aushandeln. An die Stehe der ein- 
zelbetrieblichen Obergrenzen tritt bei Rindfleisch ein 


Dazu kommt, daß mit den Beschlüssen zur Reform 
der Agrarpolitik die Marktchancen für nachwach- 
sende Rohstoffe erheblich verbessert worden sind. 
Nunmehr können Landwirte auf den stillgelegten 
Flächen nachwachsende Rohstoffe jeglicher Art 
erzeugen; sie erhalten dennoch die volle Prämie. 

Es spricht somit vieles dafür, daß sich die Getreide- 
preise mittel- bis langfristig vom Interventionspreisni- 
veau wieder abheben werden. Damit diese Preisent- 
wicklung nicht durch Importe vom Weltmarkt unter- 
laufen wird, hat die Bundesregierung ihre Zustim- 
mung zum Reformpaket von der Festlegung eines 
wirksamen Außenschutzes abhängig gemacht. Wir 
haben immerhin erreicht, daß der Mindesteinfuhr- 
preis für Importgetreide in Höhe von 36,50 DM je 
Doppelzentner festgelegt wurde und damit unserem 
Anliegen durchaus Rechnung trägt. 
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raum. Ich meine, damit kann man sich sehen lassen. 
Das sind nicht Worte, das sind Taten gewesen. 

1992 beträgt der Agraretat einschließlich der Mittel 
für unsere neuen Bundesländer rund 14 Milliarden 
DM. Die Bundesmittel für die Agrarsozialpolitik 
überschreiten erstmals die Grenze von 6 Milliarden 
DM. Für die Ausgleichszulage stellt die Bundesregie- 
rung heute mit 450 Millionen DM siebenmal mehr 
Mittel zur Verfügung als 1983. 

Bei der volumenmäßigen Fortschreibung des 
3%igen Mehrwertsteuerausgleichs, die wir in Brüssel 
durchsetzen konnten, geht es um ein Volumen von 
insgesamt mehr als 2,2 Milliarden DM allein an Bun- 
desmitteln. Damit dieser Betrag der Landwirtschaft in 
voller Flöhe zugute kommt, müssen auch die Bundes- 
länder ihren Teil der Verantwortung übernehmen 
und sich wie schon beim Mehrwertsteuerausgleich 
mit 35 % an der Finanzierung beteiligen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da kann die 
SPD zeigen, was sie für die Landwirtschaft 
übrig hat!) 

Ich habe deshalb, offen gestanden, kein Verständnis 
dafür, daß die SPD-geführten Länder, jedenfalls bis- 
her, eine Mitfinanzierung ablehnen. Machen Sie, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, bitte ihren Länderkollegen und -kollegin- 
nen klar, welche Konsequenzen in Form empfindli- 
cher Einkommensverluste die unverständliche Ver- 
weigerungshaltung der SPD-Regierungen in den ent- 
sprechenden Ländern für die landwirtschaftlichen 
Betriebe hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Horst Sielaff [SPD]: Bösartige Unterstellun- 
gen!) 

— Das ist der absolut korrekte Sachstand. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft die 
deutsche Landwirtschaft bei ihrem schwierigen 
Anpassungsprozeß mit Nachdruck unterstützen. 

(Horst Sielaff [SPD]: Na?) 

Sie wird den Aufbau und den Umstrukturierungspro- 
zeß in den neuen Bundesländern weiterhin nach 
Kräften fördern. Sie wird wie bei der Anschlußrege- 
lung für den Mehrwertsteuerausgleich auch bei der 
Reform des agrarsozialen Sicherungssystems ihre 
Verpflichtung erfüllen und dabei die soziale Absiche- 
rung der Bäuerinnen zu einem Schwerpunkt machen. 
Sie wird sich für eine EG-weite Verbesserung des 
Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes sowie des 
Tierschutzes einsetzen. Sie wird darüber hinaus die 
Förderung des ländlichen Raumes intensivieren. 

Wir wissen nur zu gut, daß wir auch in Zukunft 
leistungs- und wettbewerbsfähige landwirtschaftliche 
Betriebe brauchen, ebenso gut ausgebildete und 
unternehmerische Landwirte, die über die Nahrungs- 
mittel- und Rohstoffproduktion hinaus den ländlichen 
Raum stärken und unsere Kulturlandschaft pflegen 
und bewahren. Ich appelliere daher ohne alle Emotio- 
nen an alle, an die Parteien, an den Berufsverband, an 
die Verwaltung und an die Bürger: Helfen Sie bitte 
mit, daß die Landwirtschaft und damit unsere Bäue- 
rinnen und Bauern sowie die Forst- und die Fischerei- 


wirtschaft auch weiterhin ihre wichtigen Aufgaben 
erfüllen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Unseren Bauern wünsche ich für das bevorstehende 
Ernteiahr gutes Wetter und Glück in Haus und 
Stall. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Horst Sielaff das Wort. 


Horst Sielaff (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Einkommensrückstand der Land- 
wirtschaft im Vergleich zu anderen Wirtschaftsberei- 
chen im Wirtschaftsjahr 1990/91 hat sich von 8% auf 
26 % ausgeweitet. Das stellt die Regierungskoalition 
in ihrem eigenen Antrag fest. Ich meine, Herr Mini- 
ster, das ist eine Bankrotterklärung der Agrarpolitik 
dieser Bundesregierung und des Landwirtschaftsmi- 
nisters. Sie können nicht so tun, als wären Sie für diese 
Politik und diesen Zustand nicht mitverantwortlich. 

Meine Damen und Herren, seit einigen Tagen 
liegen die Ergebnisse der EG- Agrarreform vor, die 
allzu lange von dieser Regierung blockiert worden 
ist. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Im Gegen- 
teil: Die einzigen konstruktiven Impulse 
kamen von uns!) 

Jahrelang ist versucht worden, Herr Kollege Hornung, 
das Agrarproblem einfach auszusitzen, wie es in 
dieser Regierung ja vielfach üblich ist. Statt mit 
eigenen Vorschlägen aktiv in die Ref ormpolitik einzu- 
greifen, hat der Minister versucht zu blocken. Das 
Ergebnis liegt auf dem Tisch. 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Das ist doch Quatsch! Das wissen Sie 
doch selbst viel besser!) 

Nun, lieber Kollege, war in der deutschen Presse zu 
lesen, daß der deutsche Landwirtschaftsminister nach 
Abschluß der EG-Agrarverhandlungen gut gelaunt 
über das Europa-Straßenfest bummelte: Bei Häpp- 
chen und Sekt freute sich der Minister über die 
einschneidende Reform der inzwischen 30 Jahre alten 
gemeinsamen Agrarpolitik. 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU: Woher wissen Sie das denn? Was 
haben Sie dort gemacht? — Immerhin, es gibt 
teurere Gerichte als Häppchen, oder?) 

So schrieb die „Wirtschaftswoche" vom 29. Mai 
1992. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU] : Das zu zitie- 
ren, ist schon billig!) 

Welch ein Sinneswandel auf seiten des Ministers in 
wenigen Monaten! 

Als eine Fehleinschätzung mit fatalen Folgen stellte 
sich ebenfalls, Herr Minister Kiechle, Ihre am 25. März 
1992 gemachte Aussage heraus — ich zitiere — : Wir 
richten unseren Blick nicht engstirnig auf vielleicht 
momentan vorhandene Lebensmittelüberschüsse und 
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(A) glauben nicht, dann sofort die ganze EG-Agrarpolitik 
reformieren zu müssen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die ent> 
scheidenden Fehler sind unter Ihrer Politik 
geschehen!) 

Dazu kann ich nur sagen: Hätten Sie doch diese 
Reform, Herr Minister, beizeiten in Gang gesetzt und 
sich nicht ständig gegen diese Reform gewehrt! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ein Glück, er hat sich gewehrt!) 

Ihre Kollegen in der Regierungskoalition empfinden 
es ja richtig, daß er am Ende viele unserer Vorschläge 
von damals heute mit vertritt und heute übernommen 
hat. Ich meine, hätte er früher so gehandelt, vielen 
Landwirten wäre wohl manches an falschen Hoffnun- 
gen erspart geblieben, und viele junge Landwirte 
hätten vielleicht heute noch eine echte Perspektive für 
die Zukunft ihres Betriebes. 

EG und nationale Agrarpolitik, meine Damen und 
Herren, können in vielfacher Hinsicht nicht isoliert 
gesehen werden. Da sind wir uns sicherlich einig. Es 
geht in der Agrarpolitik um mehr als um die Erhaltung 
eines alten Berufsstandes, der unsere Kulturland- 
schaft entscheidend mitgeprägt hat. Es geht sowohl 
national als auch global um die Entwicklung des 
ländlichen Raums insgesamt. Die Agrarpolitik von 
heute kann deshalb nicht nach den Kriterien von 
gestern betrieben werden. Das scheint selbst Herr 
Kiechle jetzt endlich begriffen zu haben. 

Als die gemeinsame Agrarpolitik in Gang gesetzt 
wurde, war Europa von einem Mangel an Nahrungs- 
mitteln geprägt. Heute quälen wir uns hier mit Über- 
schüssen, während viele Teile der Welt von Hunger 
und Nahrungsmangel bedroht sind. Naturkatastro- 
phen und Kriege führen uns immer wieder vor Augen, 
wie schnell die Nahrungssicherung gefährdet wird. 
Globale Klimaveränderungen — in Rio treffen sich 
gerade in diesen Tagen Zigtausende, um darüber zu 
diskutieren — werden auch Auswirkungen auf die 
Nahrungsmittelproduktion haben. Experten weisen 
längst auf die Gefahr hin, daß die landwirtschaftlich 
nutzbare Fläche weltweit rapide abnehmen könnte. 

Die Gesamtverantwortung verlangt von uns, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Nahrungssicherung nicht 
durch eine verfehlte nationale Agrarpolitik gefährdet 
wird. 

In der Agrarpolitik geht es aber auch um unser 
Verhältnis zu den sogenannten Entwicklungslän- 
dern. Um diesen Ländern eine eigene Entwicklung 
und Nahrungssicherung zu ermöglichen, müssen wir 
im Zuge des GATT dafür sorgen, daß diese Länder 
auch Zugang zu unseren Märkten erhalten. Bis heute 
tun wir eigentlich fast alles, um die Dritte Welt zu 
blockieren. Wir werfen unsererseits heruntersubven- 
tionierte Überschüsse auf den Weltmarkt und sperren 
unsere Märkte für alle Produkte, die nicht zu unserem 
Nutzen die hiesige Erzeugung verbilligen wie z. B. die 
sogenannten Substitute. Der Stopp der verbilligten 
Einfuhr von Bananen aus den AKP-Ländern ist ein 


weiteres Beispiel, das ein schlechtes Licht auf die (C) 
Praxis der EG wirft. 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Das ist zwar richtig, hat aber hiermit 
nichts zu tun!) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
begrüßen, daß die EG mit ihren Bestrebungen ernst 
machen will, eine unsinnige und unbegreifbare Sub- 
ventionspolitik zu beenden, an der nur die Lagerhal- 
tung und die Bürokratie, nicht aber die Bauern ver- 
dient haben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Dies sind erste Schritte auf dem richtigen Weg, denen 
aber weitere folgen müssen. 

Einige kritische Bemerkungen zur Reform scheinen 
mir an dieser Stelle aber unerläßlich. Mehr Mühe 
hätte man sich in Brüssel mit dem Abbau der Unmen- 
gen von bürokratischen Hemmnissen geben müssen, 
mit denen der Landwirt demnächst konfrontiert wer- 
den wird. Es hilft wenig, Herr Minister, wenn Sie nun 
sagen. Sie wollten sich jetzt darum bemühen. Ich 
meine, man hätte während der langen Verhandlun- 
gen energischer darauf achten sollen. 

Wir wünschen uns außerdem eine stärkere Regio- 
nalisierung, so daß den einzelnen Regionen eine 
größere Entscheidungsfreiheit verbleibt 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Das können Sie Ihren Landesministern 
doch erzählen!) 

und die standortgerechte Produktion von Agrarpro- 
dukten besser gewährleistet werden kann. 

(Zuruf des Bundesministers Ignaz Kiechle) 

— Wir haben nicht von Landkreisen gesprochen, 
sondern von Regionen, Herr Minister. Ich dachte 
eigentlich. Sie seien bereit, für die deutsche Landwirt- 
schaft in dem Sinne mitzuziehen, daß wir nicht alles 
vereinheitlichen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das tun wir 
doch schon die ganze Zeit!) 

— Ich habe gesagt: eine stärkere Regionalisierung. 

Das Bestehende reicht noch nicht aus. Das wissen Sie 
genau, Herr Hornung. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Es ist das 
Recht der Opposition, immer noch etwas 
mehr zu verlangen!) 

Ich nehme auch an, daß Sie im Ausschuß mithelfen, 
damit wir bessere Möglichkeiten bekommen, um die 
Regionen individuell zu bedienen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hätten es überdies begrüßt, wenn die EG 
endlich selbst eine deutliche Beschränkung ihrer 
Agrarproduktion festgelegt hätte. Eine Begrenzung 
der Produktion auf die EG-Binnennacbfrage hätte die 
Position der EG bei den GATT- Verhandlungen, so 
meinen wir, stärken können. 

Ich finde es allerdings etwas vermessen, Herr 
Kiechle, den Bauern immer wieder zu versichern 

— das tun Sie in allen Ihren letzthin gemachten 
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(A) Äußerungen — , daß die beschlossenen Ausgleichs- 
zahlungen eine, so wörtlich, „verläßliche Perpektive" 
darstellen. Weil ein ausreichendes Einkommen über 
den Preis derzeit nicht zu erwirtschaften ist, halten wir 
direkte Einkommensübertragungen im Moment im- 
mer noch für besser, als weiterhin irrsinnige Summen 
versickern zu lassen. 

Die Subventionierung der Bauern ist auch untrenn- 
bar verbunden mit den Fragen: Wie sollen die Land- 
wirtschaft und die Struktur der Dörfer im nächsten 
Jahrzehnt aussehen? Wie soll der landwirtschaftliche 
Betrieb der Zukunft bei uns aussehen? Was ist ein 
„bäuerlicher Familienbetrieb"? Wie soll unsere För- 
derpolitik aussehen? Müssen Nebenerwerbsbetriebe, 
deren Betriebsinhaber ein gutes Einkommen aus 
einer außerlandwirtschaftlichen Tätigkeit beziehen, 
im gleichen Maße gefördert werden wie solche 
Nebenerwerbslandwirte, die — vielleicht in struktur- 
schwachen Gebieten — nur geringe Einkünfte aus 
anderen Tätigkeiten erzielen können? Gerade diese 
letzte Frage stellt sich für mich in Zeiten der Überpro- 
duktion und der Existenzbedrohung durch man- 
gelnde Entwicklungsmöglichkeiten für viele Haupt- 
erwerbsbetriebe in besonderem Maße. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wollen Sie 
da einen Keil hineintreiben?) 

— Wir wollen da keinen Keil hineintreiben, sondern 
wollen, daß diese Probleme endlich offen auf den 
Tisch gelegt werden und daß nicht heimlich 
Beschlüsse gefaßt werden, 

(B) (Beifall bei der SPD) 

die in die gleiche Richtung gehen, wie wir es jetzt bei 
der Agrarreform der EG durch den Minister erlebt 
haben. 

Über alle diese Fragen schweigt sich der Agrarbe- 
richt weitgehend aus, als gingen uns diese Fragen 
nichts an. Aber, Herr Minister, ein Agrarbericht muß 
mehr sein als eine Ansammlung von Zahlen, die 
überdies noch sinnentstellend zurechtinterpretiert 
werden. Er hat, so meine ich, heutzutage eine andere 
Funktion: Er muß auch zukunftsweisend sein. 

In dem vorliegenden Agrarbericht und vor allem in 
den dazugehörigen Kommentaren wurden Probleme 
und alarmierende Entwicklungen nicht nur falsch 
dargestellt und geschönt, sondern zumeist schlicht- 
weg verschwiegen bzw. — milde ausgedrückt — 
übersehen. Es muß doch geradezu wie Hohn bei den 
Landwirten ankommen, wenn Sie, Herr Kiechle, trotz 
eines Gewinnrückganges um 16,1 % bei den Voller- 
werbsbetrieben auf Ihrer Pressekonferenz zum Agrar- 
bericht vom „drittbesten Ergebnis in den letzten 
15 Jahren" gesprochen haben. Angesichts der Blau- 
äugigkeit derartiger Aussagen muß einem doch 
wegen Ihres Realitätsverlusts angst und bange wer- 
den. 

Der Agrarbericht zeigt leider auch nicht, wie die 
Bundesregierung die längst überfällige bessere 
soziale Absicherung für die in der Landwirtschaft 
Tätigen, insbesondere für die Bäuerinnen, erreichen 
will. Auch sollte eine bessere Absicherung im Krank- 


heitsfall für die Landwirtschaftsfamilien nicht weiter (C) 
Lippenbekenntnis sein. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da stehen 
v/ir doch mit m der Diskussion!) 

— Dann wollen wir Taten sehen und nicht nur 
Lippenbekenntnisse hören. — Die starke Bereitschaft 
der Jüngeren, Ältere und Kranke in der Familie zu 
pflegen, sollte von der Gesellschaft endlich anerkannt 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade für den ländlichen Raum und für viele bäuer- 
liche Familien ist die schnelle Realisierung einer 
Pflegeversicherung dringend notwendig. Dabei sollte 
insbesondere die häusliche Pflege durch Familienmit- 
glieder berücksichtigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

In den neuen Bundesländern spielen Landwirt- 
schaft und ländlicher Raum eine noch größere Rolle 
als in den alten Ländern. Wirtschafts-, Beschäfti- 
gungs- und Strukturmaßnahmen sind deshalb not- 
wendiger denn je. Gerade durch den Bedeutungsver- 
lust der Landwirtschaft, jedenfalls soweit man so 
etwas in Prozent des Bruttosozialprodukts messen 
kann, muß der Landwirtschaft ein neuer Platz im 
allgemeinen Wirtschaftsgefüge gegeben werden. 

Dazu bedarf es innovativer Konzepte und der Einsicht, 
daß zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des ländli- 
chen Raumes Arbeitsplätze — und ich möchte fast 
sagen: Koste es, was es wolle! — geschaffen werden 
müssen. 

(Beifall bei der SPD) "^1 

Mein Kollege Thalheini wird insbesondere auf die 
Probleme in den neuen Bundesländern eingehen. 

Unsere Landwirtschaftsbetriebe haben insgesamt 
eine schwierigere Ausgangsposition als manche 
Landwirte in anderen EG-Ländern. Höhere Lohn- und 
Produktionsmittelkosten sowie von uns ausdrücklich 
gutgeheißene strengere Umweltschutzauflagen als in 
anderen Ländern erschweren einen gerechten Wett- 
bewerb. Wir dürfen nicht riskieren, daß solche und 
andere Schwierigkeiten qualifizierte junge Landwirte 
von der Übernahme der elterlichen Betriebe abhalten 
und dadurch in nicht zu ferner Zukunft eine flächen- 
deckende Landbewirtschaftung, wie sie aus Gründen 
der Ernährungssicherung, aber auch aus ökologi- 
schen Gründen notwendig ist, kaum noch möglich 
erscheint. 

Zukünftiges Ziel der Agrarpolitik muß langfristig 
ein Übergang zu einer möglichst unregulierten, wie- 
der mehr marktwirtschaftlich orientierten und dabei 
ökologisch produzierenden Marktwirtschaft sein. 
Auch dies wird über einen gewissen Zeitraum nicht 
ohne Unterstützungsmaßnahmen gehen, die dabei 
aber ausdrücklich als direkte Einkommensübertra- 
gung, gekoppelt an eine ökologische Bewirtschaf- 
tung, ausgewiesen sein müssen. Nur so kann die 
Ökologisierung der Landwirtschaft dauerhaft erfolg- 
reich betrieben und gleichzeitig die Abhängigkeit der 
Landwirtschaft von Subventionen verringert wer- 
den. 


(Beifall bei der SPD) 
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Voraussetzung für eine derartige Neuausrichtung 
bleibt ein geschützter EG -Agrarmarkt. Ohne einen 
gewissen Schutz wird unsere Landwirtschaft weitge- 
hend nicht überleben können. Dieser Außenschutz 
darf aber nicht dem Zweck dienen, den eigenen Markt 
aus Konkurrenzangst abzuschotten. Die Kriterien, 
nach denen dieser Außenschutz konzipiert wird, müs- 
sen ökologisch und sozial begründet sein. Diese 
Prämisse muß in die anstehenden GATT- Verhandlun- 
gen eingehen. Eine konsequente Verminderung der 
Produktion durch eine extensivierte Landbewirtschaf- 
tung könnte uns bzw. der EG eine Art Vorreiterrolle in 
der Welt sichern. Dazu gehört aber konsequenter- 
weise, um der Gerechtigkeit gegenüber der Dritten 
Welt Genüge tun zu können, eine Abkehr von der 
unsinnigen Exportsubventionspolitik, mit der sich die 
EG zu Recht eine Menge Feinde vor allem in der 
Dritten Welt gemacht hat. 

Meine Damen und Herren, ohne ganzheitliche 
Sichtweite, ohne ein mit den anderen Ressorts abge- 
stimmtes Programm kann die gegenwärtige Agrarpo- 
litik weiterhin nur Flickwerk bleiben. Herr Minister, 
die Abstimmung z. B. mit dem Wirtschaftsminister 
Möllemann, der sagt, Außenschutz müsse radikal 
weg, oder Äußerungen des Umweltministers und Ihre 
Stellungnahme dazu zeigen, daß hier in der Regie- 
rung keine klare Abstimmung erfolgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aus diesem Grunde muß man sagen: Herr Minister, 
Sie sind in vielem, auch im eigenen Kabinett, im 
Grunde gescheitert. Ziehen Sie daraus Ihre Konse- 
quenzen! 

Ein letzter Satz, meine Damen und Herren, zum 
Weinwirtschaftsgesetz: Wir werden diesen kleinen 
Änderungen, Aufnahme der neuen Regionen und 
Veränderung der Bezeichnung „ Rheinpfalz'' in 
„Pfalz" — als Pfälzer begrüße ich das natürlich beson- 
ders — , zustimmen. Wir werden aber nicht zustim- 
men, die Umstellung der Abgabe wieder rückgängig 
zu machen, denn dies ist 1990 hier im Hause ein 
einmütiger Beschluß gewesen, und nur weil das BML 
nicht in der Lage war, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sind auch 
einige SPD-Minister dabei!) 
eine vernünftige Lösung zu finden, will die Regie- 
rungskoalition das, was sie für richtig empfindet und 
mitbeschlossen hat, nach zwei Jahren wieder den 
Bach hinuntergehen lassen. Wir meinen, das ist keine 
verläßliche Politik, das macht die Politik auch nicht 
glaubwürdiger. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Egon Susset das Wort. 

Egon Susset (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Sielaff, Sie haben heute Ihre Chance, Ihre erste Rede 
als agrarpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion — es 
gab diesbezüglich ja einen Wechsel während der 
Legislaturperiode — zu halten, nicht genutzt. Per- 


spektivlosigkeit klang aus Ihren Worten. Nur die hier iCJ 
anwesenden Kollegen der SPD haben Ihnen etwas 
Beifall gezollt. Draußen werden Sie für diese Rede 
keinen Beifall bekommen. 

(Horst Sielaff [SPD]; Herr Kollege, dann 
waren Sie aber wenig draußen! Sie wären 
ausgepfiffen worden!) 


Meine Damen und Herren, wer heute versucht, den 
letzten Agrarbericht heranzuziehen, um Zukunftsper- 
spektiven für Beschlüsse, die erst 14 Tage alt sind, 
aufzuzeigen, der ist, glaube ich, von der Realität ein 
wenig entfernt. 

Schwerpunkt unserer heutigen Debatte — das 
haben der Beitrag des Ministers und auch der Beitrag 
des Kollegen Sielaff zum Ausdruck gebracht — sind 
die Brüsseler Reformbeschlüsse zur europäischen 
Agrarpolitik. Ich möchte Ihnen, Herr Minister Kiechle, 
für Ihre engagierte Verhandlungsführung 

(Horst Sielaff [SPD]: Na! Na!) 

unter schwierigen Bedingungen danken. Sie haben 
herausgeholt, was unter den Bedingungen herauszu- 
holen war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Beschlüsse der Agrarminister haben eine neue 
Lage geschaffen. Es gab Erleichterung über den 
Durchbruch in Brüssel. In vielen Punkten vermischt 
sich das aber auch für uns mit einem gerüttelten Maß 
an Skepsis. Das müssen wir hier zu Beginn einer 
neuen Agrarpolitik einfach sagen. Aber im Rahmen 
des Verhandelbaren hat Bundesminister Kiechle auch 
für die deutsche Landwirtschaft viel erreicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Trotz des Drucks 
bei den GATT-Verhandlungen!) 

Dazu gehört — unsere langjährige Forderung — der 
Wegfall der Mitverantwortungsabgabe in Höhe von 
5% schon ab der Ernte 1992. 

Zu den Erfolgen gehört aber auch, daß ein weitge- 
hender Ausgleich aus der EG-Kasse für die Einkom- 
menseinbußen der Getreideerzeuger sichergestellt 
wurde. In dem Zeitraum von 1984 bis 1991 mußten 
unsere Landwirte einen Preisrückgang von damals 
48,40 DM pro Doppelzentner auf 33,30 DM pro Dop- 
pelzentner — das sind über 30 % — ohne Ausgleich in 
Kauf nehmen. Der zukünftige Ausgleich wird unab- 
hängig von der Betriebsgröße und von der Betriebs- 
form bezahlt. 

Diese Mittel werden ausgewogen unter den Land- 
wirten verteilt. Der seitherigen Kritik, daß nur ein 
kleiner Teil der Landwirte in den Genuß eines Groß- 
teils der staatlichen Mittel käme, wird dadurch der 
Boden entzogen. Vor allem konnte nicht zuletzt durch 
unseren Einsatz und durch den besonderen Einsatz 
des Ministers in Brüssel die Diskriminierung der 
größeren Betriebe, die sich besonders in den neuen 
Bundesländern in einer schwierigen Umbruchphase 
befinden, entsprechend berücksichtigt werden. Ich 
glaube, diesen Erfolg haben wir maßgeblich Ignaz 
Kiechle zu verdanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


— Darum brauchen Sie sich nicht zu sorgen. 
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Die SPD wollte ja immer — wir haben uns noch vor 
einigen Monaten damit befaßt — nur einen Teilaus- 
gleich, und den noch unter sozialen Gesichtspunkten. 
Das kann man in den Papieren der SPD nachiesen. 

(Horst Sielaff [SPD]: Einkommensabhän- 

gig!) 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Art 
von Umverteilung lehnen wir aber kategorisch ab. 
Auch mit dem Argument der Einkommenshiifen — es 
wird gesagt, damit seien die landwirtschaftlichen 
Einkommen zu sehr vom Staatshaushalt abhängig — 
kann man sicher in der Zukunft nicht mehr hausieren, 
weil wir ja wissen, daß auch bisher die Einkommen 
aus teilweise massiv gestützten Märkten kamen und 
daß auch seither jährlich die notwendigen Haushalts- 
mittel für die Agrarmarktordnungen bereitgestellt 
werden mußten. 

Die Beschlüsse sind dennoch für uns kein Grund zur 
Euphorie. Drastischer Preisabbau und Direktzahlun- 
gen für die Einkommensverluste widersprechen unse- 
ren Grundsätzen von Agrarpolitik. Aber dieses Ergeb- 
nis im Getreidebereich — das ist ja deutlich zum 
Ausdruck gekommen — ist auch gegen die Stimme 
unseres Bundeslandwirtschaftsministers zustande ge- 
kommen, Die Bundesregierung hat sich, Herr Kollege 
Sielaff, die SPD-Position nicht zu eigen gemacht. 

(Horst Sielaff [SPD]: Aber was hat denn Herr 
Kiechle vor Jahren gesagt?) 

Aber es mutet doch jetzt lächerlich an, wenn Sie heute 
heftige Kritik an der bisher von Ihnen gebetsmühlen- 
artig propagierten Systemänderung üben, wenn Sie 
von deren Nichtverwaltbarkeit oder Nichtfinanzier- 
barkeit sprechen oder das unternehmerische Element 
vermissen. Das zeigt, daß es Ihnen nur um bloße 
Selbstdarstellung geht, je nachdem, wo man ist, aber 
nicht um unsere Landwirtschaft. 

Wir bleiben auch nach den Agrarbeschlüssen bei 
unserer Position: Die Einkommen der Landwirte soll- 
ten im wesentlichen über den Markt, also über die 
Preise erwirtschaftet werden können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Aber garantierte Preise und unbegrenzte Produktion, 
wie seither, passen einfach nicht zusammen. Daran 
krankte das EG-Agrarmarktsystem. Unsere Verhand- 
lungslinie einer konsequenten Mengensteuerung war 
in Brüssel leider — ich möchte behaupten — noch 
nicht durchsetzbar. Vielleicht wird man da in einiger 
Zeit etwas vernünftiger denken. So gab es einfach im 
Ackerbaubereich, so bedauerlich das ist, keine Alter- 
native zu der jetzt eingeleiteten Abkehr von den 
einkommenssichernden Stützpreisen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Kollege Susset, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Egon Susset (CDU/CSU): Bitte schön. 

Horst Sielaff (SPD): Kollege Susset, können Sie mir 
einmal sagen, wo die Ausführungen, die Sie eben 
gemacht haben, im Widerspruch zu dem stehen, was 
wir als Sozialdemokraten seit Jahren fordern? 


Egon Susset (CDU/CSU): Sie stehen im Wider- 
spruch dazu, daß wir einen Ausgleich schaffen wollen 

— und so wird er auch geschafft — , wie er auf Grund 
der Einkommenseinbußen notwendig ist. Wir wollen 
nicht Grenzen ziehen und Sozialbescheide abwarten, 
wieviel man nun tatsächlich bekommt. Das war näm- 
lich die Vorstellung in Ihrem Entschließungsantrag, 
den wir kurz vor Weihnachten im letzten Jahr hier 
beraten haben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie noch 
eine Zusatzfrage des Kollegen Sieiaff? Es wird nicht 
auf die Zeit angerechnet. 

Egon Susset (CDU/CSU): Ja, bitte. Aber wir stehen 
unter Zeitdruck. Es sind viele, die nach Hause wol- 
len. 

Horst Sielaff (SPD) : Ich mache es kurz. Herr Kollege, 
ist Ihnen entgangen, daß auch in meiner Rede die 
marktpolitische Komponente eindeutig angesprochen 
und gefordert wurde? Das haben Sie anscheinend 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Egon Susset (CDU/CSU): Ich habe das sehr wohl 
zur Kenntnis genommen, aber — Sie haben es ja auch 
festgestellt: Es gab hier Beifall, da nicht. Deshalb 
haben wir Ihre Rede sicherlich auch anders verstan- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Kollege Susset, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen 
Carstensen? 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): 
Herr Kollege Susset, können Sie sich vorstellen, daß 
der Kollege Sielaff den Entschließungsantrag seiner 
eigenen Fraktion vom 12. Dezember nicht so genau 
kennt, in dem steht: Die Bundesregierung muß von 
dem von ihr im wesentlichen immer noch verfolgten 
falschen agrarpolitischen Konzept der Mengenregu- 
lierung wegkommen? 

Egon Susset (CDU/CSU): Den hat er sicher nicht 
gelesen, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
weil die Abstimmung in der SPD-Fraktion immer 
etwas schwierig ist. Wenn da ein Finanzpolitiker 
spricht, wird er zur Agrarpolitik etwas ganz anderes 
sagen. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben doch keinen 
Herrn Möllemann!) 

— Aber eine Frau Matthäus-Maier haben Sie, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
die ja hier immer ganz anders spricht. 

Nun, meine Damen und Flerren, es bleibt schließlich 
die Frage, ob die staatlichen Zahlungen von Dauer 
sind. In welchem Maße wird die Gesellschaft bereit 
sein, hohe Transferzahlungen an die Landwirtschaft 
zu leisten? Richtig ist — darauf hat der Minister ja 
auch schon hingewiesen: Die EG zahlt seit 30 Jahren 
für die Produktionsstützung. Deshalb besteht für mich 
auf Dauer auch kein Zweifel, daß Ausgleichszahlun- 
gen, wenn sie bei der EG abgesichert sind, auch als 
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(A) entsprechend langfristig angesehen werden kön- 
nen. 

Wir müssen natürlich klarmachen, wofür diese Aus- 
gleichsleistungen gezahlt werden, Wir müssen klar- 
machen, daß die direkten Einkommenszahlimgen die 
Preisrückgänge ausgleichen sollen, Wir müssen klar- 
machen, daß dies gleichzeitig auch Entgelt für 
gekürzte Produktion und Anreiz für die Erhaltung der 
ländlichen Räume, von denen auch gesprochen 
wurde, und außerdem — auch das wurde beschlos- 
sen — Belohnung für eine umweltfreundliche Erzeu- 
gung ist. 

Die Beschlüsse der Agrarminister der Gemeinschaft 
haben sicherlich eine lähmende Phase der Unsicher- 
heit beendet Die agrarpolitischen Rahmendaten lie- 
gen nun fest. Die jetzt geschaffene Klarheit über die 
zukünftige Entwicklung in der Landwirtschaft ermög- 
licht es uns, ermöglicht es auch den berufsständischen 
Organisationen und ermöglicht es den Landwirten, 
sich zu orientieren und sich auch auf die künftigen 
betrieblichen Entscheidungen einzustellen. 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Das bisherige System der Agrarpolitik war nicht 
mehr funktionsfähig. Ich glaube, diesen Worten des 
Bundeskanzlers braucht man nichts hinzuzufügen. 

Wir müssen uns in der Agrarpolitik nunmehr neu 
orientieren. Es bleibt — ich gestehe das ein — Skepsis 
gegenüber dem Kurswechsel, Doch müssen wir uns 

(B) nun an die neuen Wege gewöhnen, die Umsetzung 
mit ganzer Kraft vollziehen und so das Beste heraus- 
holen. 

Auch die Landwirtschaft, wir alle müssen nun den 
Blick wieder nach vorn richten. Die CDU/CSU wird 
den Grundkonsens mit den Landwirten nicht aufge- 
ben, daß landwirtschaftliche Einkommen auch künf- 
tig vorrangig aus Markt- und Produkterlösen zu 
erzielen sind. Bei Getreide- und Ölsaaten i.st dies 
gegenwärtig nicht zu realisieren. Dies kann sich 
ändern, wenn diese Märkte wieder zu einem etwaigen 
Gleichgewicht gefunden haben. 

Die Weichen für eine Entlastung überschüssiger 
Agrarmärkte sind gestellt. Nun müssen wir die erfor- 
derlichen Schritte tun, Überschußprobleme mit ihren 
gerade für die Landwirte leidigen Konsequenzen über 
Maßnahmen wie Stillegung, extensivere und alterna- 
tive Nutzung von Flächen wie auch durch stärkere 
Verfütterung zu lösen. Die europäischen Landwirte 
können sich dann auch international wettbewerbsfä- 
hig machen und vor allem die Landwirtschaft gesell- 
schaftlich aus der Defensive bringen. Ich glaube, auch 
das ist ein wichtiger Punkt, meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bindung der Einkommenshilfen an die Stille- 
gung von Flächen und extensivere Produktionswei- 
sen ist ein erfolgversprechender Ansatz für ausgegli- 
chene pflanzliche Märkte. Denken wir, nicht zuletzt 
angesichts der Konferenz von Rio, daran: Dies ist auch 


im Sinne des Umweltschutzes und der Landschafts- (C) 
pflege. 

(Siegfried Hornung (CDU/CSU): Sehr rich- 
tig! — Horst Sielaff (SPD): Da sind wir uns 
einig!) 

Insgesamt aber gehen wir davon aus, daß sich die 
Agrarmärkte nach einer Übergangsphase stabilisie- 
ren, Einen spürbaren Beitrag hierzu erwarten wir auf 
mittlerer Sicht auch von den nachwachsenden Roh- 
stoffen 

(Horst Sielaff (SPD): Was heißt das? In wel- 
chem Zeitraum? Welche Jahre setzen Sie 
an?) 

Die von uns unterstützte und jetzt erreichte volle 
Stillegimgsprämie für deren Anbau auf stillgelegten 
Flächen wird die Marktchancen wesentlich verbes- 
sern. Das ist etwas, was schon ab dem Anbaujahr 1992 
gilt. Das war seither nicht der Fall. Folglich kann sich 
auch in der Richtung schon etwas ändern. 

Der Bundesregierung ist es auch gelungen, den 
erforderlichen Außenschutz bei Getreide zu veran- 
kern und die Schwelle für den Getreideimport mit 
36,50 je Dezitonne anzusetzen. Dies ist eine gute 
Basis, um die Überschüsse zu beseitigen und bei 
ausgeglichenen Märkten wieder einen Spielraum für 
höhere Marktpreise zu eröffnen. 

Bei Milch konnte die Fortführung der Garantiemen- 
genregelung gesichert werden. Die vorgesehene 
starke Senkung der staatlich garantierten Preise, 
verbunden mit einer verwaltungsmäßig aufwendigen 
Milchkuhprämie, konnte verhindert werden. Auch 
dieses Ergebnis kann Bundesminister Kiechle als 
politischen Erfolg verbuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Die Einkommen der Milcherzeuger können also 
weitgehend stabil gehalten werden. Selbst für die 
vorgesehene geringe Kürzung der Milchquoten — ich 
war der Meinung, daß da ein bißchen mehr gekürzt 
werden sollte, wir sind aber nicht allein am Verhand- 
lungstisch — hat der deutsche Landwirtschaftsmini- 
ster eine Entschädigung durchgesetzt. Ich glaube, 
auch das sollten wir zur Kenntnis nehmen. 

Bei Rindfleisch wird ein Schritt in Richtung „mehr 
Markt" gegangen. Die kostenaufwendige Dauerinter- 
vention wird eingeschränkt, die staatlichen Aufkauf- 
mengen werden auf die Hälfte reduziert. Dies kann 
sicherlich nur ein Einstieg sein. Eine weitere Anpas- 
sung der Produktion an den Absatz ist unerläßlich. 

Außerordentlich positiv und wegweisend sind die 
erzielten Beschlüsse über die flankierenden Maßnah- 
men für eine umweltverträgliche Landwirtschaft, für 
Naturschutz und Landschaftspflege, Prämien für 
extensivere Erzeugung, bessere Förderung der Auf- 
forstung sowie die Vorruhestandsregelung — diese 
Punkte haben unsere volle Unterstützung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Reformbe- 
schlüsse markieren auch für die neuen Bundesländer 
einen agrarpolitischen Umbruch. Sie legen neue Rah- 
mendaten fest, die die strukturelle Anpassung in der 
deutschen Landwirtschaft beschleunigen werden. 
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(A) Der schwierige Anpassungsprozeß der ostdeutschen 
Landwirtschaft, zu dem nachher noch Kollege Jung- 
hanns Stellung nehmen wird, ist sicherlich schon ein 
gutes Stück vorangekommen, obwohl noch große 
Hürden zu überwinden sind, vor allem bei der Klärung 
der Eigentumsverhältnisse, der Privatisierung, aber 
auch bei der Umstrukturierung der Betriebe und der 
Entschuldung, über die wir schon einige Male disku- 
tiert haben. Aber wichtig ist für die ostdeutschen 
Landwirtschaftsbetriebe, die eine durchgreifende 
Umstrukturierung erleben, daß großzügige Ausnah- 
meregelungen durchgesetzt worden sind, etwas, was 
seither in der Europäischen Gemeinschaft überhaupt 
nicht möglich war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei Hektar-Erträgen und Viehbeständen wurden 
die Vergleichszahlen der alten Bundesländer akzep- 
tiert. Das war eine sehr gute Sache. Wer sich in den 
Betrieben und in den Regionen drüben dann und 
wann umsieht, der stellt fest, daß dies für die dortigen 
Betriebe wichtig ist. 

Die Europäische Gemeinschaft hat nun auch einen 
großen Schritt auf die Welthandelspartner im Rahmen 
der GATT- Verhandlungen zu gemacht. Ein GATT- 
Abkommen — das muß jetzt unser aller Aufgabe sein; 
jeder, der die Möglichkeit hat, hier mitzuwirken, sollte 
dies auch tun 

(Zuruf des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

— Ich schätze, daß es auch in den sozialistischen 
Parteien in Europa oder sonstwo Leute gibt, die 

(B) irgendwo an GATT- Verhandlungen beteiligt sind. 
Warum könnt nicht auch ihr sagen: „Wir haben jetzt 
durch die Reform der europäischen Agrarpolitik so 
viel an Zugeständnissen gemacht, daß nun auch ihr 
entsprechend mitmachen könnt"? Das würde sich 
besser anhören als das eine oder andere von jeman- 
dem aus Ihrer Fraktion. Ich möchte nicht schon wieder 
Frau Matthäus-Maier zitieren. 

Der in Brüssel ausgehandelte Außenschutz für die 
EG-Agrarproduktion darf nicht zur Disposition ste- 
hen. Die Produktionsrückführung in der EG muß 
gegen zusätzliche zollfreie Futtereinfuhren geschützt 
werden. Leider sind die ersten Reaktionen aus den 
USA nicht gerade ermutigend. Aber Amerikaner und 
Japaner werden nicht umhinkommen, einen Schritt 
auf die Europäische Gemeinschaft zu zu machen. 

(Zuruf des Abg. Siegfried Hornung [CDU/ 
CSU]) 

Ein baldiger erfolgreicher Abschluß der Uruguay- 
Runde ist im beiderseitigen Interesse. Ich sage noch 
einmal: Die Landwirtschaft Europas hat nun genü- 
gend Opfer gebracht. 

Der Agrarbericht 1992, meine Damen und Herren, 
spiegelt das Auf und Ab der Einkommensentwick- 
lung wider. Im abgelaufenen Wirtschaftsjahr bis Juni 
1991 mußten die westdeutschen Landwirte einen 
deutlichen Rückgang ihrer Einkommen — im Durch- 
schnitt der Betriebe um 16% — hinnehmen. Wir 
freuen uns, daß im laufenden Wirtschaftsjahr, das bald 
zu Ende geht, wieder ein Gewinnanstieg zwischen 5 
und 10% zu erwarten ist. 


Erfreulich ist, daß der Bundeslandwirtschaftsmini- (C) 
Ster eine Anschlußregelung für den Ende 1991 ausge- 
laufenen 3 %igen Mehrwertsteuerausgleich durchge- 
setzt hat. Dies bringt den deutschen Landwirten in 
West und Ost im Jahre 1992 rund 2 Milliarden DM ein. 
Voraussetzung ist allerdings, daß die SPD-regierten 
Länder mitmachen. Ich bitte die Kollegen von der 
SPD-Bundestagsfraktion, sich auch im Bundesrat ent- 
sprechend einzusetzen und sich nicht aus Profiliie- 
rungssucht gegen die Landwirte zu stellen. 

(Zuruf des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

Daher können wir heute in erster Lesung den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft und 
des Fördergesetzes beraten. Es geht vom Volumen her 
um einen existenzsichernden Einkommensausgleich 
für die deutschen Bauern. Es ist ein großartiger Einsatz 
der Bundesregierung, für diese Einkommenshilfe im 
Jahre 1992 insgesamt 1,4 Milliarden DM zur Verfü- 
gung zu stellen. Es hat Anstrengungen gekostet, in 
Brüssel dafür die Zustimmung zu bekommen. Wir 
bedanken uns in dem Zusammenhang bei unserem 
Landwirtschaftsminister. Deshalb ist es um so enttäu- 
schender — ich kann es Ihnen ein zweites und viel- 
leicht auch ein drittes Mal nicht ersparen — , daß sich 
die SPD-regierten Länder aus ihrer Verantwortung 
gegenüber der Landwirtschaft stehlen 

(Horst Sielaff [SPD]: Aber durch die Wieder- 
holung wird es nicht wahrer!) 

und schlichtweg die Mitfinanzierung ablehnen. Nach 
dem bekannten Muster werden von Ihnen finanzielle 
Forderungen gestellt, ein eigener Betrag zur Finanzie- 
rung wird aber abgelehnt. 

(Horst Sielaff [SPD]: Das ist wider besseres 
Wissen!) 

Ich sehe, da leuchtet eine Lampe auf. Das heißt, man 
soll zum Schluß kommen. 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Nicht immer hält das rote Licht, was es 
dem Wanderer verspricht!) 

Wir haben heute auch das Weinwirtschaftsgesetz 
und das Weingesetz in dritter Beratung. 

(Zuruf des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

— Herr Kollege, das geistliche Wort hat nicht immer 
recht. 

(Heiterkeit) 

Bei dieser Gelegenheit haben wir die Weinanbau- 
gebiete der neuen Bundesländer festgelegt und in das 
Weingesetz aufgenommen, damit die Weine entspre- 
chend gekennzeichnet werden können. Dies müssen 
wir nachher noch verabschieden. 

Die Landwirtschaft kann eine aktive und gestal- 
tende Rolle zurückgewinnen. Wir haben einige 
Erfolge erzielt. Aber weitere Herausforderungen ste- 
hen vor uns. Deshalb dürfen wir nicht müde werden, 
mit vereinten Kräften für unsere Landwirtschaft zu 
arbeiten. Dazu darf ich Sie alle herzlich einladen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist dafür. Wenn wir 
dafür sind, dann ist es auch die Bundesregierung. 
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Ich danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmut Becker: Meine Damen und 
Herren, nunmehr hat unser Kollege Dr. Fritz Schu- 
mann das Wort. 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ln 
meinem Beitrag muß ich mich auf einige notwendige 
Anmerkungen zur Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage unserer Gruppe zur Agrarpolitik in 
den neuen Bundesländern beschränken, die natürlich 
auch etwas mit dem Agrarbericht zu tun hat. Der 
Ältestenrat sah keine Möglichkeit für eine gesonderte 
Debatte dieser Problematik noch vor der Sommer- 
pause, obwohl sie nach meiner Auffassung durchaus 
notwendig gewesen wäre. Es sind jedoch Entschei- 
dungen notwendig, die keinen Aufschub bis zum 
Herbst dulden. Ich bitte deshalb, meine Anmerkun- 
gen auch im Zusammenhang mit dem vorliegenden 
Entschließungsantrag unserer Gruppe zu sehen. 

Erstens. Die Bundesregierung verteidigt ihre Politik 
der Produktionsanpassung im Osten, wenngleich sie 
einräumt, daß das Angebot bei Schlachtvieh bereits 
knapp und die Milchreduzierung größer als vorgese- 
hen sei. 

Sie verschweigt, daß gerade bei tierischen Erzeug- 
nissen längst das Maß des ökonomisch Vernünftigen 
und sozial Erträglichen überschritten ist. So werden 
um 257o geringere Milchanlieferungen von 1991 zu 
1990 genannt. Ungesagt bleibt, daß es gegenüber 
1989 30 ‘X) waren und daß dieser Rückgang 1992 
ungebremst, ja sogar beschleunigt weitergeht, in den 
ersten zehn Kalenderwochen nämlich um 29% im 
Verhältnis zum gleichen Zeitraum des Vorjahres. 
Inzwischen sind 48 ‘X. zu 1990, und gegenüber 1 989 ist 
ein Rückgang um mehr als die Hälfte eingetreten. 
Noch viel größer ist die Reduzierung bei Milchpro- 
dukten, Schlachtschweinen und Rindern. 

Das hat nichts mehr mit Produktionsanpassung zu 
tun. 

(Siegfried Flornung [CDU/CSU]: Das hat 
aber auch nichts mit dem Gesetzgeber zu 
tun!) 

Das ist inzwischen Vernichtung von Produktionspo- 
tentialen und damit vor allem — das beklage ich noch 
viel mehr als die Vernichtung von Produktionspoten- 
tialen — 

(Peter Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Herr Schumann, du solltest dich mal 
umstellen: Gewinn geht vor Umsatz! Das war 
bei euch früher vielleicht anders, aber daran 
sollte man sich gewöhnen!) 
eine gewaltige Dimension der Vernichtung von 
Beschäftigungs- und Einkommenskapazitäten mit 
schwerwiegenden Folgen besonders für monostruktu- 
rierte Agrarregionen wie Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg. 

Deswegen fordern wir den teilweisen Wiederauf- 
bau der Produktion, und zwar differenziert unter 
Beachtung des traditionell unterschiedlichen Ge- 
wichts der Agrarerzeugung und der Wirtschaftsstruk- 


tur des jeweiligen Bundeslandes. Im Klartext gespro- 
chen: Verantwortungsvolle Politik muß ausschließen, 
daß die Überschußprobleme der EG und der Altbun- 
desländer durch Entagrarisierung Ostdeutschlands 
und Überflutung des ostdeutschen Marktes mit West- 
produkten gelöst werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das stimmt 
auf keinen Fall! Das ist eine böse Unterstel- 
lung!) 

— Herr Hornung, genauso ist das abgelaufen. Der 
Markt ist total überflutet worden. Anbieter sind regel- 
recht rausgedrängt worden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Nein, Ihre 
Bürger haben die eigene Ware nicht mehr 
gekauft! So ist es schlichtweg gewesen! — 
Gegenruf von der PDS/Linke Liste: Wenn sie 
nicht angeboten wird, kann man sie auch 
nicht kaufen!) 

Ausschließlichkeiten und andere Dinge sind in 
Dimensionen abgelaufen, über die wir jetzt nicht 
reden wollen. Stellen Sie eine Zwischenfrage, Herr 
Hornung; darauf könnte ich Ihnen dann sehr ausführ- 
lich antworten. 

Zweitens. Die Antwort der Bundesregierung ver- 
harmlost die erdrückende Arbeitslosigkeit im ländli- 
chen Raum. Unsere Kritik betrifft nicht den Arbeits- 
kräfteabbau an sich, sondern daß die Koalition die 
Betriebe fast ungeschützt dem ökonomischen Freiset- 
zungsdruck des Marktes aussetzte. Ich schließe da 
durchaus den Dank für die geleistete Anpassungshilfe 
ein, die hier geleistet wurde. Daß sie aber zuließ, daß 
die Vernichtung von Produktionspotentialen zur 
Hauptqueile der Freisetzung wurde, statt daß rationa- 
lisiert wurde — dafür sind auch wir — , billige ich 
nicht. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist 
unlogisch und falsch!) 

Inzwischen ist der westdeutsche Arbeitskräftebesatz 
je 100 Hektar bereits unterschritten. Das ist Fakt; das 
ist inzwischen eingetreten. Die Koalition nimmt ein 
Tempo der Freisetzungen in Kauf, das in keinerlei 
Relation zum Tempo der Schaffung alternativer 
Arbeitsplätze im ländlichen Raum steht. Ich glaube, 
darum muß es uns allen gehen: alternative Arbeits- 
plätze im ländlichen Raum zu schaffen. 

(Siegfried Flornung [CDU/CSU]: Richtig!) 

Fakt ist, daß in nur zwei Jahren drei Viertel der in der 
Landwirtschaft Tätigen in der Landwirtschaft freige- 
setzt wurden, bisher aber nur jeder fünfte dieser 
Menschen einen Arbeitsplatz außerhalb der Land- 
wirtschaft fand. Damit wurde ein unsozialer und auch 
rücksichtsloser Freisetzungsprozeß in so kurzer Zeit 
vollzogen, wie er in der Agrargeschichte Deutsch- 
lands wohl einmalig ist. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So sieht 
man, was es bedeutet, diesen riesigen 
Unsinn, den Sozialismus, umzubauen!) 

— Man kann es aber auch anders machen, als es bis 
jetzt gemacht worden ist. 

Tatsache ist auch, daß sich die Relation der Gewer- 
beanmeldungen, die eine Alternative darstellen 
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(A) könnten, zu den Abmeldungen drastisch verschlech- 
tert hat, innerhalb eines Jahres von 4,4 : 1 auf 1,8: 1. 
Das heißt, die Anmeldungen im gewerblichen Bereich 
sind auf 7 1 % zurückgegangen, die Abmeldungen 
dagegen auf 178% gestiegen. Dies sind Betriebe, die 
einen Ausgleich hätten schaffen können. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Dabei gibt 
es Arbeit genug!) 

— Das ist wahr. 

Jeder, der mit offenen Augen durch die ländlichen 
Regionen fährt, sieht, daß die Situation dort noch weit 
ungünstiger ist: brachliegende Gewerbeflächen bzw. 
Gewerbegebiete ohne echtes produzierendes Ge- 
werbe. Die vielen Autohändler, Baumärkte und ande- 
ren Verkaufseinrichtungen entsprachen zwar einem 
großen Bedürfnis unserer Menschen; aber sie schaffen 
auf die Dauer natürlich keine gesunde Struktur. Auch 
darin stimmen wir sicher überein. 

Laut Antwort zur dritten Frage bedarf es jedoch 
keiner Veränderung und Anpassung der bisherigen 
Instrumentarien zur Förderung der Schaffung alterna- 
tiver Arbeitsplätze im ländlichen Raum, da die För- 
derkriterien dieser besonderen Situation bereits ange- 
paßt seien. Weitergehende Änderungen seien nicht 
vertretbar und könnten darüber hinaus zu Fehlinve- 
stitionen führen. Ich glaube, ein bißchen zuviel Selbst- 
gefälligkeit, meine Herren der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Bezeichnend ist auch die Antwort zu Frage 4, wie 
viele außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze im länd- 
lichen Raum durch die beiden Gemeinschaftsaufga- 
ben und die EG-Mittel geschaffen wurden bzw. 
geschaffen werden. Sie offenbart: Die Bundesregie- 
rung weiß in dieser für die Menschen in den Dörfern 
existentiellen Frage rein gar nichts. Sie geht an diese 
Problematik heran, als wären die Verhältnisse im 
Osten genauso normal wie die im Westen. Dabei 
herrscht die Ausnahmesituation eines Systemum- 
bruchs. Wir sind uns durchaus bewußt, daß das so ist. 
Wir müssen nur darauf reagieren. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So ist es! 

Und sie meinen noch immer: Es kommt alles 
von oben!) 

— Das meine ich absolut nicht. Ich selber liefere ein 
Beispiel dafür, daß das so nicht ist. 

Aus diesem Grund fordern wir in unserem Ent- 
schließungsantrag die Einrichtung eines Sonderfonds 
„Entwicklung des ländlichen Raums“, um von vorn- 
herein eine zu große Benachteiligung ländlicher 
Regionen bei der Wirtschaftsförderung auszuschlie- 
ßen. Im übrigen besteht eine solche Notwendigkeit 
selbst für Regionen in den alten Bundesländern. Es 
wäre sehr wünschenswert, wenn wir uns gemeinsam 
auf Sonderfonds einigen könnten. 

Die Bundesregierung verweist gern auf die umfang- 
reichen Mittel zur sozialen Abfederung. Ich sage noch 
einmal an dieser Stelle: Da ist sehr viel geflossen, und 
dafür gibt es Dankbarkeit bei den Menschen. Doch 
Geld allein und noch dazu knappes — es wird immer 


knapper — macht die Menschen eben nicht glücklich. (C) 
Die Menschen wollen Arbeit. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Gute Er- 
kenntnis!) 

Auch darüber sind wir uns sicher einig. 

Unbefriedigend sind die Antworten zur Liquiditäts- 
und Altschuldenproblematik. Aus Zeitgründen ver- 
weise ich hier auf den Entschließungsantrag. Hier nur 
soviel: Ich bitte wirklich noch einmal zu bedenken, ob 
es vertretbar ist, daß die Landwirtschaft über 80% 
ihrer Altschulden selbst tragen soll, ebenso die Abfin- 
dungsansprüche für ehemalige Genossenschaftsmit- 
glieder, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das stimmt 
so pauschal nicht!) 

während der Gesamtheit der Treuhandunternehmen 
über die Hälfte der Schulden erlassen wurde und 
Abfindungen ebenfalls von der Treuhand finanziert 
wurden? Die sauberste Lösung wäre nach wie vor, die 
wiederholt geforderte Wertberichtigungen der Alt- 
kredite und eine zinslose Kreditierung von Abfin- 
dungsansprüchen, also eine Möglichkeit zu schaffen, 
die den Industrie- und anderen Arbeitern etwas näher 
kommt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: 1,4 Milliar- 
den plus 50 % aus den Betrieben, die nicht 
zur Landwirtschaft gehören!) 

— Herr Hornung, wenn Sie sich genau anschauen, 
was von den 1,4 Milliarden schon gelaufen ist, dann 
werden wir uns auch dazu an anderer Stelle sicher 
noch einmal genauer unterhalten müssen. 

Zur Antwort auf die Fragen zum Komplex „Verwer- 
tung der Treuhandflächen“ ist unsere Position im 
Entschließungsantrag umfassend dargestellt. Hier nur 
soviel: Selbst der zuständige und zweifellos sachkun- 
dige Mann der Treuhandanstalt, Herr Rohr, hat in 
einer kürzlich stattgefundenen Anhörung die Auffas- 
sung vertreten, daß aus ökonomischer Sicht allein die 
Verpachtung vernünftig sei. Allerdings macht er 
gleichzeitig auf den Pferdefuß seines ketzerischen 
Gedankens aufmerksam, indem erbemerkt, Verpach- 
tung sei keine Privatisierung und deshalb sei Verkauf 
angesagt. 

Ich glaube, wir sollten hier einmal ein bißchen 
zwischen Ideologie und Ökonomie trennen. Ich habe 
40 Jahre lang erlebt, zu welchen Folgen diese Ver- 
knüpfung führt. Ich denke, daß wir jetzt in einer 
Gesellschaft sind, wo wir das Ganze unter ökonomi- 
schen Gesichtspunkten zu Ende führen können. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Diese Frage 
wird ja diskutiert!) 

Mit Genugtuung habe ich registriert, daß auch die 
Bundesregierung der Meinung ist — ich zitiere — : 

Von der Landwirtschaft der neuen Länder wer- 
den deutliche Impulse in Richtung einer stärker 
wettbewerbsorientierten Landwirtschaft in der 
EG ausgehen. 

Allerdings ist das angesichts unzureichener Über- 
gangsregelungen zur Zeit mit großen ökonomischen 
Verlusten und auch menschlichem Leid verbunden. 
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(A) Eine ideologische Schwelle bei der Regierung ist, daß 
die Rechtsnachfolger der LPG, insbesondere der ein- 
getragenen Genossenschaften, nur als Übergangs- 
erscheinung gesehen werden. Diese Aversion trägt 
zweifellos nicht dazu bei, Entscheidungen in Richtung 
Stabilisierung der neu entstandenen Betriebsstruktur 
zu treffen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wer sieht 
denn das so?) 

— Den Eindruck hat man immer wieder. 

Die Regierung möge folgende vor einem Jahr 
gewagte Voraussage beherzigen — ich zitiere jetzt 
die eigene Regierung — : „ . . . traditionelle Leitbilder 
korrigiert und den veränderten Rahmenbedingungen 
angepaßt werden müssen sowie in der Agrarstruktur- 
politik ökonomische Argumente gegenüber ideologi- 
schen an Gewicht gewinnen dürften"'. So Dr. Eisen- 
krämer, früher Staatssekretär im BML. Vielleicht 
sollten wir darüber einmal nachdenken. 

Ich meine, dieses Nachdenken ist nicht nur wegen 
der Situation in der ostdeutschen Landwirtschaft not- 
wendig. Der Agrarbericht ist für mich ein Dokument 
gescheiterter Agrarpolitik. Ich glaube, da befinden 
wir uns in breiter Übereinstimmung. 

Wenige Eakten untermauern das: In den letzten 
zehn Jahren ging der Anteil, den die Landwirte von 
den Verbraucherpreisen für Nahrungsmittel erhiel- 
ten, von 45 auf 31 % zurück. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wir können 
wenigstens die Bevölkerung ernähren! Im 

(B) Osten sieht das ein bißchen anders aus!) 

— Das haben auch wir geschafft. Ernährt haben wir 
uns sehr gut. 

Gegenüber 1985 sanken die Erzeugerpreise im 
früheren Bundesgebiet um 7,6%, während die Nah- 
rungsmittelpreise für die Verbraucher um 8,2% 
anstiegen. Die Gewinner dieser Politik sind also 
weder die Bauern noch die Verbraucher und Steuer- 
zahler. Die Gewinner sitzen im Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe, in den entsprechenden Han- 
delsketten. 

Herr Minister Kiechle, wir erkennen auch die Lei- 
stungen der Steuerzahler für die Landwirtschaft an. 
Nur kommen sie leider nicht dort an, wo sie eigentlich 
hin sollten. Das ist das große Problem. 

Die Nettowertschöpfung pro Arbeitskraft ist in der 

Landwirtschaft der Alt-BRD unbefriedigend, Platz 7 in 
der EG, nur 34 % des Niveaus der Niederlande, 46% 
des Niveaus Belgiens und 42% des Niveaus Däne- 
marks, um hier nur einmal ein paar Vergleiche zu 
bringen. Die Nettowertschöpfung bleibt auch in der 
Entwicklung zurück. Das nominale Betriebseinkom- 
men ist in Holland mehr als doppelt und in Dänemark, 
Großbritannien und Belgien beinahe doppelt so hoch 
wie in Westdeutschland. Über Arbeitszeit, Überalte- 
rung und ähnliches will ich hier gar nicht reden. 

Ich bitte darum, daß wir gemeinsam die Signale auf 
Grün stellen für eine progressive Agrarstrukturpolitik 
mit Alternativen für die Menschen, die in der Land- 
wirtschaft verbleiben, und auch für die, die ausschei- 
den werden. 


Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (C) 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Heimuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist jetzt unser Kollege Gün- 
ther Bredehorn. 

Günther Bredehorn (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Agrarbericht der Bun- 
desregierung macht es deutlich: Die Einkommen der 
Landwirte sind im Berichtsjahr um 16% zurückge- 
gangen. Der hohe Angebotsdruck führte zu nachge- 
benden Preisen. Erhebliche Überschüsse, insbeson- 
dere bei Getreide und Rindfleisch, führten zu weiter 
steigenden Kosten. Trotz erheblicher Agrarmarktko- 
sten von rund 65 Milliarden DM und einem Agraretat 
im Bundeshaushalt von fast 14 Milliarden DM haben 
unsere Landwirte den Eindruck, daß auf ihren Höfen 
immer weniger ankommt. Eine Reform der EG- 
Agrarpolitik war und ist also dringend notwendig. 

(Horst Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

Die am 21. Mai vom Ministerrat gefaßten Beschlüsse 
zur Reform der gemeinsamen Agrarpolitik bedeuten 
eine grundsätzliche und radikale Änderung der 
Agrarpolitik. Positiv an dieser Reform ist sicherlich, 
daß sich die Aussichten auf einen erfolgreichen 
GATT -Abschluß verbessert haben. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich!) 

Bundesminister Kiechle ist es auch gelungen, eine 
ganze Reihe von Detailverbesserungen am Reform- 
werk durchzusetzen. Das gilt z. B. für den erhöhten 
Außenschutz beim Getreide wie auch für die sofortige 
Aufhebung der Mitverantwortungsabgabe bei Ge- 
treide. Auch die Verhinderung der Diskriminierung 
flächenstarker Betriebe ist hier durchaus positiv 
anzuerkennen. Das hilft besonders auch den Landwir- 
ten in den neuen Bundesländern. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das hätte 
vorher niemand geglaubt!) 

Ob die jetzige Reform als Jahrundertwerk in die 
europäische Geschichte eingehen wird, 

(Horst Sielaff [SPD]: Sicher nicht!) 
daran habe ich allerdings ganz erhebliche Zweifel. 

Sicher sind bei einer solchen Reform Kompromisse 
notwendig. Wenn aber das gegenseitige Geben und 
Nehmen so unübersichtlich wird und am Ende die 
ursprüngliche Zielsetzung, Überschüsse beseitigen, 
Kosten senken und Wettbewerbsfähigkeit überall und 
nicht nur in Frankreich stärken, nicht erreicht wird, 
dann ist diese Reform schon fast wieder reformbedürf- 
tig. 

Ich fürchte, daß man, wenn der eigentlich positive 
Effekt der Reform, ein Beitrag Europas zu den auf der 
Kippe stehenden GATT-Verhandlungen, konsumiert 
ist, feststellen wird, daß man mit diesen überbürokra- 
tischen, sehr teuren und die wettbewerbsfähigen 
Betriebe schwächenden Neuerungen den Durch- 
bruch oder die Wende in der Agrarpolitik nicht 
geschafft hat. 

Dabei möchte ich ausdrücklich heraussteilen, daß 
sich Bundesminister Kiechle sehr engagiert bemüht 
hat, noch Schlimmeres zu verhüten. Im Ergebnis 
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(A) kommt es aber leider eben doch zu mehr Agrarbüro- 
kratie und mehr Subventionen und weniger markt- 
wirtschaftlicher Orientierung. 


Entscheidend wird es allerdings darauf ankommen, 
daß zukünftig mehr Getreide für die Verfütterung 
verwendet wird. Das kann aber nur gelingen, wenn es 
im Rahmen der GATT -Verhandlungen möglich wird, 
bei der ungehemmten Einfuhr billigster Substitute 
eine Regelung zu finden. Hier ist die Aufgabe der 
Exportsubvention durch die EG sicherlich ein gutes 
Argument, um zu einer gewissen Begrenzung der 
Substituteneinfuhr zu kommen. 

Für die Marktfruchtbetriebe im Getreidebau wird 
die nächste Zeit sicher schwierig. Aber ich meine, für 
unternehmerische Landwirte gibt es auch weiterhin 
Chancen. 


Dabei sind die Nachteile doch klar: Marktorientierung 
und strukturelle Anpassung werden erschwert, 

(Horst Sielaff [SPD]: Eine sehr interessante 
Bemerkung!) 

die öffentlichen Kassen belastet, die Betroffenen von 
politischen Entscheidungen abhängig gemacht, und 
das Leistungsprinzip wird ausgehöhlt. 

Die Reform der EG -Agrarpolitik führt dazu, daß die 
staatlichen Transferleistungen für den einzelnen 
Betrieb, die jetzt laut Agrarbericht rund 30% des 
Einkommens betragen, unverhältnismäßig stark, 
nämlich auf 60 bis 70% des Einkommens, steigen 
werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Indirekt 
war es natürlich vorher schon so!) 

Da es sich dabei ja schließlich um Steuergelder 
handelt, sind Kontrolle und Überwachung gegen 
Mißbrauch notwendig. Die Kommission hat sich 
hierzu schon Gedanken gemacht. Die Flächenstille- 
gungen will man z. B. per Satellitenfernerkundung 
überwachen. In Deutschland muß man für die Flä- 
chenstillegung über eine Million Grundstücke erfas- 
sen. 

Für jedes Tier, ob Milchkuh, Mutterkuh, Mastrind 
oder Mutterschaf, will man eine Identitätskarte ein- 
führen. Die Bundesländer haben schon erklärt, daß sie 
nicht in der Lage seien, alle Genehmigungen, Kontrol- 
len etc. administrativ zu bewältigen. Für mich ist es 
erschreckend, daß der Staat in Zukunft jeden Hof bis 
in den letzten Winkel überwacht. 

(Horst Sielaff [SPD]: Richtig!) 

Das kann doch nicht die Zukunft für Landwirte sein. 
Nein, das ist die Zukunft für Agrarbürokraten, Sub- 
ventionsberater, Juristen und Polizisten. 

(Horst Sielaff [SPD]: Herr Susset, haben Sie 
gehört? Er gibt mir recht!) 

Die Umstrukturierung der Landwirtschaft in den 
neuen Bundesländern muß weiterhin massiv unter- 
stützt werden, 65 % der Beschäftigten sind dort aus der 
Landwirtschaft ausgeschieden. Herr Schumann hat 
vorhin dazu einiges gesagt. Dieser Prozeß geht ja noch 
weiter. 

Inzwischen haben sich auf dem Lande Schwer- 
punkte mit besonders hohen Arbeitslosenguoten her- 
ausgebildet. Das können wir so nicht hinnehmen. Alle 
geeigneten Arbeitsmarktmaßnahmen müssen daher 
erhalten bleiben oder ausgebaut werden. Es muß noch 
mehr getan werden, insbesondere für die mittleren 
Jahrgänge, die besonders hart von der Umstrukturie- 
rung betroffen sind. Es gilt, ein Bündel aus arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen, der regionalen Wirt- 
schaftspolitik und der Infrastrukturpolitik zu schnü- 
ren, um weitere Brüche zu verhindern. 

In diesem Zusammenhang begrüße ich ausdrück- 
lich die Vorschläge von Bundeswirtschaftsminister 
Jürgen Möllemann zu einer Verlängerung der Inve- 
stitionszulage und die Fortschreibung des Gemein- 
schaftswerks Aufschwung Ost mit seinen vielfältigen 
guten Maßnahmen. 


Für die F.D.P. ist klar: Die unternehmerische Land- 
wirtschaft darf nicht noch weiter geschwächt werden. 
Dabei ist auch die nationale Agrarpolitik gefragt. 
Insbesondere muß der Komplex aus Oberbestands- 
und Fördergrenzen so reformiert werden, daß diese 
die unternehmerische Entwicklung zu wettbewerbs- 
fähigen Betrieben nicht mehr behindern. 

Bei der Neuorientierung der Agrarstrukturförde- 
rung im Zusammenhang mit der nationalen Umset- 
zung der flankierenden Maßnahmen aus dem Reform- 
beschluß muß dem Grundsatz zum Durchbruch ver- 
helfen werden, daß die staatliche Unterstützung der 
unausweichlichen Anpassung Vorrang vor weiteren 
Erhaltungssubventionen haben muß. Von den etwa 
8,5 Millionen Landwirten in der EG sind über 4,6 Mil- 
lionen über 55 Jahre alt. 3 Millionen davon bewirt- 
schaften unter 5 Hektar. Das zeigt die Notwendigkeit 
einer Vorruhestandsregelung. 

Da wir zukünftig erhebliche Flächen für die Nah- 
rungsmittelproduktion nicht mehr benötigen, brau- 
chen wir ein attraktives Aufforstungsprogramm. 
Beide Maßnahmen sind im Reformpaket enthalten 
und müssen nun möglichst unbürokratisch umgesetzt 
werden. Wenn ich allerdings höre, daß man im BML 
daran denkt, die Ausgleichszulage auch außerhalb 
benachteiligter Gebiete einzuführen, dann ist das für 
mich eine Ausweitung von Erhaltungssubventionen. 


Ich bin auch skeptisch, ob wir mit diesen Reformen 
die Überproduktion wirklich wirksam zurückführen. 
Bei Milch hätte man — es ist schon gesagt worden, es 
war nicht durchsetzbar — die Menge sicher weiter 
und deutlicher kürzen müssen. Beim Rindfleisch gab 
es sicherlich nur eine Intervention für 350 000 Tonnen; 
aber die deutliche Erhöhung der Prämien wird natür- 
lich neue Anreize geben. Das Problem sehe ich hier 
aber noch nicht gelöst. 

Bei Getreide gibt es zwar drastische Preissenkun- 
gen, die Flächenprämie und die guasi obligatorische 
Flächenstillegung, Trotzdem ist bei der sogenannten 
Kleinerzeugerregelung — Kleinerzeuger sind Be- 
triebe mit bis zu 92 Tonnen Jahresproduktion und 
durchschnittlich 16 bis 20 Hektar, die von der Flä- 
chenstillegung befreit wurden; sie erhalten eine Hilfe 
von 300 bis 700 DM, die ja sicherlich interessant ist 
— und bei Nutzung des biologisch-technischen Fort- 
schritts wirklich zu fragen, ob die notwendige Men- 
genbegrenzung erreicht wird. 
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(A) Der derzeit relativ trostlosen Lage stehen aber auch 
Chancen gegenüber, die mittelfristig Wirkung haben 
werden. Es werden neue Unternehmen entstehen, die 
gute Marktchancen haben und Arbeitsplätze schaf- 
fen. Auch im Bereich der Verarbeitung von Nahrungs- 
rohstoffen gibt es massive Unterstützung. Die dort 
entstehenden modernen und leistungsfähigen Molke- 
reien und Schlachthöfe werden gute Marktchancen 
haben und dauerhafte Arbeitsplätze bieten. 

Wichtig ist auch, daß die Eigentumsfragen jetzt mit 
Vorrang endgültig geklärt werden. Die Entscheidun- 
gen müssen kurzfristig fallen, weil sonst wegen der 
planerischen Unsicherheit nicht investiert wird und 
noch mehr Menschen arbeitslos werden. Weitere 
einjährige Pachtverträge bieten keine Planungssi- 
cherheit. Ich fordere daher, daß die langfristige Ver- 
pachtung im Zusammenhang mit der Verwertung der 
Treuhandflächen dem Verkauf der Flächen gleichge- 
stellt wird. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
PDS/Linke Liste sowie bei Abgeordneten der 
SPD) 

Dies dient der Umstrukturierung und erleichtert ihre 
Finanzierung. 

Lassen Sie mich abschließend feststeilen; Die 
Reform der EG-Agrarpolitik ist notwendig. Die jetzt 
getroffenen Reformentscheidungen engen die Spiel- 
räume unternehmerischer Landwirte, sich auf Grund 
eigener Tüchtigkeit erfolgreich am Markt durchzuset- 
zen, ein. Es bleibt in Brüssel leider bei zu wenig Mut 
zum Markt und zu marktwirtschaftlicher Anpas- 

(Horst Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

Da die Reform im Ergebnis zu mehr Agrarsubven- 
tionen führen wird, bleibt die Landwirtschaft, weil 
keine klare Anpassungsorientierung gefunden 
wurde, weiterhin in hohem Maße von staatlichen 
Transfers abhängig. Die Reform wird für eine Vielzahl 
von Landwirten gravierende wirtschaftliche Probleme 
bringen. Die F.D.P. wird alles tun, um bei der Ausge- 
staltung der Einzelbeschlüsse noch Verbesserungen 
zu erreichen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Dr. Gerald Thalheim. 


Dr. Gerald Thalheim (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bundesmini- 
ster Kiechle, der Bundesregierung sind nicht nur im 
Hinblick auf die Reform der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik, sondern auch bezüglich der Umstrukturierung des 
Agrarsektors Ostdeutschlands Fehlentscheidungen 
und Versäumnisse vorzuwerfen. Ich möchte dabei 
ausdrücklich die EG -Agrarreform ausnehmen, weil 
dort die Interessen der ostdeutschen Landwirtschaft 
gewahrt sind. Aber in den anderen Bereichen führt die 
Unfähigkeit zu schnellen zukunftsorientierten Ent- 


scheidungen zu Vermögensverlusten und Arbeitslo- (C) 
sigkeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche Unfähig- 
keit meinen Sie?) 

— Ich werde darauf zurückkommen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Hätte man 

warten sollen, bis die Genossen das Geld 
vollends verschwinden lassen?) 

Während die Bundesregierung den Versuch unter- 
nahm, durch die Bereitstellug von Anpassungshilfen 
und Exportsubventionen zur Marktentlastung die 
Vermögensverluste auf Grund des Preisverfalls nach 
der Wirtschafts- und Währungsunion in Grenzen zu 
halten, bleiben die Maßnahmen gegen die Arbeitslo- 
sigkeit nach wie vor weit hinter den Erfordernissen 
zurück. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das braucht doch 
Zeit!) 

Ich sage ausdrücklich, Herr Minister: Bei aller Würdi- 
gung der Anstrengungen bezüglich der Anpassungs- 
hilfen schätzen Experten, daß die realen Einkom- 
mensveiiuste größer sind als die nominalen Anpas- 
sungshilfen. 

Zu den Marktentlastungsmaßnahmen gehörten in 
erster Linie die Lieferungen von Agrarerzeugnissen 
nach Osteuropa. Es ist ein Skandal, daß viele Betriebe 
noch heute — nach anderthalb Jahren — auf die 
Bezahlung von Fleisch- und Kartoffellieferungen 
warten, Herr Hornung, das ist ein Beispiel, das man 
hier nehmen kann. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das gibt es 
doch überall auf dieser Welt!) 

Das ist geschehen, obwohl Sie, Herr Bundesminister 

— ich war selber anwesend in Berlin — bereits im 
März vergangenen Jahres die kurzfristige Bezahlung 
der Exporte auf einer Bauerndemonstration ankün- 
digten. 

Meine Damen und Herren, das gleiche geschah 
noch einmal im Rahmen einer Sitzung des Landwirt- 
schaftsausschusses des Deutschen Bundestages im 
Dezember 1991. Inzwischen ist wieder ein halbes Jahr 
vergangen, und die Lieferungen sind immer noch 
nicht bezahlt. Für mich gibt es da nur die eine 
Schlußfolgerung, daß diese Aktion konzeptionslos 
und vor allem ohne Kontrolle gelaufen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die Versäumnisse — und das ist das Schlimme an 
der ganzen Angelegenheit — müssen die Lieferer 
erhebliche finanzielle Einbußen hinnehmen. 

Der Bundesregierung ist es nicht gelungen, wirk- 
same Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit in den 
Dörfern einzuleiten. Der betriebswirtschaftlich und 
strukturell — ich betone das — notwendige Arbeits- 
kräfteabbau in der Landwirtschaft konnte nicht ein- 
mal im Ansatz durch die Neuschaffung von außer- 
landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen kompensiert 
werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie tragen 
wirklich nicht dazu bei!) 
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(A) — Herr Hornung, wenn man betroffen ist, sieht das 

völlig anders aus, als wenn man aus Baden-Württem- 
berg kommt. 

(Beifall bei der SPD — Siegfried Hornung 
[CDU/CSU]: Nur, wenn Sie so weiterma- 
chen, erreichen Sie genau das Gegenteil; das 
sage ich Ihnen ganz deutlich!) 

— Ich komme am Ende noch einmal darauf zurück. 

In vielen Dörfern sind die Nachfolgeunternehmen 
der LPG nach wie vor die einzigen Arbeitgeber. Durch 
die Regelung — und hier kommen wir an die Ver- 
säumnisse auf dem Gebiet der Altschulden und der 
ungeklärten Eigentumsfragen — ist im Gegenteil die 
Neuschaffung von Arbeitsplätzen zusätzlich blok- 
kiert. Der Strukturwandel und damit die Freisetzung 
von Arbeitskräften ist noch längst nicht abgeschlos- 
sen. Ich appelliere hiermit eindringlich an die Bundes- 
regierung: Treffen Sie wirksamere Maßnahmen zur 
Neuschaffung von Arbeitsplätzen und zur sozialen 
Flankierung des Umstrukturierungsprozesses. Ver- 
längern Sie die Altersübergangsregelung über den 
30. Juni 1992 hinaus. Ich bitte, hier mehrere Ausrufe- 
zeichen zu setzen. Das ist eine absolut notwendige 
flankierende Maßnahme. 

Der ungewisse Fortgang des gesamten Umstruktu- 
rierungsprozesses hat zu einem dramatischen Abbau 
der Tierbestände geführt. Die Situation in der ostdeut- 
schen Milchwirtschaft spricht Bände. Während in der 
alten Bundesrepublik die Überschreitung der Milch- 
quote hart bestraft wird, wurde sie in Ostdeutschland 
trotz länderübergreifender Saldierung nicht ausge- 
schöpft. So gingen der ostdeutschen Landwirtschaft 
400 Millionen DM und viel 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Jetzt sagen 
Sie bloß, die Bundesregierung sei daran 
schuld; das wird doch langsam lächerlich!) 

— Da gibt es Zusammenhänge mit den Rahmenbedin- 
gungen, Herr Hornung, und darüber werden wir in 
diesem Hause in der nächsten Zeit noch des öfteren zu 
sprechen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zwingt natürlich zu der Frage: Wurde in dieser 
Situation von der Regierung genug getan, wurden die 
Menschen in ausreichendem Umfang in diesem 
schwierigen Prozeß unterstützt? Herr Hornung, das ist 
die Frage. Bei aller Anerkennung der Bemühungen 
der Regierung müssen wir das verneinen. Noch 
schlimmer, wir müssen der Bundesregierung attestie- 
ren, daß sie nicht einmal bereit ist, die Probleme in 
Ostdeutschland mit allen Konsequenzen wahrzuneh- 
men. 

Die Klärung der Vermögensauseinandersetzung ist 

hier für mich ein Beispiel. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]; Sagen Sie 
doch mal etwas zu den Konsequenzen!) 

Ich spreche von der Vermögensauseinandersetzung 

zwischen den ausscheidenden Mitgliedern und den 
Nachfolgeunternehmen der LPG, die bei der überwie- 
genden Mehrzahl der Betriebe zur Existenzfrage 
werden kann. Für die Geschäftsführer eröffnet sich ein 
Zielkonflikt zwischen der Pflicht zur Begleichung der 
— ich betone es — völlig berechtigten Forderungen 


der ausscheidenden Mitglieder und der Notwendig- (C) 
keit umfassender Investitionen zur Erlangung der 
Wettbewerbsfähigkeit. Auf die Lösung dieses Ziel- 
konfliktes in unserer Kleinen Anfrage angesprochen, 
antwortete die Bundesregierung, es sei ihr nicht 
nachvollziehbar, daß die Geschäftsführer der Nach- 
folgeunternehmen der LPG — jetzt wortwörtlich — 
„zwangsläufig zugunsten betriebswirtschaftlicher Be- 
lange entscheiden " , wie wir das in unserem Eingangs- 
kommentar nannten. Das ist ja eigentlich das Pro- 
blem. 

Wenn das Ihre Überzeugung ist, muß ich sagen: 
Dann erklären Sie mir doch die Tatsache, daß das 
Landwirtschaftsministerium — so sind zumindest 
meine Informationen — Wäschekörbe voll Post erhält, 
in der es vor allem um die vermögensrechtlichen 
Auseinandersetzungen geht. Das hätte für Sie schon 
längst Anlaß sein müssen, darüber nachzudenken, ob 
die gesetzlichen Regelungen und vor allem deren 
Umsetzung wirklich den Erfordernissen entsprechen. 
Zweifel sind hier angebracht. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Es liegt an 
der Umsetzung, nicht am Gesetz! — Hans- 
Ulrich Köhler [Hainspitz] [CDU/CSU] : Das 
Land Brandenburg ist SPD-regiert!) 

— Ich könnte Ihnen den ganzen Nachmittag Beispiele 
aus Sachsen bringen. Also Vorsicht bei dieser Diskus- 
sion! Auch darauf komme ich zurück. 

In vielen Betrieben wird die Klärung der Vermö- 
genslage bei Auseinandersetzungen zusätzlich durch 
Altschulden erschwert. Die Auszahlungsansprüche 
ausscheidender Mitglieder richten sich nach § 44 des p) 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes gegen das Ei- 
genkapital, das durch die Altkredite auch bei Ent- 
schuldung gemindert wird. Dadurch werden die ehe- 
maligen Inventareinbringer für die politischen Ent- 
scheidungen des SED-Staats in Haftung genommen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie leben 
wohl in einem Wölkenkuckucksheim! — 
Gegenruf des Abg. Horst Sielaff [SPD]: Sie 
kennen die Situation vor Ort nicht! — Gegen- 
ruf des Abg. Siegfried Hornung [CDU/CSU]: 

O doch! Leider zu gut!) 

Auf Grund dieses sachlichen Zusammenhangs, Herr 
Hornung, ist es eine demagogische Glanzleistung der 
Bundesregierung, unser Eintreten für eine Streichung 
oder zumindest Wertberichtigung der Altschulden als 
Parteinahme für die ehemaligen LPGen hinzustel- 
len. 

Noch schlimmer ist es, sich das von Politikern 
vorwerfen lassen zu müssen, die schon in den Block- 
parteien politische Verantwortung trugen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Jetzt kommen wir auf Sachsen zurück. Hören Sie zu! 

— Uns allen ist noch die Diskussion im Landwirt- 
schaftsausschuß in Dresden in Erinnerung. Allein acht 
der zehn CDU-Landtagsabgeordneten waren Vorsit- 
zende von LPGen. Einer von ihnen hat sogar 16 Jahre 
in der Volkskammer der DDR gesessen. Es ist für mich 
unglaubwürdig, wenn diese Abgeordneten eine Ent- 
schädigung für die Vermögensverluste der Inventar- 
einbringer bei der Gründung der LPGen fordern, aber 
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(Al selber bis zur Wende Vorsitzende dieser Unrechtsge- 
bilde waren. 

(Horst Sielaff [SPD): Jetzt ist der Hornung 
aber still! — Siegfried Hornung [CDU/CSU]: 

Mir wäre es recht, wenn sie sich wenigstens 
hinterher gesetzmäßig verhalten würden! 
Aber alle! — Egon Susset [CDU/CSU]: Das 
sitzt tief!) 

— Weit unten, Herr Susset! Das ist das Problem. 


(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ach, das ist 
(Bl ganz dumm und böse! — Entschuldigung! 

Das war böse! Herr Präsident, das nehme ich 
zurück!) 


Raum, denen auf Grund der Altschuldenbelastung 
neue Kredite verweigert werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Nichts da- 
zugelernt!) 

Hier greift eins ins andere. Das Ergebnis ist überall 
das gleiche: Die Zukunftsfähigkeit wird gefährdet, 
und zusätzlich gehen Arbeitsplätze verloren. Das ist 
für mich erneut der Beweis für das Fehlen jeglicher 
Sensibilität für die komplizierten sozialen Verände- 
rungen infolge des Umstrukturierungsprozesses in 
der Landwirtschaft. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie wollen 
keine Sensibilität, sie wollen Geld!) 

— Herr Hornung, Sie wissen ganz genau, daß alle 
Forderungen, die nicht einzutreiben sind, die Deut- 
sche Genossenschaftsbank gegen den Ausgleichs- 
fonds geltend machen wird. Ich habe Ihnen schon im 
Ausschuß angekündigt: Wir werden noch Gelegen- 
heit haben, darüber zu reden, wie hoch dieser Betrag 
sein wird. Auf diese Diskussion bin ich sehr 
gespannt. 

Die Haltung der Bundesregierung ist um so unver- 
ständlicher, als die Treuhandanstalt bei Unterneh- 
mensverkäufen in der übrigen Wirtschaft die Alt- 
schulden streicht. In der Landwirtschaft werden die 
Unternehmen aber mit den Altschulden weiter bela- 
stet. Das verhindert — das ist mir am unverständlich- 
sten — vor allem die weitere Privatisierung. Denn 
keiner ist bereit, in ein Unternehmen mit Altschulden 
privates Geld zu investieren. 

Auch bezüglich der Verpachtung von Land im 
Besitz der Treuhandanstalt fordern wir zukunftsorien- 
tierte Entscheidungen. Dort ist der Entscheidungsstau 
noch dramatischer. Kommt es nicht zu richtungswei- 
senden Beschlüssen, muß die Treuhandanstalt zum 
drittenmal kurzfristige Pachtverträge abschließen. 
Das kann im Interesse der Entwicklung der Betriebe 
nicht akzeptiert werden. 

Das Vorhaben der Bundesregierung, die Landver- 
gabe durch die Treuhandanstalt mit der Entschädi- 
gungsregelung zu koppeln, muß fallengelassen wer- 
den. Wir fordern die Bundesregierung auf, die politi- 
schen Vorgaben für die Treuhandanstalt so zu ändern, 
daß in erster Linie den Befürfnissen und Erfordernis- 
sen der Menschen vor Ort Rechnung getragen wird. 

Das heißt, das Land sollte denen langfristig ver- 
pachtet werden, die es bisher bewirtschaftet haben. 
Sie haben auf der Grundlage der kurzzeitigen Pacht- 
verträge als Wiedereinrichter, Neueinrichter oder 
Nachfolgeunternehmen von LPGs Existenzen aufge- 
baut und Arbeitsplätze neu geschaffen oder erhalten. 
Dort, wo sich Alteigentümer an diesem Prozeß betei- 
ligen, sollten sie ihren Anteil auch und gerade an ihren 
ehemaligen Flächen gleichberechtigt erhalten. Im 
Streitfall sollte das Betriebskonzept den Ausschlag 
geben. 

Ein letzter Hinweis, da das Lämpchen aufleuchtet: 
In meiner Heimatzeitung, der „Freien Presse", die der 
Medienunion Ludwigshafen gehört und nicht gerade 
der SPD nahe steht, war kürzlich zu lesen: „ Nicht alles, 
was gegenwärtig in Ostdeutschland geschieht, kann 
mit der stalinistischen Zwangswirtschaft begründet 


— Das wird sich herausstellen, Herr Hornung. Auch 
darüber werden wir noch zu sprechen haben. Die 
Lösung der Altschuldenproblematik ist jedoch nicht 
nur eine Frage der Vergangenheit, sondern in erster 
Linie eine Frage der Gestaltung der Zukunft. Trotz 
sogenannter Besserungsscheinregelung ist nichts 
gebessert, sondern die Probleme werden in Zukunft 
verlagert — was durchaus der Arbeitsweise der 
Regierung Kohl entspricht. 

Nach anfänglich brüsker Ablehnung haben die 
Regierungsparteien den Vorschlag der SPD aufge- 
nommen, die Besserungsscheinregelung bezüglich 
des Verkaufs nicht betriebsnotwendigen Anlagever- 
mögens zu ändern. Doch das reicht nicht aus. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ich wäre 
froh, wenn die Rückzahlung meiner Kredite 
gestundet würde!) 

In dem entscheidenden Punkt, den unverhältnismäßig 
hohen Zinsen, hat sich nichts bewegt. Die hohe 
Zinsbelastung wird zu einer Zunahme der Verschul- 
dung führen und schmälert die Sanierungsfähigkeit 
der Unternehmen, die oftmals noch der einzige 
Arbeitgeber in den Dörfern sind. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Nichts da- 
zugelernt!) 

Das gilt auch für ehemalige agrochemische Zentren 
und andere Dienstleistungsbetriebe im ländlichen 


Noch unverständlicher ist mir, daß die Bundesregie- 
rung Schützenhilfe vom Verband der privaten Land- 
wirte erhält, der vorgibt, die Interessen der Inventar- 
einbringer zu vertreten. Man kann nicht auf der einen 
Seite gegen die Streichung der Altschulden wettern 
und auf der anderen Seite fordern, daß nicht rückzahl- 
bare Inventarbeiträge über ein Entschädigungsgesetz 
ausgeglichen werden. Dieses Spiel machen viele 
Politiker der Unionsparteien in den neuen Ländern 
mit. Ich möchte davor warnen. Wenn es eine Möglich- 
keit gab, die Altschuldenprobleme auch im Interesse 
der Inventareinbringer zu regeln, dann war es die 
Wertberichtigung der Altschulden im Zusammen- 
hang mit der Novellierung des Landwirtschaftsanpas- 
sungsgesetzes. Bei allem Verständnis und eigener 
Unterstützung der Interessen der Inventareinbringer 
ist es einfach unredlich, diese in der aktuellen Haus- 
haltslage auf Entschädigungsregelungen zu vertrö- 
sten. Das könnte sich als Bumerang erweisen. Ich muß 
fragen: Soll nach der Steuerlüge die Entschädigungs- 
lüge kommen? 
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(A) werden." Ich empfehle, über dieses Zitat intensiver 
nachzudenken. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 


Ich unterstreiche die Wertung des Agrarministers: 
Der Agrarbericht gibt über ein Stück der Wegstrecke 
Auskunft, die sehr schwer ist. Ich glaube, daß diese 
Wertung hinsichtlich der alten und der neuen Bundes- 
länder nicht so gravierend differenziert werden muß, 
wie das in anderen Branchen notwendig ist. Wenn- 
gleich aus unterschiedlichen Gründen — in den jun- 
gen Ländern auf Grund der Deformierungen 40jähri- 
ger sozialistischer Wirtschaftsdogmen und in den 
alten Ländern infolge ausgeuferter Marktentwicklun- 
gen — , haben die Bauern in Brandenburg und Nie- 
dersachsen gleichermaßen existentielle Sorgen. 

Ich betone auch: Stellt man die Einzelschicksale 
daraus — der Arbeitsplatzverlust auf Grund scharfen 
Strukturwandels bei uns und die frühe Hofaufgabe bei 
großen Schuldenlasten hierzulande — einander 
gegenüber, sind sie in ihrer subjektiv empfundenen 
Härte gleich. Ich betone das, weil es ganz einfach 
einmal darauf ankommt, keine Vorwurfshaltung zwi- 
schen den Bauern in den neuen und in den alten 
Bundesländern aufzubauen. Das hilft uns nicht. 


die nach Größe und juristischer Konstruktion ver- 
schiedenartigen Betrieben nebeneinander Raum bie- 
ten soll, so das bäuerliche Unternehmen, das eine 
Familie bewirtschaftet, die GbR oder die Agrargenos- 
senschaft beispielsweise. 

Ich wähle diese Ausgangspunkte in unserer Agrar- 
debatte, um festzustellen: Weil das Bild der zukünfti- 
gen deutschen Landwirtschaft beiderseits Verände- 
rungen abverlangt, soll es auch zum gemeinsamen 
Anliegen werden. Uns muß trefffen, daß gegenwärtig 
vorrangig Vorbehalte aufgelistet werden. Bauern hier 
— das muß der Ehrlichkeit halber auch wieder gesagt 
werden — halten mit ihren Vorbehalten und Befürch- 
tungen gegenüber den jungen Bundesländern nicht 
zurück. Diese Fronten schaden nur dem Berufsstand 
selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit der EG-Reformentscheidung sind wir gefordert, 
eine moderne Agrarstrukturentwicklung zu gestalten, 
wobei die bäuerlichen Tugenden und Unternehmer- 
qualitäten Rückenwind brauchen und die Ökologie im 
Boot bleiben muß. 

Gewandt an die Bauern der Landwirtschaftsbe- 
triebe in den jungen Ländern sei zweitens hervorge- 
hoben, daß ihre Entscheidung über die Organisation 
des Wirtschaftens von der Regierungskoalition 
respektiert wird. Angefangen beim Landwirtschafts- 
anpassungsgesetz mit der Möglichkeit der Umwand- 
lung in verschiedene Rechtsformen über spezielle 
Förderrahmen bis jetzt zu den Ergebnissen der Reform 
ist nachvollziehbar, wie wortgetreu und den tatsäch- 
lichen Bedingungen Rechnung tragend allen Unter- 
nehmensformen Chancen eröffnet werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSUJ: Ohne Vor- 
behalte) 

Für die Landwirte in den jungen Bundesländern 
wurde mit dem Brüsseler Verhandlungsergebnis alles 
Wichtige herausgeholt. Ich möchte die Eckdaten nicht 
noch einmal nennen; sie wurden heute schon aufge- 
führt. Ich möchte nur festhalten: Es werden zielstrebig 
Benachteiligungen und Behinderungen der Um- 
strukturierung beseitigt. Ein solcher Ausblick ermu- 
tigt auch. Ich glaube, wir haben auch Grund, Mut zu 
machen. Sehr geehrter Herr Bundesminister, wir wis- 
sen dieses Ergebnis auch zu würdigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Über die heutigen Probleme hilft das allein nicht 
hinweg, weil sie so groß erscheinen, daß vielerorts in 
den jungen Ländern — da mögen sich unsere Ein- 
schätzungen treffen — geglaubt wird, daß sie nicht zu 
überwinden sind und daß deswegen der Übergang 
und der Anschluß an die Zukunft nicht zu schaffen 
wären. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Es gibt zu 
viele Bedenkenträger!) 

Der Strukturwandel geht weiter, und wir sind auch 
gemeinsam der Auffassung, daß er weitergehen muß. 
Harte Vermögensauseinandersetzungen, geringes Ei- 
genkapital gegenüber hohem Investitionsbedarf, we- 
nig Unternehmererfahrung sowie finanzielle und öko- 
logische Altlasten — das beschreibt treffend den 
komplizierten Rahmen für die Handelnden. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich nehme aber auch in Anspruch, daß die Tatsache, 
daß in den jungen Ländern in den letzten zwei Jahren 
600 000 Beschäftigte aus der Landwirtschaft ausge- 
schieden sind, wovon 335 000 in Arbeitslosigkeit und 
Vorruhestand gegangen sind, verlangt, sich diesen 
Konflikten vorrangig zuzuwenden. Ich komme noch 
einmal darauf zurück. 

Ich möchte aber einen zweiten Gesichtspunkt vor- 
anstellen. Spezifisch für unseren Weg zur inneren 
Einheit in der Landwirtschaft ist auch, daß sich bei den 
Entwicklungserfordernissen der landwirtschaftlichen 
Unternehmen nicht nur alternativ ein Modell gegen- 
über dem anderen durchsetzt. Wir können uns auch 
strukturelle Vorteile und Erfahrungen der jungen 
Länder zunutze machen. Dem folgen die Koalitions- 
fraktionen und die Bundesregierungen mit ihrem 
Willen, in Deutschland einer privatrechtlichen 
bodenständigen Landwirtschaft Zukunft zu geben. 


Vizepräsident Hetmuth Becker: Ich erteile jetzt 
unserem Kollegen Ulrich Junghanns das Wort. 


Ulrich Junghanns (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will 
versuchen, nicht in so einer emotionalen und vor- 
wurfsvollen Art und Weise die Probleme der Land- 
wirtschaft, auch in den neuen Bundesländern, zu 
diskutieren. Ich meine, wir sollten gemeinsam die 
Kraft aufbringen, die Debatte in aller Sachlichkeit zu 
führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu sind die Probleme ganz einfach zu groß. Ich 
ignoriere diese Tatsache nicht. Sie werden sehen, daß 
ich einige Punkte habe, wo wir in der Sache durchaus 
weiterdiskutieren sollten. 
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(A) Ich möchte komprimiert zu den strittig erörterten 
Fragen Stellung nehmen. Erstens. Ich weiß nicht 
mehr, wem es nutzt — vielleicht nur noch der Oppo- 
sition — , mittels der persönlich so tiefgehenden strit- 
tigen Vermögensauseinandersetzungen weiterhin 
das novellierte Landwirtschaftsanpassungsgesetz in 
Frage zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ständig dort Gesetzesänderungen anzumahnen ist 
realitätsfremd. Es irritiert und verschleppt den Gang 
der Dinge. 

Ich möchte feststellen: Unsere Position ist das, was 
die Beteiligten von uns erwarten, nämlich die Rah- 
menbedingungen für die Auseinandersetzung in den 
Ländern schnell zu vervollkommnen. Darin liegen 
— das haben wir bei unseren letzten Besuchen in den 
neuen Bundesländern auch festgestellt — real Män- 
gel, Ich glaube, die Konsequenz daraus kann nur 
heißen, bewährtermaßen die Schlichtungsbeiräte 
oder runden Tische, wie sie auch genannt werden, zu 
unterstützen und die Einrichtung der Landwirtschafts- 
kammern bei den Gerichten gemeinsam mit allen 
berufsständischen Interessenvertretern voranzutrei- 
ben. 

Von der Bundesregierung und den Landesregierun- 
gen wird berechtigterweise erwartet, daß die Hand- 
habung des Gesetzes mit Informationen aus Fachkrei- 
sen und ersten Gerichtsverhandlungen unterstützt 
wird. Schließlich darf es nicht sein, daß Wieder- und 
Neueinrichter gleich demütigen Bittstellern gegen- 
über jenen Landwirtschaftsbetrieben auftreten müs- 
(ß) sen, mit denen sie in der Auseinandersetzung zu 
Rechtmäßigkeiten stehen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und die 
immer noch Druck ausüben!) 

Die vom Bund oft eingeforderte Chancengleichheit 
muß — das sei festzuhalten — an dieser Stelle auch 
von den Betriebsformen untereinander gesichert wer- 
den. Als Flankierung — ich betone: nur als Flankie- 
rung — werden deshalb auch im zweiten Halbjahr die 
Zahlungen der Anpassungshilfen von der Ordnungs- 
mäßigkeit der Vermögensauseinandersetzung ab- 
hängig gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Obwohl das natürlich mit Schwierigkeiten verbunden 
ist — bevor man den Vorwurf der Lüge zu hören 
bekommt, muß die Lüge ja erst einmal in die Weit 
gesetzt worden sein — , besteht bei den Agrarpoliti- 
kern kein Zweifel, daß wir weiter nach Wegen suchen 
werden, um aus Betriebskonkursen erfolgende 
unwiederbringliche Inventarbeiträge zu entschädi- 
gen. 

Zweitens, zu den Altschuldenregelungen: Mit Vor- 
würfen wie „zu spät" und „zuwenig", wie in der 
Entschließung der Opposition nur populistisch kom- 
mentiert, kommen wir nicht weiter. Jeder im Aus- 
schuß weiß: Einfach zu streichen und kommerzielle 
Konditionen zu verbiegen, stößt auf den Vorwurf der 
Ungleichbehandlung und ist ein trügerisches Mittel, 
Unternehmertum zu fördern. Wir bewegen uns darauf 
zu — dies stellt die Gleichbehandlung über die Bran- 
che hinweg in Frage — , in der Konsequenz eine 


Umstrukturierung ohne die Treuhand vorzunehmen. (C) 
Ich glaube, auch das muß man den Bauern sagen, 
wenn man sich über die Konsequenzen verständigt. 

Eingedenk der letzten Verbesserungen — sprich: 
der Erlösverwertung auch für Abfindungen — ist mit 
der Entlastungsregelung dem Anliegen des Erhalts 
der landwirtschaftlichen Produktion für ihre Entwick- 
lung weitgehend entsprochen. Eingehende Gesprä- 
che in den Betrieben ergeben für dieses Hilfsinstru- 
ment in einer Zeit angespannter Staatsfinanzen auch 
Verständnis. 

Völlig unverständlich ist demgegenüber, was der 
SPD-Landwirtschaftsminister in Brandenburg macht. 

Von dort ergeht die Aufforderung, die Rangrücktritts- 
vereinbarung nicht zu unterschreiben, und gleichzei- 
tig — das haut dem Faß den Boden aus — wird den 
Bauern der 35%ige Landeszuschlag für den Umsatz- 
steuerausgleich — das sind immerhin 40 Millionen 
DM — verweigert. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So ist es! 

Das ist die Wirklichkeit!) 

Das ist wohl der „Brandenburger Weg" für die Bau- 
ern. Ein Glück, daß es einen Berufsstand gibt, der dem 
aus Kompetenz entgegentritt. 

In der Sache möchte ich der Regierung noch folgen- 
des zu Bedenken geben. Die Entlastungsregelung 
darf nicht den Strukturwandel hemmen. 

(Dr. Gerald Thalheim [SPD]: Genau das ist 
das Problem!) 

Die Bedenken, die hier vom Kollegen Thalheim geäu- 
ßert worden sind, müssen ernsthaft aufgegriffen wer- 0^! 
den. Jetzt ist das Bestreben, entgegen den Notwen- 
digkeiten — wir wollen Eehlentwicklungen gemein- 
sam verhindern — die Betriebe nicht kleiner werden 
zu lassen; denn damit schmilzt das Potential für den 
Altschuldenabtrag, insbesondere bezogen auf die 
Fläche. 

(Dr. Gerald Thalheim [SPD]: Hört! Hört!) 

Das ist eine sachliche Feststellung, die wir bei 
unseren Betrachtungen zur Strukturentwicklung be- 
rücksichtigen müssen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Es kommt 
darauf an, weiche Betriebe das trifft!) 

Ich möchte das der Regierung einfach als Sachthema 
antragen. Darüber muß weiter diskutiert werden. 
Aber das setzt voraus, daß all die anderen Wege — der 
Altschuldenabtrag, die Rangrücktrittserklärung — 
beschritten werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das Ange- 
bot steht schon lange!) 

Drittens. Bei der Verwertung der Treuhandflächen 

soll ein wesentlicher Schritt zur Sicherung und Schaf- 
fung breitgestreuten bäuerlichen Eigentums in den 
jungen Ländern gegangen werden. Dabei kann eine 
in der Kapitalschwäche begründete Benachteiligung 
der ostdeutschen Landwirte nicht zugelassen werden. 
Wesentlich ist deshalb: a) Die Verwertung durch 
Verkauf darf zeitlich nicht von günstigen Finanzie- 
rungsmodellen abgekoppelt werden, b) Wenn die 
Installierung solider Finanzierungsmodelle noch län- 
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(A) gerer Zeit bedarf, muß den Bauern über Pachten auch 
längerfristige wirtschaftliche Sicherheit gegeben wer- 
den. c) Bei der Verwertung mit Vorrang Verkauf darf 
nicht ein einziger Wieder- oder Neueinrichter, der 
jetzt ein bis zwei Jahre geplant und Kredite aufge- 
nommen hat und startbezuschußt wurde, in seiner 
wirtschaftlichen Existenz gefährdet werden. Das müs- 
sen Prämissen unserer Diskussion auch im Agraraus- 
schuß sein. 

Mir wird schon das Zeichen gegeben, daß ich 
offenbar die Zeit überziehe. Ich bin noch etwas 
ungeübt. 

Ich möchte noch einmal heiworheben: Wir müssen 
aus der Sicht der Agrarpolitik natürlich vor allem den 
Anstoß dafür geben, daß sich die Beschäftigungs- 
situation in den neuen Bundesländern, besonders auf 
dem Dorf, verbessert. Aber entgegen Ihren Vorwürfen 
möchte ich Ihnen sagen: Die Lösung liegt nicht allein 
bei der Agrarpolitik. Hier sind Wirtschafts- und Regio- 
nalpolitik über die Branchen hinaus zu fordern. 

(Horst Sielaff [SPD]: Das habe ich ausdrück- 
lich gesagt, Flerr Junghanns!) 

Deshalb rege ich an, in gemeinsamen Beratungen mit 
den Kollegen aus diesen Bereichen nach Wegen zu 
suchen, um diese Programme noch deutlicher auf die 
Struktur auf dem Lande zuzuschneiden. 

(Zuruf von der SPD: Das muß aber auch der 
Minister machen! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist Landesaufgabe!) 

Ich breche an dieser Stelle ab und bitte, den Rest zu 
Protokoll geben zu können. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Jung- 
hanns, Sie haben zwei Minuten überzogen. Aber ich 
weiß, daß es nicht ganz so einfach ist, das einzuteilen, 
wenn man anfängt. Nur, eines können Sie nicht: Sie 
können den Rest nicht zu Protokoll geben. Die Rede- 
zeit ist ausgenutzt. 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Gut, ich 
bedanke mich!) 

Meine Damen und Herren, als nächster Redner hat 
jetzt unser Kollege Jan Oostergetelo das Wort. 

Jan Oostergetelo (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Trotz aller politischen 
Kritik will ich nicht versäumen, mich für die Vorlage 
des umfangreichen Berichts besonders bei den 
Bediensteten des Hauses zu bedanken. 

Das bisherige System der EG-Agrarpolitik war 
nicht mehr funktionsfähig. Es war nicht mehr in 
der Lage, die Einkommenssicherung der europäi- 
schen Landwirtschaft, und dies trifft insbesondere 
auch für die deutsche Landwirtschaft zu, zu 
gewährleisten. 

Dieses Zitat aus einer Presseerklärung des Bundes- 
kanzlers zum Abschluß der Verhandlungen zur EG- 
Agrarreform möchte ich meinen Ausführungen vor- 
ausschicken. Der Herr Bundeskanzler hat recht: 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist in 
der Regel so!) 


Die Reform war und ist überfällig, die Agrarpolitik ist (C) 
gescheitert. 

Wir Sozialdemokraten fordern schon seit vielen 
Jahren ein Umdenken in der Agrarpolitik. Nun end- 
lich reagiert auch die Bundesregierung. Bei den vielen 
Wortmeldungen haben wir auch gemerkt, wie schwer 
es Ihnen fällt, zu vertuschen, daß Sie noch vor Tagen 
auf den Bauerntagen etwas völlig anderes behauptet 
haben. Zu lange hat sich die Bundesregierung einer 
Reform widersetzt, und bis heute lehnen große Teile 
der Regierungsparteien eine Umstellung des Systems 
ab. Oder ich habe in den letzten Jahren immer falsch 
hingehört. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSUj: Ganz be- 
stimmt!) 

— Herr Vorsitzender, das gilt ganz besonders für Sie. 

Ich möchte Sie bitten, lesen Sie einmal Ihre eigenen 
Äußerungen nach, Ihre Beiträge, aber vor allen Din- 
gen Ihre zahlreichen Zwischenrufe. 

Mein 1977 im Bundestag gemachter Vorschlag, die 
Einkommenshilfen produktionsneutral zu gestalten, 
erntete damals Hohngelächter. Im wesentlichen aus 
ideologischen Gründen wurden seit Jahren die not- 
wendigen Änderungen ignoriert, obwohl Produkti- 
onssteigerungen und „volle Mägen" eine Kurskorrek- 
tur zwingend notwendig machten. Überschüsse, 
explodierende Kosten, wachsende Umweltbelastun- 
gen und stetige Einkommensrückgänge bei den 
Landwirten waren unweigerlich die Folgen, heute 
breitet sich Perspektivlosigkeit aus. Versprechungen, 
über eine aktive Preispolitik die Einkommen zu 
sichern oder an Hand von Quoten und Alternativlö- 
sungen, wie z. B. beim Anbau nachwachsender Roh- 
stoffe, die Überschußproduktion in den Griff zu 
bekommen, erwiesen sich als nicht haltbar. 

Der Herr Minister mußte jüngst in einem Interview 
zugeben, daß sein bisheriges Konzept, nämlich die 

Mengenrückführung bei anhaltender Preisstützung, 

nicht gelungen ist, falsch war. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSUj: Diese Re- 
gierung war die erste, die Mengenbegren- 
zungen eingeführt hat!) 

Wir von der Opposition könnten uns zufrieden zurück- 
lehnen: Die Regierung hat laut vernehmbar das Schei- 
tern ihrer Agrarpolitik eingestanden. 

(Zuruf des Abg. Siegfried Hornung [CDU/ 

CSU]) 

— Herr Vorsitzender, in aller Liebe, es wäre schön, 
wenn Sie das auch zur Kenntnis nehmen würden. 

Aber wir dürfen nicht vergessen, worum es eigent- 
lich geht. Es geht nicht um Genugtuung, ob der eine 
oder andere recht gehabt hat, sondern es geht um das 
Wohl der deutschen Landwirtschaft, um die Men- 
schen, deren Existenzgrundlagen direkt oder indirekt 
mit der Landwirtschaft verbunden sind. Ich unterstelle 
niemandem, daß er das nicht ernst nimmt. 

Dieses Ziel vor Augen, müssen wir die Resultate 
unserer politischen Bemühungen kritisch hinterfra- 
gen. Können die vorgeschlagenen Maßnahmen hel- 
fen, das Einkommen der Landwirte zu sichern? Sind 
die Programme geeignet, den Menschen auf dem 
Land wieder eine Zukunftsperspektive zu geben? 
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(A) Tragen Sie dazu bei, den gesamten ländlichen Raum 
mit all seinen vielfältigen unersetzlichen Funktionen 
zu erhalten und zu entwickeln? Wird den Belangen 
des Umweltschutzes ausreichend Rechnung getra- 
gen? Man könnte diese Fragen beliebig fortsetzen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die Fragen 
sind richtig!) 

Unter Zugrundelegung dieser Kriterien kann ich 
mit der agrarpolitischen Gegenwart und der eingelei- 
teten Reform nicht voll zufrieden sein. Da sind wir uns 
sicher alle einig. Aber es gibt zu diesen Reformansät- 
zen keine Alternative. Das ist auch die Wahrheit. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Zu begrüßen ist, daß die Reform der EG das als 
wahnwitzig zu bezeichnende System mengengebun- 
dener Preisstützung endlich durch ein System direk- 
ter Einkommenszahlung ablöst. Dies war lange 
unsere Forderung. Auch andere Elemente der Reform 
kommen unseren Vorstellungen entgegen. Wir brau- 
chen verläßliche Vorgaben, damit die Landwirte lang- 
fristig planen können. 

Noch schlimmer, als Fehler zu machen, ist, daß 
keine Perspektiven vorhanden sind. Es besteht die 
Gefahr, daß der für die Durchführung der Reformmaß- 
nahmen notwendige Kontrollapparat zu einer Aufblä- 
hung der Verwaltung führt. Wer von uns wüßte das 
nicht? Es darf nicht dazu kommen, daß die Bauern von 
einer Flut von Antragsformularen überschwemmt und 
zu hauptberuflichen Antragstellern degradiert wer- 

den. 

{B} 

Hier fordere ich die Regierung auf, wirklich alles zu 
tun, um die Antragsformalitäten zu vereinfachen. Der 
Reformansatz darf nicht in der Bürokratie ersticken. 
Es darf nicht wie bei der Milchquote verfahren wer- 
den: Wenn der Antrag zu kompliziert ist — in diesem 
Zusammenhang erwähne ich die Südländer — , dann 
darf dies nicht zu einer Erhöhung der Quoten füh- 
ren. 

Meine Damen und Herren, uns allen ist die Unsi- 
cherheit und Zukunftsangst auf den Höfen bekannt. 
Strukturwandel und Höfesterben setzen sich mit 
gesteigerter Geschwindigkeit fort, ohne daß im länd- 
lichen Raum genügend qualifizierte Alternativen 
geschaffen werden. Das gilt besonders für den Osten; 
dazu haben zwei Kollegen schon das Wesentliche 
gesagt, 

1991 mußten laut dem Agrarbericht 5,5% der 
Betriebe — also etwa 100 Betriebe pro Tag — ihre 
Hoftore schließen. Zum Vergleich: In den vorange- 
gangenen 10 Jahren lag der Durchschnitt bei 2,7 %. 

Die Zahl junger Menschen, die sich zum Landwirt 
ausbilden ließen, verringerte sich in den vergangenen 
Jahren auf weit weniger als die Hälfte. Ich finde, das 
ist ein sehr ernstzunehmendes Alarmzeichen. Mittler- 
weile sind es auch die gut geführten und leistungsfä- 
higen Betriebe, die im Generationswechsel ausschei- 
den wollen. Auch dort raten immer mehr Eltern ihren 
Kindern: Lernt einen anderen Beruf. 

(Dr. Walter Hitschier [F.D.P.]: Das ist doch 
logisch!) 


Dabei brauchen wir doch leistungsfähige Betriebe, die (Ci 
von gut ausgebildeten Betriebsleitern geführt wer- 
den, auch in den nächsten Generationen. 

Wer die Lösung allein im sich beschleunigenden 
Strukturwandel sieht, muß sich fragen, woher in den 
nächsten Generationen die Menschen kommen sol- 
len, die sich in der Landwirtschaft engagieren und 
damit den ländlichen Raum mit all seinen Funktionen 
sichern. Im Osten weiß man, was es bedeutet, wenn 
diese Menschen nicht zur Verfügung stehen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Auswirkungen des Höfesterbens bekommen 
auch die vor- und nachgelagerten Bereiche zu spüren. 

In strukturschwachen Gebieten wird die Arbeitslo- 
sigkeit zunehmen. Die Folge wird sein, daß gerade 
leistungsfähige junge Menschen den ländlichen 
Raum verlassen werden. Dies können wir gemeinsam 
nicht wollen. 

Die Transferzahlungen müssen nicht nur abgesi- 
chert, sondern auch sozialverträglich gestaltet sein. Es 
geht auf Dauer nicht an, daß Betriebe nur nach ihrer 
Flächenausstattung bevorteilt oder benachteiligt wer- 
den. Flächenärmere Betriebe haben keine Kompensa- 
tionsmöglichkeiten. Ich denke in diesem Zusammen- 
hang an die Möglichkeit, auf Stillegungsflächen nach- 
wachsende Rohstoffe anbauen zu können. Dadurch 
können die Rohstoffe billiger werden. Darüber kön- 
nen wir uns alle freuen. Aber das gilt eben nicht für 
Kleinbetriebe. Flächenarme Betriebe werden im Zuge 
der Reform mit vergleichsweise geringen Summen 
abgespeist. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Den Unter- (D) 

schied zwischen großen und kleinen Betrie- 
ben hat es immer gegeben!) 

Von daher ist es im Interesse einer sozial- und 
strukturpolitisch gerechteren Verteilung der Mittel 
doch erforderlich, daß wir darüber nachdenken, ob die 
Prämien nicht das Gesamteinkommen und die Siche- 
rung von Arbeitsplätzen berücksichtigen sollen. 
Schließlich ist es doch die Vielfalt der Landwirtschaft, 
die uns die ländlichen Räume lebenswert erhält. Ihren 
unersetzlichen Beitrag für die Gesamtgesellschaft 
muß man doch darin sehen. Es muß endlich allen 
bewußt werden, daß die Landwirtschaft mehr ist als 
ein möglichst billig produzierender Nahrungsmittel- 
lieferant. 

Ich erlaube mir, noch etwas zu den 3 % zu sagen, die 
notwendig sind, bis die EG-Maßnahmen greifen. Aber 
auch dies ist flächenabhängig. Auch hier muß man 
sagen: Das bedeutet, daß sich ein flächenarmer 
Betrieb im Extremfall mit 2 500 DM abfinden lassen 
muß und der andere bis zu 24 000 DM bekommen 
kann. Müssen wir denn hier nicht die Gesamteinkom- 
men und die umweitgerechte Wirtschaftsweise der 
Betriebe, die ein Anrecht haben, mitberücksichtigen? 

Das ist im Gesetzentwurf nicht enthalten. Wo bleibt 
die soziale Ausgewogenheit? 

Die heutige Agrarpolitik bringt die Landwirtschaft 
in zunehmende Abhängigkeit von staatlichen Zah- 
lungen. Das wissen wir alle. Landwirtschaftliche Ein- 
kommen — sagen die Kritiker zu Recht — müssen in 
erster Linie aus Markt und Produktion stammen. Dem 
stimme ich gerne zu. Wir wollen auch mehr Markt, 
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(AI natürlich. Aber seien wir doch ehrlich: Die Landwirte 
sind bereits seit Jahren von Zuteilungen aus den 
Haushaltskassen abhängig. Die jetzt vorgesehenen 
Direktzahlungen haben wenigstens den großen Vor- 
teil, daß sie endlich den landwirtschaftlichen Einkom- 
men direkt gutgeschrieben werden. Verläßlichkeit ist 
ein wesentliches Element in der Politik. 


Vielen Dank, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P. und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nunmehr hat das Wort unser Kollege Ulrich 
Heinrich. 


Die Umwandlung der ehemaligen Staatsbetriebe in 

den neuen Bundesländern in private Betriebe unter- 
schiedlichster Rechtsform ist auf Grund der Novellie- 
rung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes inzwi- 
schen sehr weit in Gang gekommen und auch häufig 
schon abgeschlossen worden. Ich möchte die Bundes- 
regierung allerdings bitten, jetzt noch einmal mit 
Hand anzulegen, um noch einige letzte große Brok- 
ken, die einer vielfältigen Entwicklung der Landwirt- 
schaft in den neuen Ländern entgegenstehen, aus 
dem Wege zu räumen. 

Ein nach wie vor zentrales Problem — das wurde 
auch heute hier schon mehrere Male angesprochen — 
sind die sogenannten Altschulden, mit denen die 
privatisierten Nachfolgebetriebe der LPG zu kämp- 
fen haben. Ein Großteil dieser Schulden wurde 
bekanntlich durch auferzwungene Investitionen an- 
gehäuft. Im Gegensatz zur gewerblichen Wirtschaft 

— hier werden bei der Privatisierung sämtliche Alt- 
schulden gestrichen — wurden der Landwirtschaft 
bisher 1,4 Milliarden DM erlassen. Dies ist sehr begrü- 
ßenswert. 

Verblieben sind aber immer noch rund 4 Milliarden 
DM Schuldenlast. Diese Summe schwebt weiterhin 
wie ein Damoklesschwert über einer vernünftigen 
Entwicklung einer Vielzahl von Betrieben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber sehr 
unterschiedlich ! ) 

Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. Wir werden uns 
auch in der Zukunft noch häufig darüber unterhalten 
müssen, wie wir helfen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Dies erschwert in vielen Fällen nicht nur die Aus- 
zahlung der Inventarbeiträge, sondern verhindert 
häufig auch notwendige Investitionen. 

Die Besserungsscheinregelung ist für viele Betriebe 
sicherlich eine große Erleichterung. Sie kann aber 
letztendlich den Druck der Schulden, vor allem der 
Zinslast nicht von den Betrieben nehmen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da gibt es 
natürlich große Unterschiede!) 

Ich würde es deshalb außerordentlich begrüßen, 
wenn unser Finanzminister hier noch einmal einen 
Kraftakt vollziehen würde. Er könnte damit die Vor- 
aussetzungen schaffen, Herr Kollege Hornung, daß 
zukunftsträchtige und entwicklungsfähige Betriebe 

— darum geht es mir ausschließlich — nicht nur 
entstehen können, sondern auch weitergeführt wer- 
den und die Vermögensauseinandersetzungen mit 
den Inventargebern beendet werden können. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Diesen 

Kraftakf könnte man natürlich auch im 

Westen bei vielen Betrieben durchführen!) 

Ein derart positives Signal für die Menschen des 
ländlichen Raums in den neuen Ländern kann von 
seiner Wirkung her nicht hoch genug eingestuft 
werden. Wer nach drüben reist, erfährt die Spannung 
und die Stimmung, die in den neuen Bundesländern 
herrschen. Täuschen wir uns nicht: Hier tickt eine 
Zeitbombe. Ich sage Ihnen: Das Ganze entgleitet uns 
noch, wenn wir hier nicht entsprechend handeln. 


Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Kol- 
leginnen und Kollegen! Es ist 14.30 Uhr, und die 
Debatte geht weiter. Ich möchte mich nicht entschul- 
digen, aber ich möchte erklären, daß ich es für richfig 
halte, daß wir unsere Reden hier halten, weil die 
Bedeutung dieser Agrardebatte damit unterstrichen 
wird. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es ist nicht irgend so ein Gesetz, sondern eine wichtige 
Sache. 

Die jetzt verabschiedeten Eckdaten der EG-Agrar- 
reform kann man sicherlich unterschiedlich bewer- 
ten; das haben wir heute nachmittag schon gehört. 
Aber Einigkeit herrscht doch darüber, daß ein wichti- 
ges und notwendiges Stück Klarheit über die zukünf- 
tigen Rahmenbedingungen landwirtschaftlicher Pro- 
duktion für unsere Landwirte geschaffen wurde. Ins- 
besondere aber für den Getreidebereich bedeutet die 
Reform, wie schon zuvor bei der Ölsaatenregelung, 
eine radikale Trendwende. 

Ich möchte mich jetzt nicht weiter mit dieser Reform 
beschäftigen, sondern mich aus Zeitgründen auf drei 
wesentliche Punkte beschränken: Zum einen auf die 
Entwicklung der Landwirtschaft in den neuen Bun- 
desländern — ich bin sozusagen der „Ossi" der 
F.D.P. — , zum anderen auf die Agrarsozialpolitik und 
auf die Weinbaupolitik. 


Meine Damen und Herren, mit einem Anteil von 
noch 2% am Bruttosozialprodukt könnte man sich 
vorstellen, daß die Landwirtschaft unwichtig ist. Wir 
müssen gegenhaiten. Die Landwirtschaft ist mehr. Sie 
bewirtschaftet und pflegt 84 % der Fläche unseres 
Landes. Das sind 30 Millionen ha. Die Landwirtschaft 
prägt auch das Bild unserer Industriegesellschaft, das 
Gesicht unseres Landes. 

Ich halte es deshalb für geboten, daß wir uns den 
Erhalt der Landwirtschaft etwas kosten lassen und das 
offensiv verteidigen. Jeder einzelne von uns, ob er 
darin lebt oder nicht, hat den Nutzen und den Vorteil 
davon. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sagen Sie 
das Ihren Länderregierungen! Engholm 
kann da vorangehen!) 

Dies ins Bewußtsein unserer Gesellschaft zu bringen, 
ist unser aller Aufgabe. Dazu fordere ich uns alle auf. 
Nur dann kann es uns gelingen. 



7946 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 96. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1992 


Ulrich Heinrich 

(A) In Zeiten berechtigter Sparanstrengungen er- 
scheint natürlich das von mir gerade geäußerte Ersu- 
chen eines weiteren Schuldenerlasses fast wie ein 
unsittlicher Antrag. Das sehe auch ich als F.D.P.- 
Politiker schon. Gehen wir aber einmal die Rechnung 
bis zu Ende durch: Was passiert, wenn die Betriebe in 
naher Zukunft bankrott machen? Auch dann bleiben 
die Schulden beim Herrn Finanzminister Waigel, 
zusätzlich aber auch noch über den drastischen 
Anstieg der Arbeitslosen im ländlichen Raum bei 
Blüm. 

(Zustimmung der Abg. Uta Würfel [F.D.P.]) 
Auch das gehört zur ganzen Wahrheit. 

Ein weiterer bedeutender Schritt: Um den Weg zu 
ebnen, daß sich landwirtschaftliche Unternehmer aus 
den neuen Bundesländern stärker in der Gründung 
eigener Betriebe engagieren, ist es nach meiner festen 
Auffassung notwendig, daß wir uns schnellstens 
Gedanken über eine Änderung der Arbeitsanweisung 
„Kauf vor Pacht" machen. Ich persönlich plädiere 
dafür, mit Verkauf und Verpachtung gleichberechtigt 
zu verfahren. Wir müssen örtlichen Interessenten die 
Chance geben, auch gegenüber finanzstarken Inve- 
storen zum Zuge zu kommen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr gut!) 

Das ist ganz wichtig und notwendig. 

In diesem Zusammenhang ist auch die neue 
Arbeitsanweisung der Bundesregierung zu begrüßen, 
nach der den landwirtschaftlichen Unternehmen in 
Ostdeutschland künftig im Rahmen der Altschulden- 
regelung bis zu 50 % der Erlöse aus dem Verkauf von 
nichtbetriebsnotwendigem Vermögen zur Abfindung 
früherer LPG -Mitglieder verwendet werden kön- 
nen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und die 
Stundung!) 

Nur Zinsen und Tilgung für Altkredite werden bisher 
fällig, wenn die Unternehmen die Gewinnschwelle 
überschreiten. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So schön 
möchte ich es auch einmal haben!) 

Hier hat Staatssekretär Haschke hervorragende 
Arbeit geleistet; denn er hat das fortgesetzt, was wir 
auf der Molkereischiene angefangen haben. Man 
muß hier einmal deutlich sagen: Es ist eine Erleichte- 
rung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 

Dr. Uwe Küster [SPD]: Eine Zugschiene war 
das höchstens!) 

Die Reform der EG -Agrarpolitik wird meiner 
Ansicht nach nicht nur durch die mehr oder weniger 
obligatorische Flächenstillegung zu einer deutlich 
verringerten EG-Anbaufläche führen. Die Art der 
Bewirtschaftung der Flächen wird in Zukunft mangels 
Anreizes zur Höchstproduktion auf Grund sinkender 
Preise deutlich extensiver erfolgen. 

Des weiteren wird es notwendig sein, bisher land- 
wirtschaftlich genutzte Grenzertragsböden, hier be- 
sonders in den neuen Bundesländern, in die Erstauf- 
forstung einzubeziehen. Holz ist nicht nur unser 
wichtigster erneuerbarer Rohstoff, sondern wird von 


unserer Forstwirtschaft zudem nachhaltig und um- (C) 
weltschonend produziert. 

Neben den vielfältigen Schutzfunktionen des 
Waldes möchte ich ganz deutlich hervorheben, daß 
eine Ausweitung der forstwirtschaftlich genutzten 
Fläche in der Biomasse erhebliche Mengen an Koh- 
lendioxyd bindet und dadurch zur Verminderung des 
Treibhauseffekts beiträgt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das muß 
mehr in die Öffentlichkeit hinein!) 

Wir haben das in dieser Woche, als wir den Bericht der 
Enquete-Kommission diskutiert haben, deutlich un- 
terstreichen können. Denn auch dort wurde die beson- 
dere Bedeutung des Waldes hervorgehoben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Völlig rich- 
tig! — Horst Sielaff [SPD]: Das unterstreichen 
wir auch!) 

Ich kürze meinen Beitrag wesentlich und möchte 
mich auf einige Bereiche konzentrieren. 

Erstaufforstungsprogramme leisten auch einen 
nicht unerheblichen arbeitsmarktpolitischen Beitrag. 

Das muß man auch in den neuen Bundesländern 
sehen. Vor allem in den neuen Bundesländern ist das 
in den ländlichen Gebieten zwingend notwendig. 

Die anstehende Novellierung des Naturschutzge- 
setzes bietet jetzt eine gute Chance, die bislang immer 
wieder auftretenden Hemmnisse bei Erstaufforstun- 
gen dadurch nachhaltig zu beseitigen, daß die 
Erstaufforstung als grundsätzlich dem Natur- und 
Klimaschutz dienend definiert wird. Diese Grundvor- 
aussetzung müssen wir im Naturschutzgesetz erst 
noch schaffen. (D) 

Noch ein paar Sätze zur Agrarsozialreform. Sie 
muß zügig weitergehen, um sicherzustellen, daß die 
Verabschiedung noch in dieser Legislaturperiode 
erfolgen kann. Die Koalitionsarbeitsgruppe will alles 
daransetzen — sie hat sich deswegen für Anfang Juli 
zu einer viertägigen Klausurtagung verabredet — , die 
notwendigen Vorarbeiten zu erbringen. Wir sind 
bereit, auch in den Sommerferien die Arbeit zu leisten. 
Dabei werden wichtige Schwerpunkte sein, daß die 
landwirtschaftliche Altershilfe so gestaltet wird, daß 
sie in Zukunft unter Berücksichtigung eines weiterge- 
henden Strukturwandels für unsere Landwirte noch 
bezahlbar ist, und daß vor allem die Bäuerinnen, die 
einen eigenständigen, unverzichtbaren Beitrag in den 
landwirtschaftlichen Betrieben leisten, dafür auch 
eine entsprechende eigenständige Sicherung in der 
Agrarsozialgesetzgebung bekommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Als weinbaupolitischer Sprecher 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Hein- 
rich, jetzt geht es wirklich nicht mehr. Bitte einen 
Schlußsatz. Ihre Redezeit ist weit überzogen. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Obwohl ich einiges gestrichen habe, hat es 
doch nicht ausgereicht. Ich bedanke mich für Ihre 
Geduld und hoffe, daß wir von dem, was wir so 
engagiert vorgetragen haben, einen wesentlichen 
Teil in der Regierungskoalition umsetzen können. 
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(A) Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. — Horst Sielaff [SPD]: 

Da bin ich skeptisch!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, letzter Redner in dieser Debatte ist unser 
Kollege Albert Deß. Ich erteile ihm das Wort, 

Albert Deß (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die heutige Agrar- 
debatte findet in einer Zeit statt, in der enorme 
Umwälzungen im agrarpolitischen Bereich anstehen. 
Die Landwirtschaft im Osten und Westen unseres 
Landes befindet sich durch verschiedenartige Ursa- 
chen in einer schwierigen Situation. 

Der Agrarbericht 1992, der sich vor allem auf das 
Wirtschaftsjahr 1990/91 bezieht, zeigt in seinem 
Ergebnis und in seiner weiteren Entwicklung, daß 
eine Reform der Agrarpolitik unumgänglich war. Als 
ich vor einigen Wochen zum Thema Agrarreform vor 
meinen Berufskollegen sprach, war für jeden Zuhörer 
erkennbar, daß ich die Zukunftsaussichten für meinen 
Berufsstand sehr skeptisch beurteilte. Was Minister 
Kiechle jedoch in Brüssel als Kompromißpaket bei den 
Eckdaten zur Agrarreform für die deutsche Landwirt- 
schaft erreicht hat, überrascht mich. Obwohl die 
beschlossene Agrarreform noch einschneidend genug 
sein wird, vor allem im Getreidebereich, hat Minister 
Kiechle einen großen Teil der für deutsche Landwirt- 
schaft wichtigen Positionen durchsetzen können. 
Dafür bedanke ich mich gerade als praktizierender 
Landwirt recht herzlich. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die eSU-Landesgruppe hat noch in der Sitzung in 
Berlin einstimmig eine Resolution zur Agrarreform 
verabschiedet. Auch dafür bin ich meinen Kollegin- 
nen und Kollegen der Landesgruppe sehr dankbar, 
weil mit dieser Resolution unserem Minister in dieser 
schwierigen Verhandlungsrunde Rückendeckung ge- 
währt wurde. Wir haben in dieser Resolution u. a. 
gefordert, daß vorrangig die Agrarüberschüsse abge- 
baut werden, um die Agrarpreise zu stabilisieren, daß 
die von Brüssel geforderte fast 40%ige Senkung der 
Getreidepreise verhindert, zumindest aber erheblich 
gemindert wird, daß bei unumgänglichen Preissen- 
kungen ein voller Ausgleich erfolgt, der dauerhaft 
angelegt ist und bei den GATT -Verhandlungen abge- 
sichert werden muß 

(Horst Sielaff [SPD]: Herr Kollege, der Mini- 
ster hört nicht hin, wenn Sie reden!) 

— er hört schon zu, Herr Kollege Sielaff; Sie brauchen 
sich um den Bundesminister nicht zu kümmern — , daß 
auf den stillgelegten Flächen der Anbau nachwach- 
sender Rohstoffe ermöglicht und gleichrangig geför- 
dert wird, daß im Milchbereich eine Preissenkung 
unterbleibt — die Mengenreduzierung ist von der EG 
zu entschädigen, die Mitverantwortungsabgabe ist 
abzuschaffen — , daß im Rindfleischbereich die von 
der Kommission vorgeschlagene Kälberprämie abge- 
lehnt wird, daß — letzter Punkt — der soziostruktu- 
relle Einkommensausgleich für die deutsche Land- 
wirtschaft EG-rechtlich umgehend genehmigt wird. 

Die von der CSU-Landesgruppe geforderten Punkte 
konnte Minister Kiechle bei den Beschlüssen in Brüs- 


sel fast vollständig verankern. Die beschlossene (C) 
Getreidepreissenkung von ca. 30% halte ich für 
falsch. Bundesminister Kiechle hat bis zum Ende der 
Verhandlungen seinen Widerstand gegen die von 
allen anderen Mitgliedstaaten befürwortete drasti- 
sche Getreidepreissenkung geltend gemacht. Im 
Interesse des Gesamtpakets mußte er aber zustim- 
men. 

Auch wenn die drastischen Getreidepreissenkun- 
gen auf wenig Verständnis bei den deutschen Land- 
wirten stößt, so hat sie dennoch nicht nur Nachteile, 
sondern auch einige positive Seiten, die man sachlich 
darstellen sollte; Ich erinnere daran — Kollege Susset 
hat das bereits getan — , daß in den zurückliegenden 
sieben bis acht Jahren der Landwirtschaft Getreide- 
preissenkungen in einer Größenordnung von 30 % 
zugemutet wurden, ohne daß wir Landwirte dafür 
einen Ausgleich erhalten haben. 

Im Milchviehbereich hält sich die Preissenkung mit 
ungefähr 2,5 % in sehr engen Grenzen. Sie wird sich 
einkommensmäßig kaum niederschlagen, da auf 
Grund der Getreidepreissenkungen mit einer Kosten- 
entlastung bei den Futtermitteln zu rechnen sein 
wird. 

Wichtig ist, daß Minister Kiechle durchsetzen 
konnte, daß die Garantiemengenregelung bis zum 
Jahr 2000 verlängert wurde. Ich glaube, das ist ein 
sehr wichtiger Beschluß, der in Brüssel gefaßt 
wurde. 

Notwendig ist im Milchbereich, daß auch Italien die 
harten Auflagen einer baldigen und konsequenten 
Umsetzung der Quotenregelung unbedingt akzeptie- 
ren muß. 

Die Beschlüsse zum Rindfleischmarkt kann ich 
noch nicht endgültig bewerten. Es zeigt sich aber, daß 
den zu erwartenden Preissenkungen beachtliche 
Erhöhungen der tierbezogenen Prämien gegenüber- 
stehen. Nicht nur die irischen Rindermäster, sondern 
auch die übrigen Rindfleischproduzenten können auf 
Grund des geänderten Marktsystems durchaus Vor- 
teile haben. 

Wenn jetzt von einigen Gruppen bzw. Verbänden 
die Wirkungen der Reformbeschlüsse auf die land- 
wirtschaftlichen Einkommen so negativ dargestellt 
werden, dann halte ich dies für nicht gerechtfertigt; 
denn nach meiner Auffassung wird die EG-Agrarre- 
form nicht — wie von einigen bewertet — zum Ruin 
der deutschen Landwirtschaft führen, weil nahezu alle 
Preissenkungs- und Mengenrückführungsmaßnah- 
men weitgehend ausgeglichen werden, weil sich die 
eigentlichen Reformbeschlüsse nur auf ca. 30% des 
landwirtschaftlichen Produktionswertes beziehen, 
weil die ins Auge gefaßten Ausgleichszahlungen 
durchaus als dauerhaft und zuverlässig angesehen 
werden können — erfahrungsgemäß sind EG-Finan- 
zierungen sicherer als Zahlungen aus nationalen 
Haushalten — , weil auf den stillzulegenden Flächen 
in Zukunft der Anbau nachwachsender Rohstoffe 
grundsätzlich ermöglicht und sogar gleichrangig 
gefördert wird. 

Daß es Minister Kiechle gelungen ist, den Anbau 
von nachwachsenden Rohstoffen auf den stillzule- 
genden Flächen zu ermöglichen und dafür den glei- 
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chen Ausgleichsbetrag zu erhalten, wie er für die 
Stillegung bezahlt wird, ist für mich einer der 
zukunftsweisenden Schritte der beschlossenen Re- 
form. Auch wenn viele Gruppen unserer Gesellschaft 
die Chancen der nachwachsenden Rohstoffe für den 
ökologischen Bereich noch nicht erkannt haben, führt 
an ihnen kein Weg vorbei. 

Wenn die Bundesregierung das Ziel einer wirksa- 
men C02-Minderung erreichen will, müssen die nach- 
wachsenden Rohstoffe in die Überlegungen einbezo- 
gen werden. Die Fehleinschätzungen hinsichtlich der 
nachwachsenden Rohstoffe sind auch darin begrün- 
det, daß man sie Volks- und betriebswirtschaftlich an 
den momentanen Preisen für fossile Energie mißt. 
Nachwachsende Rohstoffe wären heute bereits in 
verschiedenen Bereichen wirtschaftlich, wenn die 
Umweltfolgeschäden der fossilen Energie berechnet 
würden. Notwendig ist hier ein ganzheitliches Den- 
ken im ökologischen Kreislauf. 

Die Umsetzung vernünftiger Wege bei den nach- 
wachsenden Rohstoffen würde bewirken, daß eine 
ausgeglichenere C02-Bilanz zu erwarten ist, Arbeit 
im ländlichen Raum bleibt, die Landwirtschaft wieder 
eine Perspektive für die Zukunft erhält und die 
Flächen bei Bedarf wieder für die Nahrungsmittelpro- 
duktion verwendet werden können. Ich freue mich 
deshalb, daß Bundeskanzler Helmut Kohl darauf 
drängt, daß massiv Vorschläge gemacht werden, in 
welchen Bereichen nachwachsende Rohstoffe mög- 
lichst schnell umgesetzt werden können. 

Die in Brüssel beschlossene Agrarreform hat nur 
dann einen Sinn, wenn es gelingt, bei den laufenden 
GATT-Verhandlungen einen wirksamen Außen- 
schutz für unsere Landwirtschaft zu erreichen. Wenn 
Bundeskanzler Helmut Kohl dafür eintritt, daß, so wie 
er sagte, die deutsche Landwirtschaft wieder mit 
Zuversicht in die Zukunft schauen kann, dann darf er 
einem zukünftigen GATT -Abschluß nur dann zustim- 
men, wenn darin der von uns geforderte Außenschutz 
gewährleistet ist. Vor allem muß darin eine Regelung 
für die Substitute gefunden werden. Nur dann hat die 
Agrarreform einen Sinn. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Vizepräsident Heimuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Der Agrarbericht 1992 soll an die in der Tagesord- 
nung aufgeführten Ausschüsse überwiesen werden. 
Die Entschließungsanträge der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. auf Drucksache 12/2727 und der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 12/2728 sollen an 
dieselben Ausschüsse überwiesen werden. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? — Ich höre und sehe 
keinen Widerspruch. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten auf Drucksache 12/2075. Unter 
Nr. 1 wird empfohlen, den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 12/722 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Die Beschlußemp- 


fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen (C) 
angenommen. 

Unter Nr. 2 wird empfohlen, den Entschließungsan- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf 
Drucksache 12/729 unverändert anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen 
der SPD und von Herrn Schumann ist diese Beschluß- 


Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim- 
mung über den von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Saatgutver- 
kehrsgesetzes, Drucksache 12/2154. Der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten empfiehlt auf 
Drucksache 12/2572, den Gesetzentwurf unverändert 
anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent- 
wurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Der 
Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung einstimmig 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol- 
len, sich zu erheben. — Der Gesetzentwurf ist damit 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim- 
mung über den von den Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Weinwirtschaftsgesetzes und des Weingesetzes, 
Drucksachen 12/2282 und 12/2662. Ich bitte diejeni- 
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Gegen die 
Stimmen der SPD -Fraktion ist mit Herrn Schumann 
und den Koalitionsfraktionen der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol- 
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit der 
gleichen Stimmenmehrheit wie soeben angenom- 
men. 

Die Gesetzentwürfe der Bundesregierung auf den 
Drucksachen 12/2694 und 12/2696 sollen an die in der 
Tagesordnung genannten Ausschüsse überwiesen 
werden. Die Anträge der Fraktion der SPD auf den 
Drucksachen 12/2126, 12/2317 und 12/2545 sollen zur 
federführenden Beratung dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und zur Mitbera- 
tung dem Haushaltsausschuß überwiesen werden. 
Gibt es anderweitige Vorschläge dazu? — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten auf Drucksache 12/1941. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 12/13 für erledigt zu erklären. Wer 


empfehlung angenommen. 
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stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — Stimm- 
enthaltungen? — Dann ist der Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gefolgt 
worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Gruppe PDS/Linke Liste auf Druck- 
sache 12/2746. Wer stimmt für diesen Entschließungs- 
antrag? — Nur Herr Kollege Schumann. Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD ist dieser 
Entschließungsantrag abgelehnt. 


Damit sind wir, meine Damen und Herren, am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich wünsche ein frohes Pfingstfest und berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt- 
woch, den 17. Juni 1992, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.51 Uhr) 
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Anlage 2 


Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Wolf-Michael Catenhusen (SPD) 
zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Asylverfahrens 
(Tagesordnungspunkt 15) 

Ich werde das vorliegende Gesetz zur Neuregelung 
des Asylverfahrens ablehnen. Eine Beschleunigung 
des Asylverfahrens bei offenkundig unbegründeten 
Asylanträgen ist auch für mich grundsätzlich vertret- 
bar. Ich habe aber nach wie vor Bedenken gegen eine 
Wirksamkeit dieses Gesetzes vor allem aus zwei 
Gründen: 

1. Nur eine mit dem Gesetz verbundene Vereinba- 
rung über die Behandlung der über 300 000 vorlie- 
genden unerledigten Asylanträge kann den Weg zu 
einer Beschleunigung des Asylverfahrens öffnen. 
Eine solche Regelung ist nicht in Sicht. Das wird das 
Anliegen des Gesetzentwurfs zumindestens kurzfri- 
stig ins Leere laufen lassen. 

2. Der vorliegende Gesetzentwurf trägt nichts dazu 
bei, daß die zu uns kommenden Flüchtlinge von 
vorneherein aus dem Asylverfahren herausgenom- 
men werden und daß der Zustand beendet wird, daß 
Flüchtlinge in unserem Lande zur Stellung eines 
Asylantrages ermuntert werden. 

Aufgrund der zuvor genannten Umstände befürchte 
ich, daß Asylbewerber in der Regel länger als 6 
Wochen, häufig über 12 Wochen in den Lagern 
verbleiben müssen. Ich halte dies aus humanitären 
Gründen und angesichts des sozialen und ethnischen 
Konfliktpotentials in solchen größeren Einrichtungen 
nicht für verantwortbar. 


Anlage 3 


Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Entwurf des Gesetzes 
über die Neuregelung des Asylverfahrens 
(Tagesordnungspunkt 15) 

1. Eine Reform des Asylrechtes ist dringend erfor- 
derlich. Die Bürger in Deutschland drängen auf eine 
baldige Lösung. Ziel muß es dabei sein, den wirklich 
politisch Verfolgten weiterhin Zuflucht zu gewähren. 


aber die Personengruppen von einem aufwendigen (C) 
Asylverfahren auszuschließen, die unseres Schutzes 
deswegen nicht bedürfen, weil sie überhaupt nicht 
oder nicht mehr gefährdet sind. Da diese Personen- 
gruppen durch einfaches Gesetz nicht ausgeschlossen 
werden können, ist eine Änderung des Grundgesetzes 
erforderlich. 

Außerdem müssen die Fluchtursachen vor Ort kon- 
sequent beseitigt werden. 

2. Eine Beschleunigung der Asylverfahren auf eine 
Zeitdauer von sechs Wochen ist nicht zu realisieren, 
weil die dazu notwendigen Voraussetzungen im Ver- 
waltungs- und Rechtswesen nicht geschaffen worden 
sind. 

Die Anhörung von Experten im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages hat auf eindrucksvolle Weise 
die Position der CDU/CSU-Bundestagsfraktion bestä- 
tigt, daß für eine Lösung der Asylproblematik auch 
eine Grundgesetzänderung notwendig ist. Die Grund- 
gesetzänderung scheitert bislang an SPD und F.D.P. 

3. Die Unterbringung von Asylbewerbern soll in 
Gemeinschaftsunterkünften, beispielsweise in ehe- 
maligen Kasernen, erfolgen. Dabei ist zwingend dar- 
auf zu achten, daß auch die Interessen der dortigen 
Bürger Berücksichtigung finden. 

4. Die derzeitigen finanziellen Leistungen an Asyl- 
bewerber sind zu überprüfen. 

5. Obwohl ich Zweifel gegen das Gesetz über die 
Beschleunigung der Asylverfahren habe, stimme ich 
dem Gesetzentwurf dennoch zu, um keine Möglich- 
keit auszulassen, das Asylproblem zu lösen. Ich (d, 
möchte nochmals feststellen, daß eine Grundgesetz- 
änderung unausweichlich ist. Eine rasche Lösung ist 
unbedingt erforderlich, um besorgte Bürger nicht in 
radikale Gruppen abwandern zu lassen und um nicht 

das Wählerpotential rechtsradikaler Parteien weiter 
zu erhöhen. Dies ist auch eine Frage des Ansehens des 
Deutschen Bundestages. 


Anlage 4 

Amtliche Mitteilungen 


Der Bundesrat hat in seiner 642. Sitzung am 15. Mai 1992 beschlos- 
sen, zu dem nachstehenden Clesetz einen Antrag gemäß Art. 77 Abs. 2 
GG nicht zu stellen; 

Erstes Gesetz zur Änderung des Mutterschutzgesetzes 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 21. Mai 1992 den 
Antrag der Fraktion der SPD und der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechi- 
schen und Slowakischen Föderativen Republik über gute Nachbar- 
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit - - Drucksache 12/2559 
— zurückgezogen. 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG -Vorlagen zur Kenntnis genommen 
hat: 
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